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Einleitung. 

L  Gedanke  der  Jugendgerichtsbarkeit. 

a)  Im  allgemeinen. 

Wir  leben  im  Zeitalter  des  Kindes,  im  Jahrzehnt  der 
Strafrechtsreform  und  damit  im  Zusammenhang  stehend 
der  Neugestaltung  des  Jugendstrafrechts,  des  Einsetzens 
der  Jugendgerichtsbewegung,  der  Neuschaffung  von  Ju- 
gendschutzbestimmungen, ja  sogar  von  eigenen  Jugend- 
gesetzen, wie  beispielsweise  des  Children  Act,  dessen 
Bearbeitung  Zweck  nachstehender  Darstellung  sein  soll. 
Obwohl  die  Reformen  des  Strafverfahrens  gegen  Jugend- 
liche schon  recht  weit  gehen  und  diese  in  allen  Staaten 
mit  größeren  oder  geringeren  Kämpfen  der  modernen 
Rechtsanschauung  sich  anzupassen  wußten,  so  harren  doch 
noch  ungezählte  Probleme  der  Verwirklichung. 

Die  überaus  umfangreichen  Aufgaben,  die  auf  die- 
sem Gebiete  noch  zu  lösen  sind,  finden  in  der  Schrift  von 
Arthur  Dix1  gebührende  Würdigung,  der  sie  folgen- 
dermaßen umschreibt:  „Für  die  Zukunft  unseres  wirt- 
schaftlichen Wettkampfes,  für  die  Zukunft  unserer  Rasse 
und  ihre  Rolle  unter  den  Völkern  der  Erde,  für  die  Zu- 
kunft unserer  Wehrkraft,  der  körperlichen,  geistigen  und 
moralischen  Volksgesundheit,   ist   die    Entwicklung  der 


1  Arthur  Dix,  Kriminalität  der  Jugendlichen  1902,  pag.  2. 
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Jugendlichen 2  einer  der  allerwichtigsten  Faktoren.  Ihre 
gewerbliche  Ausbildung  ist  mitbestimmend  für  die  Ent- 
wicklungsfähigkeit von  Industrie  und  Handwerk  und 
somit  auch  für  die  ganze  zukünftige  Gestaltung  unseres 
volkswirtschaftlichen  Lebens  und  ihre  geistige  und  sitt- 
liche Erziehung  ist  die  wichtigste  Vorbedingung  für  die 
Verringerung  der  Kriminalität  und  die  Heranbildung  eines 
moralisch  und  geistig  hochstehenden  Geschlechts. " 

Der  Wichtigkeit  dieser  Probleme  bewußt,  haben  weit- 
sichtige Männer  in  allen  Staaten  versucht  oder  darauf 
hingewirkt,  für  die  Behandlung  jugendlicher  Rechts- 
brecher besondere  Gesetze  aufzustellen  und  da,  wo  heute 
das  materielle  Jugendstrafrecht  noch  nicht  zu  Gunsten 
des  Jugendlichen  eine  Änderung  erfahren  hat,  war  doch 
schon  die  Tendenz  ersichtlich,  den  Strafprozeß  in  diesem 
Sinne  zu  verbessern. 

b)  Jugendgerichtshöfe  und  Entwicklung  derselben. 

Der  Ursprung  der  Children's  Court  führt  uns  in  der 
Geschichte  weit  zurück.  Schon  das  „Chancery  Law" 
in  England  enthält  Bestimmungen,  die  dem  Jugendlichen 
eine  privilegierte  Stellung  gewährten,  und  es  darf  wohl 
bemerkt  werden,  daß  eigentlich  die  gleichen  Grundsätze 
schon  damals  vereinzelt  durchzuschimmern  vermochten, 
für  welche  das  jetzige  Jahrhundert  und  das  Ende  des 
vergangenen  allgemein  als  Ursprungszeitpunkt  angesehen 
werden. 

Vor  dem  Jahre  1847  fand  das  „Common  law" 
auf  Jugendliche  Anwendung  und  erst  mit  dem  „Juvenile 
Off  enders  Act"  1847  begann  eine  neue  Ära.  Er 
garantierte  dem  Minor  eine  besondere  Prozedur  von  mög- 


2  Wines.  Vgl.  auch  Punishment  and  Reformation  pag.  297—300. 
The  first  duty  of  the  State  is  to  the  child.  Every  child  has  a  natural 
right  to  such  education  and  training  as  will  fit  him  for  the  discharge 
of  the  duties  of  citizenship. 
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lichster  Formlosigkeit.  Deshalb  wurden  dem  Friedens- 
gericht alle  Fälle  von  Diebstahl  übertragen,  deren  Täter 
das  14.  Lebensjahr  nicht  zurückgelegt  hatten.  Ferner 
bestand  die  Möglichkeit,  das  Kind  provisorisch  zu  ent- 
lassen 3. 

Dies  waren  jedoch  nur  wenige  grundlegende  Be- 
stimmungen, auf  welcher  Basis  die  Richter  das  Verfahren 
dann  im  allgemeinen  nach  individueller  Auffassung  ge- 
stalten konnten. 

An  dieser  Stelle  muß  namentlich  der  Schöpfer  der 
englischen  Jugendgerichte  erwähnt  werden,  Lord  Cour- 
tenay,  der  mit  vielen  anderen,  mit  ihm  in  Verbindung 
stehenden  Magistraten4,  eine  scharfe  Differenzierung  im 
Verfahren  gegen  Jugendliche  und  Erwachsene  durch- 
zuführen suchte. 

Das  schon  oben  erwähnte  Gesetz  des  Jahres  1847 5 
kann  mit  dem  des  Jahres  1879 6  als  Grundstein  der  eng- 
lischen Reformpolitik  bezeichnet  werden  und  ist  für  die 
Jugendfürsorgebewegung  von  unvergleichlicher  Wohltat 
gewesen.  Die  einmal  ins  Rollen  gekommene  Reform- 
tendenz hatte  ihren  Abschluß  nicht  gefunden,  sondern 
konnte  bis  zum  heutigen  Tage  noch  namhafte  Erfolge 
notieren.  Sie  erreichen  ihre  vorletzte  Etappe  in  dem  vom 
Home  Secretary  am  3  0.  Juni  1905  für  den  Me- 
tropolitan Police  Court  in  London7  ausgege- 


3  Das  Gesetz  von  1847  ist  durch  den  Summary  Jurisdiction  Act 
1879  ersetzt  worden  und  es  gelten  die  Bestimmungen  desselben  im 
wesentlichen  heute  noch. 

4  Magistrate  (Stipendiary)  sind  die  von  einem  größeren  Gemein- 
wesen angestellten  Berufsrichter,  denen  die  Zivil-,  Straf-  und  Admi- 
nistrativjurisdiktion in  erster  Instanz  zugewiesen  ist.  Das  Amt  des 
Stipendiary  Magistrate  entwickelte  sich  in  den  Städten  im  17.  Jahrh. 
Sein  Sitz  war  und  ist  heute  noch  im  Police  Court,  wo  auch  der  Ort 
seiner  regelmäßigen  Geschäfte  war. 

5  Law-Times  1909,  Febr. 

6  Marcell  Kleine,  Les  Tribunaux  pour  les  enfants,  pag.  22  ff. 

7  Legislation  in  regard  to  Children  pag.  25,  1906. 
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benen  Regulativ,  das  an  die  Polizeirichter  oder  die  Frie- 
densrichter die  Forderung  stellt,  wenn  immer  möglich 
und  wo  immer  die  Praxis  es  erlaubt,  mit  äußerster  Scho- 
nung des  zarten  Jugendalters  und  Berücksichtigung  der 
Verhältnisse,  unter  denen  der  Junge  die  Tat  vollführt 
hat,  gegen  das  Kind  oder  die  junge  Person  vorzugehen. 

Die  gleichen  Bestimmungen  in  etwas  veränderter 
Form  sind  1905  in  Schottland8  zu  Glasgow  und  Greenock 
eingeführt  worden. 

Von  dem  Jahre  1905  an  haben  alle  größeren  und 
kleineren  Städte  Großbritanniens  die  vom  Home  Office 
diktierten  Grundsätze  in  einer  den  Verhältnissen  zugäng- 
lichen und  praktikablen  Weise  angepaßt  und  wir  sehen 
deshalb  die  berühmten  englischen  Jugendgerichtshöfe 
durch  den  ChildrenAct  19089  endgültig  garantiert. 
Es  ist  die  Aufgabe  des  2.  Hauptabschnittes,  den  Children's 
Court  so,  wie  er  durch  obengenanntes  Gesetz  geschaffen 
wurde,  sowie  seine  Wirkung  und  Resultate  eingehender 
darzustellen. 

II.  Geschichte  der  Behandlung  jugendlicher 
Rechtsbrechen 

a)   Philanthropische  Bewegungen. 

Gemäß  einer  Überlieferung  verlangten  die  Bürger 
von  London  im  Jahre  1552  die  Überlassung  des  Palastes 


8  a)  The  Trial  of  Youthful  Offenders  does  not  take  place  at  the 
ordinary  sittings  of  the  court. 

b)  No  child  under  16,  unless  in  exceptional  circumstances  may  be 
confined  in  the  ordinary  poliee  cells  previous  to  trial,  a  point  of 
great  importance  in  the  reform  of  procedure  in  regard  to  youthful 
criminals. 

c)  The  district  superintendents  are  encouraged  to  deal  with  trifling 
offences  without  bringing  them  into  court.  Probation  officers  are  in 
daily  attendance  for  the  purpose  of  receiving  the  instructions  of  the 
presiding  magistrate  on  such  cases,  as  may  seem  suitable  for  probation. 

s  Edw.  7.  C  67. 
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Bridewell  zur  Unterbringung  der  Armen  und  Heran- 
ziehung der  landstreicherischen  Jugend  zu  gewerblichem 
Fleiße  (to  lodge  the  poor  and  to  breed  up  children) 1. 

Doch  erst  die  Bestrebungen  der  Philanthropen  des 
18.  Jahrhunderts  erreichten  in  England  eine  wesentliche 
Besserung.  Vor  allem  müssen  die  Bemühungen,  der  aller 
Zukunft  erhaltenen  Pioniere  auf  dem  Gebiete  der  Sozial- 
wissenschaft genannt  werden,  die  Namen  eines  John 
Howard,  John  Pounds,  the  Duke  of  Leeds 
und  dann  später  Miß  Mary  Carpenter.  Die  Gegen- 
wart verdankt  denselben  einen  großen  Teil  von  Reform- 
gedanken, namentlich  im  Poenitentiarsystem  und  sehen 
wir  Ideen  derselben  teilweise  erst  heute  verwirklicht 
oder  der  Verwirklichung  nahe. 

John  Howard  verlangt  in  seiner  Schrift:  „What  can 
be  done  with  young  offenders  in  our  gaols?"  eine  kor- 
rektioneile Behandlung  der  verbrecherischen  Jugend,  Tren^ 
nung  derselben  von  andern  Gefangenen,  einen  Freund 
zu  ihrer  Besserung,  nicht  einen  Gefangenwärter  zur 
Zucht.  Howards  Maxime:  „Make  men  diligent  and  you 
will  make  them  honest"  drängt  sich  durch  all  sein  Wirken 
und  Streben. 

Ebenfalls  in  die  Liste  der  Philanthropen  sind  die 
beiden  Männer  John  Pounds  the  Porthmouth  Shoe- 
maker,  der  Begründer  der  Industrial  Schools  1766—1839, 
sowie  Duke  of  Leeds  der  Schöpfer  des  Zwangser- 
ziehungswesens zu  fügen.  Letzterer  kaufte  im  Jahre  1788 
Hütten  in  Hatkney  an,  und  brachte  in  denselben  kleine 


1  John  Howard,  The  State  of  the  Prisons  in  England  Wales 
pag.  191;  Bridewell,  This  building  was  formaly  a  palace  near  St. 
Bridgets  (St.  Bride's)  well;  from  whence  it  had  the  name,  which  after 
it  became  a  prison  was  applied  to  other  prisons  of  the  same  sort.  It 
was  given  to  the  city  by  king  Edward  VI.  in  1552.  —  Über  Gefäng- 
nisse und  Zuchthäuser  nach  John  Howard  von  Kupfern  1780. 
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Handwerker  und  hilflose  Kinder  transportierter  Verbre- 
cher unter,  etwa  je  12  gegen  ein  geringes  Kostgeld2. 

Man  erkannte  jedoch  schon  früh,  daß  die  gesell- 
schaftliche Tätigkeit  eher  imstande  ist,  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Jugendfürsorge  fruchtbringende  und  weiteren 
Kreisen  zugängliche  Werke  zu  schaffen.  Gerade  in  diese 
Periode  fällt  die  Gründung  namhafter  Gesellschaften,  die 
heute  noch  im  englischen  Rechtsleben  eine  sehr  bedeu- 
tende Rolle  spielen  und  die  der  Staat  in  weitgehender 
Weise  begünstigt. 

Im  Jahre  1756  errichtete  die  Marine  Society3 
eine  Schule  zur  Aufnahme  und  Besserung  jugendlicher 
Rechtsverbrecher  (school  for  the  reception  and  reform 
of  criminals).  Die  gleiche  Gesellschaft  eröffnete  dann  1786 
ein  Training  ship  zur  Ausbildung  jugendlicher  Rechts- 
brecher zum  Seedienst. 

Im  Jahre  1788  wurde  die  Philanthropy  Society 
gegründet:  „for  the  protection  of  poor  children  and  the 
offspring  of  convicted  felons  and  the  reformation  of 
children,  who  have  themselves  been  engaged  in  criminal 
proceedings."  Sie  errichtete  in  der  City  von  London  eine 
Besserungsanstalt.  Dieses  Institut,  welches  dann  später 
zur  berühmten  „farm  school  zu  Redhill"  wurde,  ist  eine 
Nachbildung  der  von  Monsieur  Dem  et z  und  andern 
in  Frankreich  eingeführten  Besserungsanstalten4. 


2  Fön  ring,  Handbuch  des  Gefängniswesens  1880  (Holtzendorf- 
Tagemann,  pag.  280).  Encyclopaedica  Britanica  1911,  Art.  Juvenile 
Offenders. 

3  Rüssel,  The  Making  of  the  Criminal,  pag.  202.  Die  Marine 
Society  erfuhr  vom  König  und  den  City  Companies  sehr  starke  Unter- 
stützung und  die  Statistik  gibt  deutliche  Zeichen  von  ihrem  Wirken,  in- 
dem von  1756  —  1762  nicht  weniger  als  5451  junge  Männer  und  4787 
Knaben  bekleidet  und  zu  Seeleuten  ausgebildet  wurden,  bei  einer  Aus- 
gabe von  ca.  Frs.  550000.— 

4  Win  es,  Report  on  the  international  Penitentiary  Congress  of 
London.    Gray  Philanthropy  and  State  1908. 
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Nachdem  das  Bedürfnis  und  die  Wohltat  solcher 
„Societies"  immer  mehr  erkannt  worden  war,  entwickelten 
sich  Schlag  auf  Schlag  eine  Reihe  von  Vereinigungen, 
deren  wichtigste  erwähnt  werden  mögen: 

1.  1806  entstand  die  „D  als  ton  Refuge  Union 
f  o  r  th  e  De  stitute". 

2.  1815  The  Society  for  the  Improvement  of 
Prison  Discipline  and  for  the  Refor- 
mation of  Juvenile  Offende  r  s. 

3.  „The  Children's  Friend  Society." 

4.  1837  bildete  sich  die  Central  Society  unter  der 
Leitung  von  Lady  Noel  Byron. 

Alle  die  erwähnten  Gesellschaften  lernten  immer  mehr 
die  schreiende  Notwendigkeit  der  Staatshilfe  kennen,  daß 
ohne  staatliche  Gesetzgebung  und  Subventionierung  eine 
durchgreifende  Besserung  nicht  zu  erwarten  sei. 

b)   Staatliche  Eingriffe. 

/.  Persuche. 

Den  ersten  Versuch,  die  Zahl  der  Jugendverbrecher 
durch  gesetzgeberischen  Eingriff  zu  reduzieren,  haben 
wir  noch  im  18.  Jahrhundert  zu  suchen,  wo  1793  der 
Staatsmann  Pitt  eine  Bill  ausarbeitete,  um  eine  Art 
Industrial  School  zu  errichten,  dessen  Ideen  aber  nicht 
durchdrangen 5. 

Die  ersten  legalen  Grundsätze  der  Abhilfe  gegen 
frühere  Zustände  finden  sich  erst  in  den  ersten  Dezennien 
des  19.  Jahrhunderts.  So  schuf  im  Jahre  1838  das  Par- 
lament einen  Akt  (Parkhurst  Act),  welcher  die  Errich- 
tung eines  Besserungsgefängnisses  (penitentiary)  in  Park- 
hurst auf  der  Isle  of  Wight  anordnete  und  zur  Abgabe 
an  dasselbe  diejenigen  jugendlichen  Verbrecher  be- 
stimmte, welche  zur  Transportierung  oder  Gefängnisstrafe 


5  John  Trevarthen,  The  Nine-teenth  Century,  Jan.  1901, 
„Hooliganism". 
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verurteilt  waren,  aber  mit  dem  sogen,  „conditio  na  l 
pardon"(;  begnadigt  wurden.  1843  veranlaßte  das 
Home  Secretary  die  Philanthropy  Society  and  Refuge 
for  the  destitute  die  Errichtung  eines  Central  Refor- 
matory,  das  durch  das  Governement  Unterstützung  er- 
halten sollte,  aber  es  blieb  alles  wie  vorher;  das  Gleiche 
geschah  mit  dem  Comitee  of  Council  on  E  d  u  - 
cation  im  Jahre  1846.  Alle  errichteten  Institute  und 
geplanten  Verbesserungen  waren  eben  nicht  in  der  Lage, 
der  immer  größer  werdenden  Zahl  der  Jugendverbrechen 
zu  begegnen,  denn  nicht  weniger  als  11  000—12  000  Min- 
derjährige passierten  jährlich  die  Gefängnisse  von  Eng- 
land und  Wales,  wovon  1/3  aller  allein  auf  London  ent- 
fällt. In  dieser  Zeit  setzt  das  Wirken  des  Pioniers  auf 
dem  Gebiete  der  Jugendfürsorge  Miss  Mary  Carpen- 
ter's  ein.  Mit  scharfer,  aber  durchaus  wahrer  Zunge, 
spricht  sie  sich  gegen  die  herrschenden  Zustände  aus. 
Eine  ihrer  ersten  Schriften  war:  Ragged  School, 
their  principles  and  modes  of  Operation  1 849. 

1851  erschien  ein  weiteres  Werk:  Reformatory 
Schools  for  the  children  of  the  perishing 
and  danger ous  classes  and  for  juvenile  of- 
fen d  e  r  s. 

1853  schrieb  sie  über:  „Juvenile  D  e  1  i  n  q  u  e  nt  s", 
in  welcher  Schrift  sie  unter  anderm  sich  folgendermaßen 
ausdrückte:  Pag.  3  .  .  .  „only  occasionally  the  law  takes 
within  its  grasp  individuals  of  this  class,  the  class  of 
persons  who  habitually  live  regardless  of  God  and  duty. 
When  it  does  so,  it  brands  them  as  well  punishes  them; 
they  are  termed  delinquents,  felons  and  the  like;  and 
the  amount  of  crime  in  England  is  computed  by  the 
number  of  anual  convictions." 

Miss  Carpenters  Initiative  ist  es  zu  verdanken,  daß 
1851  und  1853  in  Birmingham  verschiedene  Konferenzen 

6  Lenz,  Anglo-amerikanische  Grundlagen,  pag.  202;  Lenz, 
Zwangserziehung  in  England,  pag.  23. 
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tagten,  als  deren  Erfolg  der  Reformatory  School  Act  1854 
bezeichnet  werden  muß  (17  u.  18  Vict.  c  74),  ein  Privat- 
akt, mit  nur  provinzialem  Geltungsbereich  (Middlesex). 

2.  Entwicklung  der  verschiedenen  Gesetze  in  Großbritannien. 

Die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  setzt  ein  mit 
dem  Jahre  1854.  Der  Reformatory  School  Act7 
gibt  dem  Staatssekretär  die  Befugnis,  aus  Staatsmitteln 
Schulen  zu  errichten  und  diese  zu  unterstützen,  bestimmt 
aber,  daß  den  Eltern  eine  Kontribution  von  2—5  Shilling 
aufzuerlegen  sei.  Ein  jugendlich  Verurteilter,  der  eines 
Vergehens  sich  schuldig  gemacht  hatte,  konnte  einer 
Besserungsanstalt  (Reformatory  School)  für  2 — 5  Jahre 
überwiesen  werden,  bei  einer  vorausgehenden  Gefäng- 
nisstrafe von  mindestens  14  Tagen.  Der  1855 8  und  1856 9 
entstandene  Act  änderte  die  Bestimmungen  des  Reformatory 
School  Act  1854  nur  in  geringfügigen  Einzelheiten.  Das- 
selbe gilt  auch  für  das  Gesetz  vom  Jahre  1857 10,  durch 
welches  namentlich  eine  bessere  Kontrolle  der  Schulen, 
sowie  eine  größere  Frequenz  statuiert  wurde.  Es  wurde 
ferner  dem  „manager"  die  Befugnis  erteilt,  einen  Zög- 
ling spätestens  nach  Verlauf  der  Hälfte  der 
Unterbringungszeit  bedingt  zu  entlassen. 
Es  ist  bemerkenswert,  wie  relativ  schnell  das  System  der 
Industrial  Schools  (Erziehungsanstalten)  Anklang  in  dem 
sonst  gegen  jeden  Modernismus  feindlich  sich  zeigenden 


7  17  u.  18  Vict.  c  86;  Rüssel,  The  Making  of  the  Criminal, 
pag.  212. 

Reicher,  Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend;  Kinderschutz 
in  England,  pag.  12. 

8  An  Act  to  amend  the  Act  for  the  better  Care  and  Reformation 
of  youthful  Offenders  and  the  Act  to  render  Reformatory  and  In- 
dustrial Schools  in  Scotland  more  available  for  the  Benefit  of  Vagrant 
Children  18  u.  19  Vict.  c  87. 

8  19  u.  20  Vict.  c  109. 
10  20  u.  21  Vict.  c  55. 
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konservativen  England  gefunden  hat  und  die  kurze  Zeit- 
spanne von  1854—1857  schon  44  genehmigte  Anstalten 
(certified  schools)  aufzuweisen  vermochte11.  In  Anwen- 
dung des  Gesetzes  von  1857  wurde  1861  die  Klasse  der- 
jenigen Kinder,  welche  einer  Industrial  School  einge- 
wiesen werden  konnten,  erweitert12. 

Eine  ganz  revolutionäre  Umgestaltung  erfuhr  das 
englische  Jugendstrafrecht  materieller  wie  formeller  Natur 
durch  den  Reformatory  and  Industrial  School  Act  des 
Jahres  1866. 

Mit  diesem  Momente  ist  der  erste  folgenschwere 
Kampf  gegen  das  Jugendverbrechen  zum  Abschluß  ge- 
kommen und  erscheint  die  lange  Reihe  der  späteren  Ge- 
setze lediglich  eine  Erweiterung,  Abänderung  oder  Auf- 
hebung dieser  ersten  grundlegenden  Kodifikation. 

Die  Wandlungen,  denen  das  englische  Jugendstraf- 
recht unterworfen  war,  lassen  sich  auf  die  Formel  „Er- 
ziehung statt  Strafe"  reduzieren.  Währenddem  früher, 
d.  h.  um  die  Mitte  und  Wende  des  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts allgemein  die  Auffassung  herrschend  war,  daß 
zuerst  auf  eine  Gefängnisstrafe  (von  wenigstens  14  Tagen) 
erkannt  werden  müsse  und  erst  nach  dieser  dem  Jugend- 
lichen das  Privileg  einer  Erziehungsstrafe  zu  Teil  werden 
konnte,  ist  dieser  Standpunkt  nun  überwunden,  vollstän- 
dig allerdings  erst  mit  dem  Jahre  1899. 

Folgende  Details  des  Reformatory  und  Industrial 
School  Act  1866  mögen  die  Bedeutung  desselben  noch 
illustrieren. 

Eine  sehr  wesentliche  Neuerung  war  die  Schaffung 
der  Stelle  eines  Inspektors,  welchem  die  Pflicht  oblag, 
jede  Anstalt  jährlich  mindestens  1  Mal  zu  besuchen 13. 

11  Lushington  Commission  Report  1896,  pag.  125. 

12  Graham  Balfour,  The  Educational  Systems  of  Great  Britain 
and  Ireland  1903.  Vgl.  Abschnitt  über  Reformatory  und  Industrial 
Schools. 

13  Vgl.  s.  463   Ch.  A. 
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Die  Gefängnisbehörden  werden  ermächtigt,  an  die 
Gebäude,  wie  auch  Unterhaltungskosten  einen  Beitrag  zu 
leisten14.  Jugendliche  Rechtsbrecher  unter  16  Jahren 
wurden  für  ein  Vergehen,  das  mit  Zuchthaus  oder  Ge- 
fängnis von  10  oder  mehr  Tagen  gesühnt  wurde,  einer 
genehmigten  Besserungsanstalt  überwiesen  für  nicht  we- 
niger als  2  und  nicht  mehr  als  5  Jahre  15.  Dagegen  sollte 
das  Kind  nicht  mehr  einer  Reformatory  School  übergeben 
werden  dürfen  16. 

Ein  Kind,  das  für  „felony"  überwiesen  wurde,  darf 
nicht  einer  Industrial  School  eingeliefert  werden.  Sect. 
1  des  Youthful  Off  enders  Act  1847  bestimmt,  daß  da, 
wo  ein  Kind  für  „felony"  verhaftet  wurde,  mit  dem 
aber  nach  sect.  16  S.  J.  A.  1879  oder  Prob,  of  Offender 
Act  1887  verfahren  wurde,  oder  für  welches  Ruten- 
schläge vorgesehen  waren,  eine  Überführung  nicht  als 
eine  solche  für  „felony"  betrachtet  werden  solle,  um  ihm 
die  Aufnahme  in  eine  Industrial  School  zu  ermöglichen 
oder  dasselbe  die  Nachteile  erfahren  zu  lassen,  die  die 
Verurteilung  für  dieses  Delikt  nach  sich  ziehen.  Auch 
Rückfälle  behandelte  das  Gesetz.  Die  bedingte  Entlas- 
sung auf  Grund  eines  Erlaubnisscheines  fand  bereits  weit- 
gehende Würdigung;  diese  Erlaubnis  mußte  jedoch  alle 
3  Monate  erneuert  werden. 

Im  Jahre  1870  wurde  der  Akt  durch  den  Elemen- 
tary  Education  Act  33  und  34  Vict.  c  75  ver- 
vollständig in  dem  Sinne,  daß  ein  School  Board  die 
gleiche  Kompetenz  haben  soll,  eine  Industrial  School  zu 
subventionieren,  wie  dies  durch  die  „Prison  Authority" 
ermöglicht  ist. 

11  Vgl.  s.  74  Ch.  A. 

15  Vgl.  s.  65  Ch.  A. 

16  Russell,  The  Making  of  the  Criminal  214.  The  difference 
between  Reformatory  and  Industrial  Schools  as  determined  by  the  Act 
of  1866  is  that  the  former  are  for  actual,  the  latter  for  potential  delin- 
quents,  and  that  the  Reformatories  contain  children  on  an  average 
three  years  older  than  the  Industrial  Schools,  vgl.  Inspectors  Report  1900. 
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Im  Jahre  1900  besaß  das  School  Board  bereits  10 
Industrial  Schools  sowie  alle  englischen  Day  Industrial- 
und  Truant  Schools. 

Der  Prevention  of  Crime  Act  des  Jahres  1871 
kreierte  eine  Anzahl  von  Anstalten,  in  denen  Kinder  von 
solchen  Müttern  Aufnahme  finden  sollten,  die  2  Mal  wegen 
irgend  eines  Verbrechens  vorbestraft  waren.  Es  ist  diese 
Bestimmung  vom  Standpunkte  der  unter  solchen  Verhält- 
nissen lebenden  Kindern  zu  begreifen. 

Der  Elementary  Education  Act  des  Jahres 
1876  vergrößerte  die  Zahl  der  in  die  Schulen  zu  senden- 
den Kinder  bedeutend.  Der  Schulbehörde  wurde  die 
Pflicht  Überbunden,  den  Elementary  Act  zu  verwirklichen, 
es  sei  denn,  daß  im  konkreten  Fall  die  ratio  legis  nicht 
in  diesem  Sinne  interpretiert  werden  durfte  und  eine 
anderweitige  Maßnahme  zweckmäßiger  erschien.  Day 
Industrial  Schools  wurden  für  Kinder  errichtet,  deren  Er- 
ziehung von  den  Eltern  vernachlässigt  wurde  oder  welche 
wandernd  sogen,  „vagrant  children"  oder  in  schlechter  Ge- 
sellschaft angetroffen  wurden.  Truant  Schools  17  wurden 
nicht  durch  Gesetz  besonders  geschaffen,  rechtlich  sind 
diese  einfach  als  Industrial  Schools  aufzufassen. 

Im  Jahre  1891  passierte  ein  kurzer  Akt  das  Parlament 
mit  dem  Titel  „An  Act  to  assist  the  managers  of  Refor- 
matory  and  Industrial  Schools  in  advantageously  launching 
into  useful  careers  the  children  under  their  charge". 

1893  wurde  durch  den  Reformatory  School  Act  56 
und  57  Vic.  c  48  das  Minimalalter  der  Zulassung  von 
Kindern,  die  nicht  vorbestraft  waren,  auf  12  Jahre  erhöht, 
die  Minimalzeit  der  Einweisung  auf  3  Jahre  fixiert  und 
das  Alter  der  obligatorischen  Freilassung  vom  21.  Le- 
bensjahr auf  das  19.  zurückgesetzt.    Sehr  wichtig  war 

17  Truant  Schools  oder  short-term  Schools  sind  Disziplinarklassen, 
die  namentlich  dem  Zwecke  der  Anhaltung  zur  Schule  bestimmt  sind. 
Es  gelangen  in  diese  vorwiegend  Schulschwänzer,  die  sich  mehrfacher 
Schulversäumnisse  schuldig  gemacht  haben. 
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die  Bestimmung,  die  dem  Gerichtshof  die  Erlaubnis  gab, 
Knaben,  die  einer  Reformatory  übersandt  werden  sollten, 
nicht  eine  vorherige  Gefängnisstrafe  verbüßen  zu  lassen, 
eine  Bestimmung,  die  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1899  (62  und  63  Vict.  c  12)  dem  richterlichen  Er- 
messen vorenthalten,  d.  h.  für  den  Richter  jus  cogens 
wurde. 

DerYouthfullOffendersActl901  befaßt  sich 
namentlich  mit  der  Frage  der  elterlichen  Verantwortlich- 
keit dem  Kinde  gegenüber,  welche  sich  im  Falle  einer 
Vernachlässigung  der  Elternpflicht  in  einen  Strafanspruch 
des  Staates  umsetzt. 

Es  ist  oben  von  der  Gefängnisstrafe,  deren  jugendliche 
Rechtsbrecher  unterstellt  wurden,  gesprochen  worden  und 
da  glaube  ich  einige  Zahlen  zur  Veranschaulichung  bei- 
fügen zu  dürfen,  die  beweisen  sollen,  wie  relativ  groß 
die  Zahl  der  Gefängnisstrafen  von  Jugendlichen  unter 
17  Jahren  war. 

1856  13  981 

1860  8  029 

1887  4  924 

1897  1  688 

Die  weitere  Entwicklung  ist  nun  durch  den  schon 
viel  genannten  Children  Act  des  Jahres  1908  gegeben. 

III.  Children  Act  vom  21.  Dezember  1908. 

8  Edw.  7  c  67. 

a)   Entstehung  des  Gesetzes. 

Schon  lange  machte  sich  in  England  das  Bedürfnis 
nach  einer  Modifikation,  sowie  auch  Erweiterung  der 
alten  Gesetze,  die  das  materielle,  sowie  auch  formelle 
Jugendstrafrecht  einer  Neugestaltung  unterwerfen  sollten, 
geltend.  Der  schweren  Aufgabe,  ein  Gesetz  auszuarbeiten, 
das  alle  Mängel  der  früheren  ausschaltete,  aber  auch  die 
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Vorzüge  eines,  den  modernsten  Anschauungen  sich  an- 
passenden enthalte,  kam  Sir  Herbert  Samual  in  glän- 
zender Weise  nach  K 

In  der  ersten  Lesung  vom  11.  Februar  1908  wies 
Sir  Herbert  Samuel  auf  die  unbedingte  Notwendigkeit 
einer  Konsolidation  hin.  Der  erste  Druck  erfreute  sich 
einer  begeisterten  Aufnahme,  so  daß  in  der  2.  Lesung 
vom  25.  März  der  Lord  Advocat  Mr.  Th.  Shaw2 
der  Hoffnung  auf  eine  baldige  Annahme  der  Bill  Aus- 
druck verleihen  konnte.  Am  15.  Dezember  beriet  das 
House  of  Commons  die  „Amendaments"  der  Lords  zu 
dem  Gesetze  und  am  21.  Dezember  wurde  die  Bill  von 
den  beiden  Kammern  endgültig  angenommen. 

b)  Einteilung  des  Children  Act. 

Das  Gesetz  zerfällt  in  6  Abteilungen  und  umfaßt 
134  Artikel.  Der  Vollständigkeit  halber  erachte  ich  es 
für  zweckmäßig,  eine  kurze  Systematik  desselben  zu  geben, 
schon  mit  Rücksicht  darauf,  daß  auf  einzelne  Kapitel, 
trotzdem  sie  einen  vollständigen  Umschwung  brachten, 
nicht  eingegangen  werden  kann  und  eine  flüchtige  Skiz- 
zierung der  verschiedenen  Abschnitte  deshalb  gerecht- 
fertigt erscheint. 


1  Mendelsohn  Bartholdi,  Gerichtssaal,  pag.  74/113.  „...  Ein 
Gesetz  zur  Zusammenfassung  und  Verbesserung  der  Rechtspflege,  die 
den  Schutz  von  Kindern  und  Jugendlichen,  die  Einrichtung  von  Bes- 
serungs-  und  Arbeitsschulen,  die  Behandlung  jugendlicher  Delinquenten 
regeln  und  überhaupt  zur  Verbesserung  des  Rechts  für  Kinder  und 
Jugendliche  vom  21.  Dez.  1908  und  in  England  kurzweg  Childrens 
Charter  genannt  wird,  hat  in  seiner  parlamentarischen  Laufbahn  seltenes 
Glück  gehabt."  .  .  . 

2  „The  propects  on  all  sides  at  the  present  time  are  so  favourable, 
that  we  are  hoping,  to  secure  a  speedy  passage  of  the  Bill  into  Law." 
Rede  von  Mr.  Shaw,  abgedruckt  in  der  Times  vom  25.  März. 
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/.  Infant  Life  Protection3. 

Dieser  Teil  ruht  im  wesentlichen  auf  dem  Infant 
Life  Protection  Act  1897,  welcher  sich  wieder 
auf  den  Infant  Life  Protection  Act  von  1872 
stützt,  der  den  ersten  Versuch  bildet,  Kinder,  die  zur  Pflege 
in  anderer  Leute  Obhut  gegeben  werden,  zu  schützen.  In 
sect.  1  wird  eine  Pflicht  der  „Local  Authority"  der 
Counti  Council  oder  der  City  Corporations 
statuiert,  infant  visitors4  oder  Guardians  of 
the  Poor-law  protection  Union  anzustellen, 
welche  die  Heime,  in  denen  Kinder  unter  der  Altersgrenze 
von  7  Jahren  untergebracht  sind,  zu  überwachen  und 
periodisch  diese  Anstalten  zu  besuchen  haben.  Jede  Per- 
son, die  ein  solches  Kind  in  Pflege  nimmt,  hat  innerhalb 
48  Stunden  hiervon  einer  der  obengenannten  Behörden 
Anzeige  zu  machen.  Die  Hauptneuerung  des  Gesetzes 
liegt  in  der  weiteren  Fassung  des  Ausdrucks  in  sect.  1 
„Where  a  person  undertakes  for  reward  the  nursing  and 
maintenance  of  one  or  more  infants."  Diese  Er- 
weiterung ist  das  Resultat  einer  langjährigen  Erfahrung, 
da  nach  dem  Gesetze  von  1897  solche  Personen,  die  nur 
1  Kind  in  Pflege  erhielten,  der  Kontrolle  der  Behörde 
nicht  unterworfen  waren. 

Eine  wichtige  Bestimmung  ist  ferner  in  sect.  1,  daß 
die  Versicherung  des  Lebens  des  Kindes  zu  Gunsten 
der  Person,  in  deren  Obhut  sich  dasselbe  befindet,  als 
Straftat  betrachtet  wird.  Im  übrigen  enthält  dieser  Ab- 
schnitt die  allgemeinen  Schutzbestimmungen  das  Leben 
von  Kindern  unter  7  Jahren  betreffend. 


3  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt:  Jones  Belliot,  pag.  3  ff.  1909; 
Stephens,  Comentaries  of  English  Laws,  Bd.  IV,  pag.  41;  Baird, 
Protection  of  Children,  1908;  Chitty,  Bd.  1908,  pag.  255;  Dewa 
1909,  pag.  170, 186;  Hall  Clarke,  pag.  3  ff.;  Stones  1911,  pag.  215 ff. 

4  Infant  protection  visitors  sect.  21  Ch.  A.  Es  sind  dies  von 
der  Lokalbehörde  angestellte  Personen  beiden  Geschlechts. 
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Im  summarischen  Verfahren  5  gelangen  diejenigen  zur 
Aburteilung,  welche  sich  gegen  die  Vorschriften  dieses 
Teiles  des  Gesetzes  verstoßen  und  können  entweder  zu 
einer  Geldbuße  von  25  Pfund  Sterling  =  625  Frs.  oder 
aber  mit  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  verurteilt  werden. 

2.  Cruelty  to  Chilclren  and  young  Persona. 

Dieser  Teil  des  Gesetzes  hat  eine  weit  zurückrei- 
chende Entstehungsgeschichte  und  stützt  sich  in  der 
Hauptsache  auf  die  Gesetze  der  Jahre  1889,  1894 6  und 
1904  7.  Er  umfaßt  die  sections  12 — 38  und  ist  bestimmt, 
Verbrechen  an  Kindern  unter  16  Jahren  unter  Strafe  zu 
stellen.  Neu  sind  die  Bestimmungen,  daß  Personen  über 
16  Jahre,  denen  die  „custody  charge  or  care  of  any 
young  person"  zukommt,  haftbar  sind  in  dem  Falle, 
wenn  Kinder  unbewacht  zu  offenem  Feuer  zugelassen 
werden  oder  nicht  die  nötigen  Präventivmaßregeln  ge- 
troffen werden,  um  einer  solchen  Gefahr  zu  begegnen. 

Es  wird  berichtet,  daß  jährlich  1600 8  Kinder  durch 
Verbrennen  oder  an  den  Folgen  von  Brandwunden  das 
Leben  verlieren.  So  erklärt  sich  auch  die  strenge  Auf- 
fassung der  Haftung  in  dem  Sinne,  daß  die  Person,  in 
deren  Obhut  das  Kind  sich  befindet,  einer  Buße  bis  zu 
10  Pfund  Sterling  =  250  Frs.  verfällt,  falls  das  Kind  ver- 
möge der  Unachtsamkeit  derselben  irgend  einen  Schaden 
nimmt. 

Die  Bestimmung  in  sect.  13,  daß  diejenige  Person 
schuldig  (guilty)  befunden  werden  soll,  die  im  Schlafe 


5  Die  Darstellung  des  Verfahrens  siehe  Jugendgerichte  pag.  53  ff. 
f'  57  u.  58  Vict.  c  33. 

7  4  Edw.  7  c  15. 

6  Nach  einer  Notiz  in  der  Times  vom  18.  April  1908  werden 
diese  Angaben  allerdings  dementiert  und  bemerkt,  daß  die  Zahl  1600 
das  Ergebnis  einer  statistischen  Erhebung  des  Jahres  1904  sei  und 
nicht  nur  auf  London,  sondern  auf  das  ganze  Königreich  sich  beziehe, 
jedoch  nicht  1600,  sondern  nur  1224  betrage. 
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ein  Kind  unter  3  Jahren  erstickt,  ist  gleichfalls  neu.  Die 
Praesumtion  geht  aber  dahin,  in  solchen  Fällen  anzu- 
nehmen, daß  die  Grausamkeit  keine  gewollte  war,  es  sei 
denn,  daß  Trunksucht9  bewiesen  werden  könne  im  Mo- 
mente, wo  die  Mutter  das  Kind  zu  sich  nimmt.  Daß 
auch  diese  Fälle  recht  zahlreich  sind,  beweist  die  Stati- 
stik, die  ungefähr  1600  Kinder  anführt,  die  durch  Er- 
sticken (overlying)  jährlich  ums  Leben  kommen. 

Neben  diesen  völlig  neuen  Bestimmungen  übernimmt 
der  Abschnitt  aber  auch  diejenigen  Delikte  begangen  an 
Kindern,  die  schon  in  früheren  Gesetzen  als  Straftat  unter 
diesen  Teil  des  Gesetzes  fielen.  Es  sind  dies  kurz  fol- 
gende 10. 

Eltern  oder  die  gesetzlichen  Stellvertreter  von  Kin- 
dern, die  dieselben  veranlassen,  in  den  Straßen  oder  öf- 
fentlichen Plätzen  Almosen  zu  verlangen,  sei  es  auch 
unter  dem  Vorwand  irgend  welcher  Darbietungen,  wie 
Singen,  Spielen  etc.  können  zu  einer  Buße  von  nicht  mehr 
als  25  Pfund  Sterling  im  summarischen  Verfahren  ver- 
urteilt werden. 

Das  Verlassen  oder  Aussetzen  eines  Kindes  unter 
2  Jahren  (unlawful  abandonment  or  exposure  of  a  child 

9  Ein  solcher  Nachweis  ist  aber  unter  Umständen  außerordentlich 
schwer,  denn  der  Zeitraum  des  „Betrunkenseins"  und  „zu-Bette-gehens" 
vermag  wohl  den  leisesten  Anflug  der  Trunkenheit  wieder  zu  erlöschen 
und  trotzdem  hat  man  die  Person  zuletzt  in  betrunkenem  Zustande 
gesehen.  Vgl.  auch  die  kritischen  Bemerkungen  bei  Hall-Clarke, 
pag.  14  u.  32.  Hier  wird  betont,  wie  schwierig  der  Nachweis  der 
„wilfully  intention"  ist.  Stones,  pag.  221  ff.;  Clerk  und  Lind  seil, 
On  Torts,  5.  Aufl.  1909,  pag.  222,  229;  Encyclop aed ia  of  English 
Law,  Bd.  VI,  pag.  116  ff.  — 

In  den  Parlamentssitzungen  bemerkt  Mr.  Rawlinson:  They  ought 
not  to  make  an  offence  a  criminal  Act,  unless  the  person  had  a  cri- 
minal  intention.  Could  there  be  any  posible  intention  making  a  cri- 
minal of  a  woman  who  unintentionally  overly  her  child  after  Coming  home 
f rom  work  dead  tried  ?  What  defence  was  there  fining  a  woman  10  Pounds. 

10  5  u.  6  Vict.  c  38  s  1;  24  u.  25  Vict.  c  100  ss.  27  u.  71  ;  54  u. 
55  Vict.  c  69  s  1;  vgl.  auch  Hall-Clarke,  pag.  14. 

2 
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less  than  tvvo  years  old  to  the  danger  of  its  life  or 
permanent  injury  of  its  health).  Ein  solches  Gebaren 
wird  als  „indictable  misdemeanour"  vor  dem  Viertel- 
jahrsgericht (Quarter  Sessions)  zur  Aburteilung  gebracht 
und  mit  2—5  Jahren  Zuchthaus  oder  Gefängnis  mit  oder 
ohne  harte  Arbeit  (with  or  without  hard  labour)  gesühnt. 
Desgleichen  fällt  unter  den  Begriff  einer  misdemeanour 
das  Dulden  von  Kindern  zwischen  4—16  Jahren  in  öffent- 
lichen Häusern  oder  an  solchen  Orten  zu  verkehren.  In 
gleicher  Weise  wird  auch  die  Verführung  oder  Begün- 
stigung zur  Prostitution  eines  Mädchens  seitens  der  Eltern 
oder  deren  gesetzlichen  Stellvertreter  unter  Strafe  gestellt. 
(Gefängnisstrafe  nicht  über  2  Jahre.) 

Alle  diejenigen  Personen,  die  in  dieser  Weise  sich 
an  dem,  noch  im  zartesten  Entwicklungsstadium  sich  be- 
findenden Kinde  vergehen,  das  entblößt  von  jeden  Mit- 
teln der  Verteidigung  oder  Widerspruches  den  Grausam- 
keiten derselben  ausgesetzt  ist,  werden  haftbar,  entweder 
on  indictment,  oder  aber  können  nach  Wahl  des  Ange- 
klagten vor  dem  Petty  Sessional  Court  summarisch  ab- 
geurteilt werden.  Eine  auferlegte  Buße  darf  100  Pfund 
Sterling  nicht  übersteigen n. 

3.  Juvenile  Smoking. 

I.  Dieser  Abschnitt  des  Gesetzes  verbietet  den  Ver- 
kauf von  Tabak  und  Zigaretten  an  Kinder  und  junge 
Personen  und  ist  mit  dem  Inkrafttreten  des  Children  Act 
1908  zum  ersten  Mal  als  „criminal  offence"  aufgefaßt 
worden.  Nicht  weniger  als  3  parlamentarische  Kommis- 
sionen haben  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  Sta- 
tuierung eines  solchen  Verbotes  geprüft. 

Im  Jahre  1903  empfahl  das  Committee  forphy- 
sical  deterrioration  dem  House  of  Lords  eine  ge- 
setzliche Remedur  auf  Grund  ärztlicher  Zeugnisse  und 


42  u.  43  Vict.  c  49  s  47. 
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Augenscheine  mit  der  Begründung,  daß  ein  Zweifel 
der  Tatsache  gegenüber,  daß  das  Rauchen  für  ju- 
gendliche Personen  ein  ernstes  und  schnell  um  sich 
greifendes  Übel  bedeute  und  eine  wesentliche  Ursache 
der  physischen  Zerrüttung  des  Kindeslebens  nicht  zu 
leugnen  sei,  kaum  aufkommen  könne 12 '. 

Im  Jahre  1906  hat  das  Select  Committee  of  the 
House  of  Lords  eine  Schrift  veröffentlicht,  die  zum 
gleichen  Resultate  kam,  nämlich  zur  ausdrücklichen  Be- 
tonung der  Notwendigkeit  eines  solchen  Verbotes. 

Es  ist  interessant,  in  Gedanken  die  kleine  Anzahl  von 
Personen  zu  sehen,  die  an  diesem  hohen  Reformprinzip 
arbeiteten  und  trotz  der  gewaltigen  Opposition,  die  eine 
solche  parlamentarische  Tätigkeit  als  „grandmotherly  le- 
gislation"  13  bezeichnete  und  dem  Hinweise,  daß  die  Auf- 
nahme einer  derartigen  Übertretungsfixierung  total  außer- 
halb der  Sphäre  der  Gesetzgebung  sei,  im  Parlamente 
durchdrang. 

Die  Debatten  erstreckten  sich  denn  auch  namentlich 
über  diesen  Teil  des  Gesetzes  und  es  wurde  mit  Vehe- 
menz betont,  daß  ein  Rauchverbot  für  Jugendliche  unter 
16  Jahren  Unwillen  im  Volk  heraufbeschwören  würde. 

II.  Der  Grundgedanke  ist  kurz  gefaßt  folgender: 
Jede  Person,  die  einer  scheinbar  noch  nicht  erwachsenen 


12  Das  Kommittee  beantragte  damals:  To  prohibit  the  sale  of 
tobacco  and  cigarettes  to  children  under  a  certain  age  and  to  pohibit 
the  sale  of  tobacco  and  cigarettes  in  sweet  shops,  and  other  shops 
frequented  by  children. 

13  Mr.  Aker  Douglas  bemerkte  beispielsweise:  Searching 
for  cigarettes  arrests  by  the  police  are  in  the  nature  of  grandmotherly 
legislation  and  which  could  probably  lead  to  a  good  many  laughable 
scenes  of  constables  pursuing  small  bo.ys,  who  would  drop  their 
cigarettes  in  running  away. 

In  ähnlicher  Weise  drücken  sich  aus:  Jones-Belliot, 
pag.  202  ff.;  Dewar  248;  Chitty  1908,  pag.  274  Note  n;  Clerk 
und  Lind  seil,  On  Torts,  5.  Aufl.  1909,  pag.  807;  Gray,  Phi- 
lanthropy  and  State,  pag.  211. 
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Person  unter  16  Jahren  Zigaretten  oder  Zigarettenpapier 
verkauft,  sei  es  zum  eigenen  Gebrauch  oder  nicht,  soll 
zu  einer  Geldbuße,  die  2  Pfund  Sterling  beim  1.  Ver- 
gehen, 5  Pfund  Sterling  beim  2.,  10  Pfund  Sterling  beim 
3.  Vergehen  beträgt,  bestraft  werden 14. 

Ermächtigte  Personen,  Polizisten  als  auch  Parkwächter 
können  jede  Zigarette,  Zigarettenpapier  oder  anderen 
Tabak,  der  im  Besitze  einer  noch  nicht  16  Jahre  alten 
Person  in  der  Straße  oder  auf  einem  öffentlichen  Platze 
gefunden  wird,  konfiszieren 15. 

Diese  Personen,  welche  das  Gesetz  zu  derartigen 
Handlungen  gegenüber  Knaben  ermächtigt,  verbietet  die- 
selben gegenüber  Mädchen.  Ein  Kind  oder  eine  junge 
Person,  die  in  einer  Straße  oder  auf  einem  öffentlichen 
Platze  raucht,  oder  aber  die  Rauchgegenstände  kauft, 
oder  sich  im  Besitze  von  solchen  befindet,  gleichgültig 
ob  für  den  eigenen  Gebrauch  oder  nicht,  soll  im  summa- 
rischen Verfahren  beim  ersten  Vergehen  gewarnt,  beim 
zweiten  zu  einer  Geldbuße  von  nicht  mehr  als  5  sh  und 
beim  dritten  Vergehen  und  darüber  zu  einer  Geldbuße 
von  im  Maximum  10  sh  verurteilt  werden.  Die  Weg- 
nahme der  Zigarette  oder  des  Zigarettenpapiers  und  die 
Bestrafung  ist  jedoch  unstatthaft  gegenüber  Knaben, 
welche  zu  jener  Zeit  bei  einem  Engros-  oder  Detail-Tabak- 
fabrikanten oder  Tabakhändler  in  dessen  Geschäftsbetrieb 
angestellt  oder  als  Laufjunge  in  Uniform  bei  einem  Dienst- 
mannsinstitut (messenger  Company)  beschäftigt  waren. 

Automaten  für  den  Verkauf  von  Rauchgegenständen 
können,  wenn  es  sich  gezeigt  hat,  daß  dieselben  aus- 
schließlich von  Kindern  benützt  werden,  weggeschafft 
oder  die  Person,  in  deren  Gewahrsam  der  Automat  ge- 

14  sect.  39  Ch.  A.  „a  person  apparently  under  the  age  of 
sixteen  years." 

15  sect.  40  Ch.  A.  schreibt  aber  vor,  daß  diese  ermächtigten 
Personen  in  ihrem  Dienstanzug  (being  in  uniform)  dieser  gesetz- 
lichen  Bestimmung  nachkommen  müssen. 
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stellt  ist,  beauftragt  werden,  Vorsichtsmaßregeln  zu  er- 
greifen um  zu  verhüten,  daß  der  Automat  von  Kindern 
benützt  werde. 

III.  Fragen  wir  uns  nun  nach  der  praktischen  Be- 
deutung dieser  Normierung,  so  muß  dieser  Reform,  wenn 
sie  auch  noch  nicht  bahnbrechend  für  andere  Staaten  ge- 
worden ist,  unbedingt  die  größte  Achtung  gezollt  wer- 
den und  jedermann,  der  mit  den  englischen  Verhältnissen 
einigermaßen  vertraut  ist,  wird  zugeben,  daß  der  Erfolg 
ein  relativ  hoher  ist.  Es  wird  heute  kaum  möglich  sein, 
einen  Jugendlichen  unter  16  Jahren  auf  offener  Straße 
rauchen  zu  sehen.  Schützt  dies  jedoch  vor  der  Mög- 
keit,  daß  Jungens  trotzdem  im  Verborgenen  und  an  we- 
niger lichten  Plätzen  der  verbotenen  Frucht  fröhnen?  In 
der  Tat  ist  diese  Art  der  Umgehung  sogar  recht  häufig. 
Es  kann  diesem  Argumente  ja  allerdings  entgegengehalten 
werden,  daß  die  Folgen  des  Verkaufes  von  Rauchuten- 
silien an  Personen  unter  16  Jahren  in  erster  Linie  den 
Tabakhändler  treffen,  der  zu  Gunsten  eines  kleinen  Gewin- 
nes kaum  eine  Buße  von  2,  und  im  Wiederholungsfalle  5  und 
10  Pfund  Sterling  riskieren  will.  Im  Kampf  ums  Dasein, 
wie  ihn  größere  Volkszentren  erfordern,  ist  jedoch  Skru- 
pellosigkeit  an  der  Tagesordnung  und  so  auch  hier.  Hat 
ja  der  Tabakhändler  immer  wieder  die  Chance,  die  Ein- 
rede geltend  zu  machen,  daß  er  annehmen  durfte  und 
mußte,  daß  der  Jugendliche  16  Jahre  alt  war.  Ferner 
ist  der  zu  Ungunsten  des  ganzen  Systems  abgeschlossene 
Kompromiß,  daß  der  Junge  für  den  Hausvater  den  Ein- 
kauf von  Zigaretten,  Zigarettenpapier  sowie  anderen  Ta- 
baken16 besorgen  darf,  geeignet,  ihm  immer  wieder  die 
Möglichkeit  der  Exkulpation  zu  sichern. 

Ein  berechtigter  Vorwurf  ist  ferner  gegen  das  plumpe 
und  schwerfällige  Verfahren  gerichtet,  das  eingreift,  wenn 
ein  Jugendlicher  erwischt   wird   und  ebenso  kann  der 


iß  Vgl.  sect.  43. 
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Grundsatz  der  gesteigerten  Responsabilität  der  Eltern, 
welcher  durch  den  Children  Act  ausgelöst  wurde,  auch 
hier  nicht  überall  gebilligt  werden.  Ein  weiterer  Einwand, 
der  nicht  das  Verbot  des  Rauchens  Jugendlicher  an  sich 
zum  Gegenstand  hat,  sondern  vielmehr  den  Mangel  der 
Erweiterung  eines  ähnlichen  Statuts  auf  Mädchen  kriti- 
siert, erscheint  mir  am  gerechtfertigtsten.  Mit  dem  glei- 
chen Rechte  hätte  das  Parlament  die  Frage  zu  einem 
gesetzlichen  Abschlüsse  bringen  können,  ob  es  nicht 
zweckmäßig  wäre,  den  übermäßigen  Genuß  von  Süssig- 
keiten  zu  verbieten,  da  ein  solcher  Exzeß,  den  sich  die  eng- 
lische Jugend  leistet,  entschieden  in  gleichem  Maße,  wenn 
nicht  noch  schädlicher  wirkt,  als  Nikotin.  Es  hat  in  jenen 
Debatten  nicht  an  entschiedenen  Vertretern  gefehlt,  die 
diesem  Gedanken  treffend  Ausdruck  verliehen;  ich  er- 
innere nur  an  Lord  Cecil  und  Mr.  Rawlinson,  so- 
wie ärztliche  Gutachten,  unter  anderen  von  Professor 
.Woodhead  und  Sir  W.  Broadbent,  die  alle  zur 
einstimmigen  Ansicht  kamen,  daß  „an  excessive  indul- 
gence  in  sweets"  oder  „smoking  of  brown  paper"  min- 
destens so  schadhaft  wie  das  Rauchen  von  Zigaretten  sei. 

Ich  schließe  diese  Betrachtung  mit  der  bestimmten 
Zuversicht,  daß  der  englische  Richter  binnen  kurzem 
einen  treffenden  Ausweg  aus  diesen  noch  wenig  abge- 
klärten Neuerungen  und  Problemen  finden  wird,  denn  es 
muß  betont  werden,  daß  ein  abgeschlossenes  Urteil  in- 
folge der  kurzen  Geltungsdauer  des  Gesetzes  noch  nicht 
am  Platze  ist. 

4.  Reformator)?  and  Industrial  Schools. 
Die  Geschichte  der  einzelnen  Gesetze  ist  bereits  oben 
zur  Darstellung  gelangt.  Es  verbleibt  nur  noch  eine  ge- 
drängte Erwähnung  der  Einfügung  in  den  Children  Act. 
Der  Durchbruch  und  endgültige  Sieg  des  Besserungs- 
prinzips ohne  vorherige  Gefängnisstrafe,  sowie  auch  die 
Auffassung  der  strengeren  Haftung  der  Eltern  ihren  Kin- 
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dem  gegenüber  ist  eine  Errungenschaft  des  neuen  Ge- 
setzes. Dies  zeigt  sich  z.  B.  darin,  daß  da,  wo  ein  Kind 
oder  eine  jugendliche  Person  mit  irgend  einer  „offence" 
belastet  wird,  für  welche  eine  Buße,  Schadensersatz  oder 
Kostentragung  von  einem  Court  of  Summary  Jurisdiction 
auferlegt  werden  kann  und  wo  Ursache  zur  Annahme 
vorliegt,  daß  die  Eltern  oder  der  Vormund  zum  Begehen 
des  Verbrechens  Anlaß  gegeben  haben,  entweder  durch 
absichtliche  Vernachlässigung 17  der  Kinder  oder  durch 
gewohnheitsmäßiges  Außerachtlassen  der  schuldigen  Sorg- 
falt dem  Kinde  gegenüber,  der  Gerichtshof  die  Eltern 
für  diesen  Betrag  haftbar  machen  kann.  Er  kann  zudem 
verlangen,  daß  dieselben  Sicherheit  leisten  für  das  gute 
Betragen  des  angeklagten  Jugendlichen  (security  for  good 
behaviour).  Im  übrigen  ist  auf  den  besonderen  Abschnitt 
über  Reformatory  und  Industrial  Schools  zu  verweisen. 

5.  Juuenile  Offenders. 

Die  gesetzgeberischen  Grundlagen  erstrecken  sich 
bis  zum  Jahre  1848 18,  wo  im  Summary  Jurisdiction  Act 
dem  Jugendlichen  eingehende  Beachtung  geschenkt 
wird.  Bedeutend  erweitert  ist  dieses  Gesetz  geworden 
durch  den  Summary  Jurisdiction  Act  1879 19, 
der  in  der  Hauptsache  heute  noch  in  Kraft  steht.  Der 
Criminal  Procedure  Act  von  18  8  5  20  und  der 
Youthful  Offenders  Act  1  9 0  1  21  sind  nunmehr 
aufgehoben,  wohl  aber  kommen  auf  den  Jugendlichen  die 


17  „Wilful  default  or  by  habitually  neglecting  to  excercise  due 
care  of  him." 

18  42  u.  43  Vict.  c  49.  Mit  Ausnahme  der  §§  11  und  15  ist 
das  ganze  Gesetz  gültig. 

™  47  u.  48  Vict.  c  19.  Mit  Ausnahme  der  §§  5  und  6  ist 
das  ganze  Gesetz  gültig. 

20  48  u.  49  Vict.  69.  Mit  Ausnahme  des  §  4  ist  das  ganze 
Gesetz  gültig. 

21  1  Edw.  7  c  20.    Das  ganze  Gesetz  aufgehoben. 
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mit  dem  Children  Act  entstandenen  Gesetze,  ich  denke 
an  den: 

Probation  of  Off  ender  Act  1907  ^  und 

Prevention  of  Crime  Act  1908  23, 
entsprechend  zur  Anwendung. 

Dieser  Teil  des  Gesetzes  von  1908  beruht  auf  drei 
grundlegenden  Prinzipien: 

1.  Der  jugendliche  Rechtsbrecher  soll  absolut  vom 
Erwachsenen  nach  materiellem  wie  nach  formellem  Straf- 
recht verschieden  behandelt  werden,  mit  dem  Gedanken 
„to  eure  not  to  punish". 

2.  Die  Eltern  oder  der  Vormund  des  jugendlichen 
Rechtsbrechers  werden  für  das  Vergehen  der  ihrer  Auf- 
sicht unterstellten  Kinder  haftbar  gemacht. 

3.  Der  „Jugendliche"  soll  nicht  mehr  einer  Gefäng- 
nisstrafe unterstellt  werden  können. 

Zu  1 :  Wird  ein  jugendlicher  Rechtsbrecher  er- 
griffen, so  wird  er  in  einen  „place  of  detention"  (Ersatz- 
gefängnis) verbracht,  es  sei  denn,  daß  er  gegen  Frie- 
densbürgschaft entlassen  werde,  was  in  den  meisten 
Fällen  geschieht.  Wo  diese  Unterbringung  in  oben- 
genannte Anstalt  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  möglich 
ist,  wird  die  jugendliche  Person  auf  der  Policestation  inhaf- 
tiert, wobei  aber  jede  Berührung  mit  Erwachsenen  un- 
möglich gemacht  wird.  Dasselbe  gilt  für  den  Fall  von 
„remand"  or  „committal  for  trial",  wo  ebenfalls  ein  „place 
of  detention"  anstatt  „prison"  dem  jugendlichen  Rechts- 
brecher als  Aufenthalt  bis  zur  Verurteilung  dienen  soll. 

Punkt  2  bezieht  sich  auf  die  erhöhte  Verantwort- 
lichkeit der  Eltern  den  Kindern  gegenüber.  Die  Gegen- 
wart der  Eltern  im  Gerichtshof  ist  deshalb  unbedingtes 
Erfordernis. 

Was  Punkt  3  betrifft,  als  dritten  Reformgedanken, 
so  muß  folgendes  betont  werden: 

22  7  Edw.  7  c  17.  §  1  und  36  abgeändert. 

23  8  Edw.  7  c  59. 
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Die  Todesstrafe  ist  für  Kinder  oder  junge  Personen 
ausgeschlossen.  An  ihre  Stelle  ist  die  Internierungs- 
strafe  in  einen  „place  of  detention"  getreten  oder  Re- 
formatory  School  „during  his  majestys  pleasure"  und  un- 
ter solchen  Bedingungen,  die  der  Staatssekretär  für  emp- 
fehlenswert erachtet.  In  Bezug  auf  die  dem  Richter  ver- 
fügbaren Strafmittel  ist  ein  weitgehender  Katalog  in 
sect.  107  aufgezählt. 

Die  größte  Reform,  die  das  Gesetz  vielleicht  ge- 
bracht hat,  sind  die  Children  Courts  (111—113).  Dem- 
nach muß  nach  sect.  111—113  jeder  Court  of  Summary 
Jurisdiction,  wenn  Jugendliche  zur  Aburteilung  gelangen, 
die  Verhandlung  entweder  in  einem  besonderen  Gebäude 
oder  getrennten  Räume  oder  zu  verschiedener  Zeit,  wäh- 
rend welcher  „adults"  zur  Aburteilung  kommen,  durch- 
führen. 

6.  JYIiscellaneous  and  General  Prou/'s/ons. 

Die  wichtigste  Bestimmung  dieses  Teiles  ist  die  der 
Regelung  von  „Vagrant  Children".  Wie  Mr.  Herbert 
Samuel  anläßlich  der  2.  Lesung  des  Gesetzes  ausführte, 
ist  der  Zweck  der  sect.  118  der,  Eltern,  welche  mit  ihren 
Kindern  im  Lande  umherziehen  und  dadurch  dieselben 
einer  genügenden  Volksbildung  entziehen,  zu  bestrafen. 
Der  Verfasser  des  Gesetzes  führt  ferner  aus,  daß  eine 
große  Zahl  dieser  umherziehenden  Leute  ein  permanen- 
tes Heim  besitzen,  wohin  sie  sich  den  Winter  über  zurück- 
ziehen; auf  Grund  der  Tatsache  aber,  daß  eine  Großzahl 
englischer  Arbeiterfamilien  solche  Saisonarbeiten  ver- 
richten, wobei  auch  Kinder  beschäftigt  werden,  wird  an- 
genommen, daß  den  Educations-Acts  1870—1907  Rech- 
nung getragen  sei,  wenn  solche  Kinder  in  den  Winter- 
monaten Oktober  bis  März  wenigstens  200  mal  dem  Un- 
terricht in  einer  öffentlichen  Volksschule  beigewohnt 
haben.  Wenn  diese  Personen  einmal  von  der  Strenge 
des  Gesetzes  getroffen  werden,  werden  viele  derselben 
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Vorkehrungen  treffen,  um  ihre  Kinder  während  ihrer 
tWanderungszeit  an  einem  bestimmten  Orte  zurückzulassen, 
um  so  dem  Willen  des  Gesetzes  nachzuleben.  Solche 
„habitually  wanders",  die  von  einer  Kommune  zur  andern 
mit  Kindern  über  5  Jahren  ziehen,  verwirken  eine  Buße 
infolge  nicht  gehöriger  Ausübung  ihrer  elterlichen  Pflich- 
ten oder  Vormundschaft.  Solch  eine  Person  kann  ohne 
Haftbefehl  verhaftet  und  das  Kind  einem  „place  of 
safety" 24  nach  Maßgabe  des  2.  Teiles  des!  Children  Act 
übergeben  werden. 

Eine  ebenfalls  neue  Bestimmung  ist  die  Strafbarkeit 
einer  Person,  welche  einem  Kinde  unter  5  Jahren  be- 
rauschende Getränke25  verabreicht,  es  sei  denn,  daß  ein 
Arzt  den  Genuß  von  Alkohol  anordnet. 

Die  Klausel,  daß  Kinder  in  einer  Bar  („Public  house") 
keinen  Zutritt  haben  sollen,  scheint  gleichfalls  gerecht- 
fertigt. Dieser  Grundsatz  ist  der  einzig  gerettete  Artikel 
der  Licening  Bill  von  1908,  die  von  Mr.  Asquith 
verworfen  wurde.  Durch  sect.  120  kann  der  Bar-Keeper 
dann  gestraft  werden,  wenn  er  zu  irgend  einer  Zeit  den 
Aufenthalt  eines  Kindes  unter  14  Jahren  im  Pubüc-house 
gestattet. 

Eine  scharfe  Kritik  darf  auch  hier  nicht  unterdrückt 
werden.  Eine  auffallend  hohe  Zahl  von  Kindern  belastet 
die  Statistik,  die  verloren  gingen  oder  dem  Gedränge  des 
Verkehrs  zum  Opfer  fielen.  Wie  ist  das  möglich?  Die 
Antwort  und  den  Grund  findet  man  gerade  in  dieser 
sect.  119.    Es  ist  streitig,  ob  es  nicht  besser  wäre,  den 


24  „Place  of  safety"  bedeutet  jedes  Workhouse  oder  Polizei- 
station, jedes  Spital,  Klinik  oder  irgend  ein  anderer  passender  Ort, 
dessen  Inhaber  gewillt  ist,  vorübergehend  ein  Kind,  oder  eine  junge 
Person  aufzunehmen.   Vgl.  sect.  131  5. 

25  Das  Gesetz  definiert  in  sect.  131  berauschende  Getränke: 
intoxicating  liquor  „any  fermented  distilled  or  spirituos  liquor  which 
cannot  according  to  any  law  for  this  time  being  in  force  be  legally 
sold  without  a  licence  from  the  commissioners  of  Inland  Revenue". 
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Elfern  zu  erlauben,  Kinder  mit  sich  ins  Public-house  zu 
nehmen,  verbunden  mit  dem  Verbot,  denselben  berau- 
schende Getränke  zu  verabreichen.  Dadurch  nämlich,  daß 
Kinder  unter  14  Jahren  nicht  in  einem  solchen  Schenklokal 
zugegen  sein  dürfen,  während  ihre  Eltern  sich  dem  Al- 
koholgenusse  hingeben,  sind  sie  sich  selbst  überlassen 
und  es  ist  deshalb  sehr  leicht  möglich,  daß  sie  sich  ver- 
lieren oder  sonst  allen  möglichen  Gefahren  des  Verkehrs 
ausgesetzt  sind.  Es  ist  ein  großer  Irrtum,  wenn  man 
annimmt,  in  dem  konservativen  England  sei  dieses  Übel 
des  Alkohols  nicht  so  vertreten  und  glaube  ich  am  besten 
den  Zweifler  überzeugen  zu  können  mit  der  Aufforderung, 
die  gute  und  andauernde  Frequenz  der  Public-houses  zu 
konstatieren  und  sich  die  Zahl  der  skrupellosen  Mütter 
zu  merken,  die  dort  verkehren. 

Die  schrecklichen  Katastrophen,  die  sich  von  Zeit  zu 
Zeit  durch  Feuersbrunst  in  Theatern  oder  andern  Unter- 
nehmungen ereignet  haben,  die  von  Kindern  in  ausge- 
dehnter Anzahl  besucht  wurden,  haben  das  „Home 
Secretary"  veranlaßt,  für  die  Sicherheit  der  Kinder  bei 
solchen  Anlässen  zu  sorgen  und  größere  Präventivmaß- 
regeln  zu  beobachten,  als  dies  bisher  geschehen  war. 

Sect.  121  lehnt  sich  an  diese  Forderung  an.  Wenn 
bei  einem  Unternehmen  für  Kindervorstellungen  oder  bei 
einem  solchen,  das  größtenteils  von  Kindern  besucht 
wird,  die  Zahl  der  Kinder  hundert  übersteigt,  soll  es 
Pflicht  des  Unternehmers  sein,  eine  genügende  Anzahl 
von  erwachsenen  Angestellten  zu  halten,  welche  in  Bezug 
auf  ihre  Aufgaben  gehörig  instruiert  sind,  um  zu  ver- 
hüten, daß  mehr  Kinder  oder  daneben  auch  erwachsene 
Personen  der  Vorstellung  beiwohnen.  Jedes  „Nichtnach- 
leben"  dieser  Bestimmung  seitens  des  Unternehmers  zieht 
eine  Strafe  von  5  im  ersten  und  100  Pfund  Sterling  im 
Wiederholungsfalle  nach  sich. 

Sect.  122  enthält  noch  sämtliche  Maßregeln  für  un- 
saubere und  kränkelnde  Kinder  und  sieht  ferner  die  In- 
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spektion  von  Volksschulen  durch  Ärzte  innerhalb  kurzer 
Perioden  vor. 

Die  Schlußartikel  regeln  noch  Verhältnisse,  die  an 
dieser  Stelle  nicht  erörtert  werden  können.  Sie  betreffen 
den  Metallankauf  von  jugendlichen  Personen26,  sowie 
Pfandannahme  von  Kindern  durch  Pfandverleiher27. 


B.  Jugendgerichte. 

I.  Im  Allgemeinen. 

.Wenn  meine  Aufgabe  in  der  Darstellung  des  Straf- 
verfahrens gegen  Jugendliche  in  England  besteht,  so 
kann  diese  nicht  nur  spezifisch  reine  Children  Courts  um- 
fassen. Der  Ausdruck  allein  verführt  jeden  zu  der  An- 
sicht, daß  das  System,  das  sich  lediglich  auf  einige  Städte 
konzentriert,  nun  auch  im  ganzen  Reiche  eingebürgert  sei. 
Obwohl  im  Prinzip  durch  den  Children  Act  1908  die 
Juvenile  Courts  1  eingeführt  wurden,  so  wäre  ein  Suchen 
nach  solchen  auf  dem  Lande  doch  verlorene  Mühe.  Ver- 
schleiert bestehen  diese  ja  überall,  aber  nicht  als  absolut 
von  andern  Gerichtshöfen  losgelöste  Rechtsinstitute,  son- 
dern als  mit  solchen  stark  vermischte  und  organisch  ver- 
bundene Einrichtungen,  die  sich  nur  in  Verbindung  mit 
dem  Studium  des  englischen  Gerichtsverfassungsgesetzes 
verstehen  lassen. 

Der  Form  nach  bestehen  allerdings  die  Jugendge- 
richte entweder  als  abgesonderte  Abteilungen 
oder  aber  als   selbständige  Gerichte.   Für  Eng-. 


20  Prevention  of  Crime  Act  1871  and  Merchant  shipping  Act  1894. 
27  Pawnbroker  Act  1872. 

1  A  juvenile  Court  is  a  Court  of  summary  Jurisdiction  when 
hearing  charges  against  Children  or  young  persons.  T  h  w  a  i  t  e  s  1910, 
pag.  41. 
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land  kommen  beide  Arien  in  Betracht,  weitaus  am  häu- 
figsten findet  sich  die  Gestalt  der  ersteren. 

Nicht  überall  ist  das  Gemeinwesen  in  der  Lage,  be- 
sondere Jugendgerichtshöfe  und  besonders  für  diesen 
Zweck  ausgebildete  und  erfahrene  Jugendrichter  zu  be- 
stellen. Jugendgerichte  in  dieser  höchstentwickelten  Form 
sind  nur  in  großen  Volkszentren  denkbar2  und  auch  da 
meistens  nur  in  Verbindung  mit  dem  Amt  eines  Friedens- 
richters. Es  ist  diese  vollständige  Isolierung  der  Jugend- 
gerichte aber  auch  kaum  eine  conditio  sine  qua  non, 
um  dem  Gedanken  der  getrennten  Behandlung  jugend- 
licher Rechtsbrecher  von  Erwachsenen  nachzukommen, 
sondern  das  einzige  Essentielle  ist  ein  taktvoller  und  dem 
Kinde  gegenüber  nahbarer  Richter,  der  es  versteht,  als 
Freund  die  Herzen  der  vor  ihm  stehenden  Jugendlichen 
zu  erweichen,  und  ferner  ein  Gerichtshof,  in  welchem  zu 
gleicher  Zeit  nur  Jugendliche  zur  Aburteilung  gelangen 
und  dem  Publikum  der  Zutritt  zu  den  Verhandlungen 
verwehrt  bleibt 3. 

II.  Organisation  der  Gerichte, 
a)  Jugendgerichte. 

Gleichbedeutend  mit  der  Frage  der  Organisation  der 
Children's  Court  ist  diejenige:  Welche  Zusammensetzung 

2  Ich  denke  hier  speziell  an  die  Children  Courts  in  Birmingham, 
Glasgow  und  Dublin. 

3  A  Court  of  summary  Jurisdiction  when  hearing  charges  against 
children  or  young  persons,  or  when  hearing  applications  for  orde  s 
or  licenses  relating  to  a  child  or  young  persons  at  which  the  atten- 
dance  of  the  child  or  young  person  is  required,  shall,  unless  the 
child  or  young  person  is  charged  jointly  with  any  other  person  not 
being  a  child  or  young  person,  sit  either  in  a  different  building 
or  room  from  that  in  which  the  ordinary  sittings  of  the  court  are 
held,  or  on  different  days  or  at  different  times  from  those  at  which 
the  ordinary  sittings  are  held,  and  a  court  of  summary  Jurisdiction 
so  sitting  is  in  this  Act  refered  to  as  a  „juvenile  courtu. 

Vgl.  H  a  f  t  e  r ,  Jugendgerichtshöfe,  pag.  11. 
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zeigt  der  Police  Court?  Mit  anderen  Worten  ausgedrückt, 
verlangt  die  Kenntnis  der  englischen  Jugendgerichtshöfe 
als  notwendige  Grundlage  das  Studium  der  Petty  Sessional 
Courts  und  von  diesen  namentlich  der  Police  Courts. 

England  (mit  Schottland  und  Irland)  sowie  auch 
andere  Staaten,  die  das  materielle  sowie  formelle  Straf- 
und  Strafprozeß  recht  in  Bezug  auf  Jugendliche  reformier- 
ten, zählen  die  Jugendgerichte  zu  den  erstinstanzlichen, 
niederen  Gerichten  (inferior  Courts) Die  Gerichte  wer- 
den in  zwei  große  Gruppen  geteilt,  die  niederen  und  die 
höheren  Gerichte  (inferior  and  High  Courts). 

I.  Niedere  Gerichte.  Zu  diesen  gehören  in 
erster  Linie : 

1.  Die  Friedensgerichte, 
welche  sich  wieder  in 

a)  Petty  Sessions, 

b)  Quarter  Sessions, 
einteilen  lassen. 

2.  Grafschaftsgerichte  (County  Courts). 

3.  Das  Gericht  des  Coroners,  das  nie  als  Ur- 
teilsgericht auftritt,  sondern  nur  als  Unter- 
suchungsgericht wirkt. 

II.  Höhere  Gerichte 

1.  High  Court. 

a)  Kings  Bench  Division, 

b)  Chancery  Division, 

c)  Probate  Divorce  and  Admiralty  Division, 

d)  Central  Office. 

2.  Court  of  Appeal. 

3.  House  of  Lords. 
(Vgl.  Schema). 

Eine  andere  Einteilung  läßt  die  inferior  Courts  in 
2  Gruppen  zerfallen,  die  County  Courts  (Grafschaftsge- 
richte), und  auf  der  andern  Seite  finden  sich  sämtliche 


1  Gerland,  pag\  1;  Thwaites  1910,  pag\  147. 
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anderen  Gerichte.  Letztere  sind  in  erster  Linie  die  mit 
Friedensrichtern  (Justices  of  the  Peace)  besetzten  Ge- 
richtshöfe der  Petty  Sessions  und  Quarter  Sessions,  an 
deren  Stelle  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Po- 
lizeigerichte (Police  Courts)  treten.  Der  Unterschied  zwi- 
schen County  Courts  und  „andere  Gerichte"  ist  nicht 
etwa  ein  solcher  von  Zivil-  und  Strafgerichten,  obwohl  es 
zutrifft,  daß  Petty  und  Quarter  Sessions  etc.  im  wesent- 
lichen Straffunktionen  ausüben;  allein  sie  sind  nicht 
nur  Strafgerichte. 

Auf  eine  Unterscheidung  muß  hier  noch  aufmerksam 
gemacht  werden;  ich  zitiere  hier  wörtlcih  Gerland  pag.  2: 
Die  Petty  Sessions,  die  Police  Courts  sind  Courts  of 
Summary  Jurisdiction,  summarische  Gerichtshöfe  im  Ge- 
gensatz zu  den  Quarter  Sessions  und  dem  Gericht  des 
Recorder,  die  zu  den  Courts  of  ordinary  Jurisdiction 
gehören.  Insofern  gehören  letztere  mit  den  Courts  of 
Assizes  (Schwurgerichten)  und  dem  Londoner  Central 
Criminal  Court  zusammen  zu  einer  Kategorie  von  Ge- 
richtshöfen. 

Die  Jugendgerichte  fallen  in  die  Gruppe  der  Petty 
Session  und  hier  in  die  Kategorie  der  Police  Courts  mit 
summarischer  Jurisdiction,  denn  die  Tendenz  geht  ja 
gerade  dahin,  jegliche  Erschwerung,  die  das  ordentliche 
Strafverfahren  zur  Folge  hat,  auszuschalten  und  in  einem 
möglichst  beschleunigten  Prozeß  zu  einer  möglichst  gün- 
stigen Lösung  für  das  Kind  zu  gelangen.  Da  die  Be- 
handlung der  Jugendlichen  vor  dem  Friedensgerichte, 
Grafschaftsgerichte,  sowie  auch  vor  dem  Schwurgerichte 
stattfinden  kann,  so  hat  die  nachfolgende  Darstellung 
diese  drei  zu  berücksichtigen. 

b)  Jugendrichter  (im  allgemeinen). 

Für  die  englischen  Jugendgerichte  kommt  ein  dem 
englischen  Recht  höchst  eigenartiger  Unterschied  in  Be- 
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tracht.  Es  wird  nämlich  auf  ganz  verschiedene  Weise 
gesucht,  dem  Willen  des  Gesetzgebers  in  Bezug  auf 
Jugendgerichtshöfe  nachzuleben.  Folgende  drei  Systeme 
glaube  ich  hervorheben  zu  müssen 2. 

/.  Jusfices  of  the  Peace. 

Diese  Friedensrichter  (Laienrichter)  bilden  in  der 
Jugendgerichtsfrage  entschieden  die  primitivste  Form. 
Sie  sind  nur  in  ländlichen  Gegenden  zu  treffen,  wo 
Jugendfälle  nicht  sehr  zahlreich  vorkommen. 

2.  Stipencliary  Magistrates. 

Sie  stehen  als  Einzelrichter  dem  Petty  Sessional  Court 
vor  und  pflegen  neben  den  ordentlichen  Geschäften  noch 
als  Jugendrichter  zu  fungieren. 

3.  Eigentliche  Jugendrichter. 

Nach  den  Statutory  Rules  and  Orders  von  1910, 
No.  303  L  8,  sollten  für  London,  dem  Metropolitan  Police 
Court,  einige  Jugendrichter  angestellt  werden,  die  nur 
diesem  Amte  obliegen.  Praktisch  sind  diese  jedoch  noch 
nicht  vorhanden,  sondern  fallen  mit  den  im  Absatz  b 
genannten  Stipendiary  Magistrates  zusammen. 

Zur  Charakterisierung  der  einzelnen  Beamten  ist  im 
Einzelnen  folgendes  auszuführen : 

1.  Friedensrichter  (Petty  Sessions)3. 

I.  Es  ist  heute  noch  der  bemerkenswerte  Zustand 
in  England  herrschend,   daß   das   Amt  eines  Friedens-. 

2  Es  ist  dies  nicht  etwa  eine  wissenschaftliche  Einteilung,  wie 
sie  in  England  gebräuchlich  ist;  sie  ergibt  sich  jedoch  aus  der  Glie- 
derung der  Gerichte. 

3  Der  Name  Petty  Sessions  existiert  erst  seit  dem  Jahre  1849 
und  zwar  durch  12  und  13  Vict.  c  18,  wo  vermerkt  wird  „certain 
meetings  of  the  justices  called  petty  sessions".  G  n  e  i  s  t ,  Self- 
governement,  pag.  195. 

3 
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richters  als  Ehrenamt  aufgefaßt  wird  und  daher  die  finan- 
zielle Frage  ganz  in  den  Hintergrund  tritt.  Es  sind  dies 
die  sogen.  Justices  of  the  Peace,  die  von  rechts- 
gelehrten Bureaubeamten  den  „Clerkes  of  the  Petty  Ses- 
sions"  4,  „den  Clerkes  of  the  Peace"  5  unterstützt  werden. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Friedensgerichte  sind 
die  Municipal  Corporation  Acts  von  1835 6,  5 
und  6  Wilh.  IV.  c  76.  Auf  Grund  des  Genannten  und 
dem  1840  erschienenen  Metropolitan  Police  Court  Act 
kann  der  König  durch  Staatsverordnung  (Order  in  County 
Council)  in  London  die  Errichtung  von  einem  oder  meh- 
reren Jugendgerichtshöfen  beschließen.  Das  Gesetz  von 
1888,  51  und  52  Vict.  c  41  macht  den  Friedensrichter 
zu  einem  Organ  der  Rechtsprechung.  Durch  den  Justice 
of  the  Peace  Act7  1906  wurden  die  Verhältnisse  neu 
geordnet. 

II.  In  Bezug  auf  die  Erfordernisse  eines  Friedens- 
richters wurden  durch  das  Gesetz  18  Geo.  II.  c  20  Be- 
stimmungen aufgestellt  über  den  Ausweis  eines  jährlichen 
Einkommens.  Von  diesem  Prinzipe  der  „Besitzesqualifi- 
kation", die  ein  Mindesteinkommen  von  100  Pfund  Ster- 
ling verlangte,  wurde  namentlich  für  die  Friedensrichter 
acting  for  any  city  or  town  eine  Ausnahme  gemacht. 
Heute  ist  erforderlich,  daß  der  Friedensrichter: 

1.  englischer  Bürger  ist, 

2.  die  Volljährigkeit  erreicht  hat, 


*  Vgl.  pag.  39  ff. 

5  Es  läßt  sich  sehr  wohl  eine  Analogie  dieser  Clerks  mit  den 
Bezirksgerichtsschreibern  ländlicher  Kreise  der  Schweiz  aufstellen, 
wo  vielfach  nur  die  Gerichtsschreiber  juristische  Bildung  besitzen. 

6  History  of  English  Law  und  Stephan,  Comentaries  IV, 
pag.  266  ff.   Vgl.  auch  Thwaites  1910,  pag.  180. 

7  6  Edw.  VII.  c  16;  vgl.  auch  Liepmann,  Summarisches 
Strafverfahren  in  England  und  Schottland,  in  Beiträge  zur  Reform 
des  Strafprozesses,  Abschnitt  1908. 
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3.  im  Umkreis  von  7  Meilen8  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  hat. 

Daneben  gibt  es  eine  Anzahl  Ausschließungsgründe, 
die  auch  in  den  Gerichtsverfassungen  anderer  Staaten  zu 
finden  sind  (Strafurteil,  Gemeinschuldner  im  Konkurs). 

Der  Friedensrichter  muß  ernannt  sein 9,  was  durch 
den  König,  den  Lord-Kanzler  oder  den  Lord-Lieutenant 
erfolgt.  Prinzipiell  gilt  die  Wahl  nur  während  der  Re- 
gierungszeit des  ernennenden  Königs 10,  wenn  es  auch 
Gewohnheitsrecht  ist,  den  einmal  aufgenommenen  Namen 
ohne  zwingenden  Grund  nicht  wieder  zu  streichen. 

III.  Die  Wahl  erfolgt  gewöhnlich  für  eine  bestimmte 
Grafschaft;  der  Gewählte  kann  aber  auch  in  mehreren 
Grafschaften  seine  Tätigkeit  ausüben,  sofern  er  den  Er- 
fordernissen jeder  einzelnen  genügt.  Der  Widerruf  der 
Ernennung  kann  jederzeit  vorgenommen  werden  (at  the 
pleasure  of  the  Crown),  wenn  auch  selten  davon  Ge- 
brauch gemacht  wird. 

2.  Der  Jugendrichter  im  Police  Court. 

I.  Wo  vom  Home-Secretary  das  Amt  eines  bezahlten 
Justice  of  the  Peace  „stipendiary  Magistrate"  auf  Antrag 
irgend  einer  Kommune  geschaffen  wurde,  werden  diesem 
auch  die  Jugendangelegenheiten  zur  Erledigung  über- 
tragen. Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  daß  der  eine  Magi- 
trat  bedeutend  häufiger  in  die  Lage  versetzt  wird,  als 
Jugendrichter  tätig  zu  sein,  während  ein  anderer  höchst 
selten  mit  jugendlichen  Rechtsbrechern  etwas  zu  tun  be- 
kommt. Dies  hat  zur  Folge,  daß  in  Bezug  auf  die  Er- 
fahrungen der  Jugendrichter  eine  starke  Divergenz  besteht. 

8  Archbold,  Quarter  Sessions,  pag.  53 ;  6  Edvv.  VII  c  16  s  12. 

9  Büdding,  Polizei  in  Stadt  und  Land  in  Großbritannien 
(As  ehr  ott,  Beiträge  1908). 

10  Archbold,  pag.  3. Vgl.  auch  de  Tranqueville,  Bd.  I  405, 
Depuis  le  commencement  du  siecle  dernier,  la  mort  du  Souverain  ne 
fait  plus  ipso  facto  cesser  leurs  pouvoirs. 
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Auf  diese  Weise  bilden  sich  geradezu  Spezialisten 
unter  den  Jugendrichtern  aus  und  Spezialisten  sollen  diese 
unbedingt  auch  werden. 

Die  Person  des  Magistraten,  sowie  auch  diejenige  des 
Probation  Officers  bildet  ein  Element  von  ausschlag- 
gebender Wichtigkeit  im  Gelingen  irgend  eines  Children's 
Court11.  Ein  Jugendgerichtshof  kann  nicht  nach  mecha- 
nischen oder  automatischen  Prinzipien  den  Strafprozeß 
gestalten.  Zu  einem  Jugendrichter  gehört  ein  sympathi- 
scher und  taktvoller  Mann,  wie  auch  ein  Jurist  von  weit- 
gehenden Gesetzeskenntnissen,  der  die  Jugend  versteht, 
die  Gefährdungen,  denen  sie  ausgesetzt  ist,  kennt  und 
sich  mit  ihren  psychischen  Störungen,  ihrer  Kriminalität 
befaßt  hat. 

In  Bezug  auf  die  Rechtstellung  der  Stipendiary  Ma- 
gistrates ist  zu  beachten,  daß  die  Krone  das  Recht  hat, 
Jugendrichter  durch  das  Home-Secretary 13  anzustellen, 
und  dieselben  auf  Widerruf  auch  wieder  zu  entlassen. 

II.  Voraussetzung  der  Bestellung  eines 
Stipendiary  Magistrate14  ist,  daß  das  betreffende 
Gemeinwesen  demselben  die  Bereitstellung  eines  ange- 
messenen Gehaltes  verspricht.  Diese  Magistrates,  welche 
sich  voll  besolden  lassen,  haben  aber  keineswegs  die  un- 
besoldeten Friedensrichter  ersetzt,  da  nur  Städte  mit  min- 


11  Barrows,  pag.  13  und  14. 

12  Bärnreither,  Erfahrungen  des  Richters  Lindsay,  pag^ 
182  ff.;  Hafter,  Z  Law  R  XXVIII/516.  Zeitschr.  f.  schw.  R.; 
G  u  d  d  e  n  ,  pag.  45. 

12  Auch  der  Clerk  spielt  eine  nicht  zu  unterschätzende  Rolle, 
indem  er  durch  die  Kompetenz  der  Rechtsbelehrung  im  Einzelfalle 
seinen  Einfluß  in  weitgehendem  Maße  geltend  machen  kann. 

"  Nach  2  und  3  Vict.  c  71;  Atkinson,  CM.  1909,  pag.  16; 
Municipal  Corporations  Act  45  und  46  Vict.  c  50  s  161  und  6  Edw. 
7  c  46. 

14  Auf  Grund  des  Stipendiary  Magistrate  Act  1863  25  u.  27 
Vict.  c  97;  vgl.  auch  Brodie-Innes,  pag.  82  u.  259. 
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destens  25  000  Einwohnern 15  und  die  sogen.  Boroughs 
ungeachtet  ihrer  Bevölkerungszahl  einen  solchen  haben 
können. 

Für  das  Amt  eines  Magistrates  können  nur  Barristers 
zugelassen  werden  und  zwar  müssen  dieselben  mindestens 
7  Jahre  die  Funktionen  eines  solchen  ausgeübt  haben. 
Allerdings  ist  nicht  nötig,  daß  der  zu  Ernennende  während 
dieser  festgesetzten  Zeit  dem  Berufe  eines  Barristers 
auch  wirklich  obgelegen  hat.  Diese  Polizeirichter  werden 
aus  der  Stadtkasse  bezahlt  und  beziehen  ein  festes  Gehalt. 
Demissionieren  sie,  so  haben  sie  auch  Anspruch  auf  eine 
Pension.  Ein  merkwürdiges  Recht  des  Polizeirichters  ist, 
daß  er  seinen  Vertreter  selbst  ernennen  kann.  Ein  sol- 
cher mag  jedes  Jahr  auf  die  Dauer  von  6  Wochen,  im 
Falle  von  Krankheit  oder  sonstiger  unbedingter  Abwesen- 
heit auf  die  Dauer  von  3  Monaten  ernannt  werden.  Als 
Vertreter  kann  er  aber  nur  einen  Barrister-at-Law  er- 
nennen mit  7jähriger  Praxis,  während  er  selbst  diesem 
Requisit  der  Praxis  nicht  gerecht  zu  werden  braucht16. 
Der  Vertreter  muß  vom  Richter  selbst  bezahlt  werden. 

Der  Polizeirichter  ist  nicht  wählbar  in  das  House 
of  Commons;  er  hat  die  Privatpraxis  aufzugeben. 

III.  Funktionen  des  Magistrates.  Es  gilt 
der  wichtige  Satz,  daß  im  allgemeinen  der  Polizeirichter 
die  Gewalt  von  zwei  Friedensrichtern  hat.  Dies  zeigt  sich 
besonders  darin,  daß  der  Polizeirichter  allein,  die  Frie- 
densrichter nur  zu  zweien  amten  können 17 .  Allein  dieser 

15  Hist.  of  Engl.  Law,  pag.  131  vol.  I;  ebenfalls  auch  At- 
kinson,  pag.  16;  Stephen,  H.  of  Engl.,  L.  I  232;  Stephen, 
Commentaries  of  the  Law  of  England  II,  675. 

16  Es  ist  dies  von  Bedeutung,  da  es  sehr  viele  Barristers  gibt, 
die  entweder  aus  Mangel  an  Protektion  oder  von  vornherein  sich 
mit  dem  Titel  eines  solchen  begnügten,  den  Beruf  aber  nie  aus- 
üben können.  Gerland,  pag.  110;  Liepmann,  pag.  21;  Büd- 
ding, Redlich,  Engl.  Lokalverwaltung,  pag.  516  und  522. 

17  Atkinson,  pag.  16:  Er  kann  als  Einzelrichter  alle  diejenigen 
Functionen  erfüllen  und  irgend  eine  Jurisdiction  ausüben,  which  can 
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Satz  gilt  nicht  unbeschränkt,  da  die  Polizeirichter  in  Sachen 
kompetent  sind,  welche  ein  Friedensrichter  nicht  erledi- 
gen dürfte. 

Der  Polizeirichter  als  Einzelrichter  kann  alle  dieje- 
nigen Geschäfte  der  Friedensrichter  erledigen,  die  nicht 
vor  die  Quarter  Sessions  oder  vor  die  Special  Sessions 
gehören.  Er  ist  deshalb  im  allgemeinen  zuständig  für 
die  niederen  kriminellen  und  nicht  kriminellen  Sachen, 
die  vor  die  Petty  Sessions  zur  Aburteilung  gelangen 
müssen.  Daß  die  Stellung  des  Magistraten  eine  äußerst 
geachtete  ist,  beweist  die  Ehrfurcht,  die  man  ihm  ent- 
gegenbringt und  die  sich  schon  darin  zeigt,  daß  er  mit 
„Your  Worship"  angesprochen  wird.  Allerdings  ermög- 
licht die  Aussetzung  von  hohen  Gehältern,  eine  äußerst 
tüchtige  Kraft  für  eine  derartige  Stelle  auszuerlesen 18. 

Außerdem  hat  der  Polizeirichter  eine  umfassende 
Hilfstätigkeit  zu  entfalten.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
ihm  von  Gesellschaften  und  Privatpersonen  Geldgaben 
zur  Verfügung  gestellt,  die  in  eine  „Poor-Box"  19  fließen. 

Vielfach  wird  der  Polizeirichter  unterstützt  von  den 
Justices  of  the  Peace,  die  in  geringen  Fällen  sogar  selbst 
zum  Urteil  schreiten 20. 


be  done  by  two  er  more  ordinary  justices,  but  he  has  no  extra- 
ordinary  authority  to  Act  as  justice  of  the  peace  in  business  trans- 
acted  at  Special  sessions  or  at  quarter  Sessions. 

18  L  i  e  p  m  a  n  n  ,  pag.  24. 

19  G  a  m  o  n  ,  pag.  168:  Zweck  dieser  Poor-box  ist  die  Unter- 
stützung von  hilfebedürftigen  Personen.  Sehr  oft  kommt  es  vor,  daß 
diese  Armenkasse  mit  Teilzahlungen  an  Gerichtskosten  belastet  wird, 
die  solchen  Personen  zu  Gute  kommen,  die  unverschuldeterweise  in 
eine  Situation  geraten  sind,  deren  Folgen  sie  nicht  zu  tragen  vermögen. 

20Atkinson,  pag.  16:  Gerland,  Engl.  Gerichtsverf., 
pag.  14.  Aus  seinen  Ausführungen  läßt  sich  deutlich  entnehmen, 
daß  er  nicht  in  so  übertriebener  Weise  den  engl.  Richter  hervorhebt, 
wie  dies  von  L  i  e  p  m  a  n  n  behauptet  werden  kann.  Vgl.  seine  Aus- 
führungen in  Summarisches  Strafverfahren.  Meiner  Ansicht  nach 
gehen  beide  etwas  zu  weit.  Vgl.  auch  G  e  r  1  a  n  d  ,  Gerichtssaal, 
pag.  74/438—443. 
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3.  Eigentliche  Jugendrichter. 

Über  diese  Form  der  Jugendrichter  ist  früher  schon 
gehandelt  worden  und  wird  deshalb  auf  pag.  33  ver- 
wiesen. 

c)  Unterbeamte. 

/.  Clerks  in  the  Police  Court. 

Im  Jugendgericht  trifft  man  immer  den  Clerk.  Seine 
prozessuale  Stellung,  seine  Bedeutung  im  Verfahren  ist 
im  allgemeinen  dieselbe  in  städtischen  wie  in  provinzialen 
Gerichten.  Vor  allem  ist  zu  bemerken,  daß  sich  begriff- 
lich ein  Clerk  nach  englischem  Recht  und  ein  Gerichts- 
schreiber nach  kontinentalem  Recht  nicht  etwa  decken, 
sondern  die  Clerks  sind  selbständige  Gerichtsbeamte, 
obwohl  sie  an  der  Urteilsfällung  nicht  mitwirken 21 . 

Im  übrigen  ist  auch  hier  zu  unterscheiden: 

a)   Clerks  bei  den  Friedensrichtern22. 

Die  Bestimmungen  finden  sich  in  dem  Jus  Hees 
Clerks  Act  1877 23.  Für  jeden  Friedensgerichtsspren- 
gel 24  muß  ein  solcher  ernannt  werden  und  da,  wo  mehrere 
Clerks  nötig  sind,  kann  jedem  Gerichtsorte  einer  zugeteilt 
werden.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  der  Clerk  kein  Laien- 
beamter ist,  sondern  einer  besonderen  Qualifikation  be- 
darf. Er  muß  entweder  14  Jahre  als  Barrister,  als  So- 
licitor  beim  höchsten  Gerichtshofe  oder  aber  wenigstens 
3  Jahre  als  Clerk  bei  einem  Stipendiary  oder  „Metropolitan 
Magistrate"  oder  einem  Police  Court  der  City  of  London 
tätig  gewesen  sein 25. 

-°i  Gerland,  pag.  120. 

22  Stones,  pag.  657  ff.;  Stephen,  Com.  vol.  III,  pag.  28. 

23  40  u.  41  Vict.  c  43.  An  Act  to  amend  the  law  witrr  respect 
to  the  Appointment,  Payment  and  Fees  of  Clerks  of  Justices  of  the 
Peace  and  Clerks  of  Special  and  Petty  Sessions. 

24  Vgl.  sect.  1  und  5,  40/41  Vict.  c  43. 

2*  Stones,  pag.  657;  40/41  Vict.  c  43  s  7. 
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b)  Clerks  bei  den  Magistrates. 

Es  finden  hier  die  gleichen  Bestimmungen  wie  für 
die  Clerks  bei  den  Friedensrichtern  Anwendung.  Die 
tatsächliche  Stellung  ist  jedoch  eine  ganz  verschiedene. 
Hier  ist  er  gegenüber  dem  gelehrten  Berufsrichter  durch- 
aus in  zweite  Linie  gestellt.  Der  Richter  kann  ihm  die 
ganze  Zeugenvernehmung  überlassen.  Tatsächlich  bilden 
die  Richter  und  Clerks  ein  Kollegium,  im  Zweifel  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Richters 26.  Die  Clerks  der 
Police  Courts  werden  vom  Ministerium  des  Innern  er- 
nannt. Ohne  Zweifel  umschreibt  L  i  e  p  m  a  n  n  das  Wesen 
des  Clerk  richtig,  wenn  er  sagt:  „Im  großen  und  ganzen 
bildet  der  Clerk  den  Pfeiler27,  auf  den  sich  eine  stän- 
dige Praxis  auch  hinsichtlich  der  Strafzumessung  auf- 
bauen kann  und  ein  lebendiges  Nachschlagewerk  in 
Rechtsfragen." 

Funktionen  der  Clerks 28  in  Jugendgerichtssachen 
sind:  Protokolle  der  Sitzungen  über  die  Vernehmungen 
(depositions  und  Statements)  und  bei  summarischen  Sachen 
formlose  „Notes"  zu  schreiben,  Formulare  für  die  rich- 
terlichen Anordnungen  auszufüllen,  die  Kostenfragen  zu 
bearbeiten,  die  Register  und  Generalakten  führen  und 
die  Übersendung  der  an  das  Schwurgericht  verwiesenen 
Akten  (informations,  Statements,  depositions,  recogni- 
zances  enthaltend)  zu  besorgen,  sowie  Berichte  an  die 
Gerichtsschreibereien,  vorgesetzten  Behörden,  sowie  den 
Public  Prosecutor  zu  erstatten. 

Die  Clerks  sind  sehr  verschieden  besoldet,  die  Ge- 
haltsskala ist  abgestuft  von  30—900  Pfund  Sterling,  ebenso 


26  Gamon.  pag.  106:  In  the  hands  of  the  magistrate  the  law 
is  elastic,  in  the  hands  of  the  clerk  it  is  red  tape.  Vgl.  G  e  r  1  a  n  d , 
pag.  121. 

27  Liepmann,  pag.  30;  vgl.  darüber  auch  Gerland,  GerS. 
Bd.  74,  pag.  439. 

28  Redlich,  Selfgovernement,  pag.  446. 
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bei  den  Justices  of  the  Peace  Clerks,  die  vor  dem  Jahre 
1877  nur  Sportein  bezogen. 

2.  Probafion  Officer. 

In  die  Klasse  der  Unterbeamten  muß  auch  der  Pro- 
bation Officer  gezählt  werden,  dessen  Tätigkeit  in  Ab- 
schnitt C.  näher  betrachtet  wird.  Ich  verweise  auf  jene 
Ausführungen. 

3.  Schoo/  affenclance  Officer^. 

Diese  vertreten  die  Erziehungsbehörde  im  Jugend- 
gerichtshofe, wenn  Fälle  von  Vernachlässigung  der  Er- 
ziehung an  Kindern  behandelt  werden  und  ermitteln  fer- 
ner die  Zahl  der  Ermahnungen  (attendances),  welchen 
das  Kind  in  der  Schule  unterzogen  wurde,  sowie  auch 
die  Zahl  der  Besuche  bei  den  Eltern,  um  auf  diese  Weise 
einen  Maßstab  und  Kontrolle  für  die  Bestrafung  der 
Eltern  zu  haben. 

4.  Police  Court  JYIissionary^. 

Der  „Freund  im  Police  Court"  oder  Jugendgerichts- 
hofe ist  der  Police  Court  Missionary.  Gegenwärtig  über- 
steigt die  Zahl  der  Missionaries  in  England  die  Zahl 
hundert,  welche  aus  Männern  und  Frauen  zusammen- 
gesetzt ist  und  unter  der  englischen  „Temperance  Society" 
stehen.  Sie  arbeiten  für  zwei  oder  mehrere  Gerichtshöfe, 
namentlich  auf  dem  Lande,  in  großen  Volkszentren  da- 
gegen werden  sie  einem  bestimmten  Gerichtshöfe  zugeteilt. 

Der  „Missionary"  ist  eine  Art  Probation  Officer  und 
darf  doch  wieder  nicht  mit  diesem  begrifflich  verwech- 
selt werden. 


29  Barrows,  pag.  73. 

30  G  a  m  o  n  ,  pag.  162.  Das  Gehalt  der  Beamten  (Missionaries) 
variiert  zwischen  100  und  160  Pfund  Sterling  jährlich;  Li  ep  mann, 
pag.  25. 
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Ich  möchte  ihn  definieren  als  eine  Person,  die  als 
Mitglied  einer  religiösen  Gesellschaft  oder 
Fürsorge  Vereinigung  für  diese  und  ohne 
staatliche  Sanktion  dem  Zwecke  der  Verbre- 
chensverhinderung dient. 

Verfügt  der  Magistrat  einen  Knaben  in  ein  „remand 
house" 31  oder  „place  of  detention",  oder  gibt  er  ihn 
bis  zur  Urteilsverkündung  frei,  so  ist  es  der  Missionary 
oder  Probation-Office r,  dem  die  Aufgabe  zufällt,  mit  dem 
Jungen  zu  sprechen  und  ihn  die  Gefährlichkeit  des 
Damoklesschwertes  fühlen  zu  lassen,  daß  er  nämlich  bei 
gutem  Betragen  für  dieses  Mal  noch  frei  ausgehen 
könne,  im  anderen  Falle  jedoch  die  Folgen  der  Tat 
ohne  Gunst  des  Gesetzes  zu  büßen  habe.  Der 
Missionary  arbeitet  einen  Bericht  aus,  den  er  dem 
Magistraten  einreicht.  Dieser  prüft  dann,  inwieweit  eine 
Milde  gegenüber  dem  Delinquenten  angebracht  sein 
könnte.  In  einigen  Gerichtshöfen  ist  es  Praxis,  dem 
Missionary  gelegentlich  zu  erlauben,  für  die  Person  Bürg- 
schaft abzugeben,  was  aber  nun  nach  der  herrschenden 
Auffassung  abzulehnen  ist.  Wenn  persönliche  Aufsicht 
nicht  tunlich  erscheint  und  der  Jugendrichter  beschlossen 
hat,  den  Knaben  nach  einer  Anstalt  zu  bringen,  so  ist  es 
nicht  selten  die  Aufgabe  des  Missionars,  eine  solche  für 
den  Jugendlichen  ausfindig  zu  machen  und  Sorge  zu 
tragen,  daß  derselbe  anständig  gekleidet  und  ausgestattet 
wird,  um  dann  zu  sehen,  daß  er  wohlbehalten  den  Be- 


31Remand-House  ist  der  Ersatz  eines  Untersuchungs- 
gefängnisses für  jugendliche  Rechtsbrecher,  die  das  16.  Lebensjahr 
passiert  haben  und  nicht  gegen  „bail"  (Bürgschaft)  entlassen  wurden. 
—  Place  of  Detention  ist  eine  Anstalt  für  jugendliche  Personen 
und  Kinder,  die  unter  16  Jahren  sind  und  bis  zur  Urteilssprechung 
dort  interniert  werden,  das  sogen,  „committal  before  trial".  Weitere 
Fälle  vgl.  C.  V.  c)  dieser  Dissert.  Nicht  nur  für  Jugendliche, 
sondern  auch  für  jugendlich  Erwachsene  (juvenile  adults)  und 
Erwachsene  finden  die   Bestimmungen   entsprechende  Anwendung. 
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stimmungsort  erreicht.  Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Mädchen 
einer  ähnlichen.  Anstalt  überwiesen  werden  soll. 

Der  „Police-Court  Friend"  ist  nicht  der  Wahl  der 
Magistraten  unterworfen,  sondern  hat  sich  vermittelst 
eines  Einführungspapiers  einen  Sitz  im  Gerichte  erobert 
und  gesichert.  Wohl  untersteht  er  den  Anweisungen  des 
Magistraten,  da  er  sich  selbst  demselben  unterstellt  hat, 
um  ihm  für  bestimmte  Aufgaben  nützlich  zu  sein.  Die 
Stellung,  die  der  Missionary  einnimmt,  ist  eine  sehr  un- 
befriedigende, da  er  als  Angestellter  einer  religiösen  Ge- 
sellschaft oder  aber  einer  sonstigen  Fürsorgevereinigung 
keinen  weitgehenden  Einfluß  ausüben  kann,  sondern  mehr 
oder  weniger  in  geduldeter  Position  sich  befindet.  Die 
Verbindungen,  die  er  anknüpfen  muß  mit  der  Polizei  oder 
den  Gefangenwärtern,  sind  ebenfalls  den  mannigfaltigsten 
Schwierigkeiten  unterworfen,  da  ihm  kein  gesetzlicher 
Anspruch  zukommt,  Anstalten  zu  besuchen  und  mit  den 
Zöglingen  Unterredungen  zu  führen,  die  geeignet  sein 
könnten  reformierend  auf  den  Jugendlichen  zu  wirken. 
Er  ist  in  einer  ganz  untergeordneten  Stellung,  vielleicht 
noch  ignoriert  von  den  Clerks.  Praktisch  ist  er  einer 
derselben,  gehört  jedoch  nicht  zu  ihnen. 

Wenn  der  „Freund"  eine  universelle  Stellung  in  den 
Kriminalgerichtshöfen  einnehmen  soll,  so  könnte  er  dies 
wahrlich  besser,  wenn  er  nicht  Vertreter  einer  örtlichen 
Schulbehörde  wäre. 

Gar  viele  Kinder  werden  vor  den  Jugendrichter  ge- 
bracht wegen  keinen  schwereren  Vergehen  als  „wan- 
dering"  oder  „begging" 32.  Der  Jugendrichter  bestimmt 
ihren  Internierungsort,  wie  er  das  tut  in  Fällen,  wo 
Kinder  des  Diebstahls  angeschuldigt  werden.  Schon  der 
Fall  von  Kindern  zeigt,  wie  notwendig  es  ist  für  das 

32  Earlier  the  one  regardet  them  as  serfs,  the  other  as  merely 
criminals,  now  both  look  upon  them  rather  as  prospective  citizans, 
to  be  carefully  educated  by  them,  as  far  as  their  power  extends. 
Vgl.  G  a  m  o  n  ,  pag.  164. 
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London  County  Council,  einen  Repräsentanten  im  Ge- 
richtshofe zu  haben,  der  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
die  Funktionen  des  „Industrial  School  attendance  Officers" 
und  des  „Missionars"  vereinigt.  Bei  Kindern  unter  16 
Jahren  würde  er  nicht  die  Sorge,  deren  dieselben  be- 
dürfen, vernachlässigen,  und  solchen,  die  schon  das  16. 
Lebensjahr  passiert  haben,  ebenfalls  eine  Wachsamkeit 
angedeihen  lassen.  Es  würde  auf  diese  Weise  der  durch 
das  Gesetz  statuierte  schroffe  Übergang  von  dem  Alter 
des  Jugendlichen  in  das  Alter  des  Erwachsenen  wesent- 
lich geebnet. 


III.  Zuständigkeit. 

a)  Örtliche  Zuständigkeit. 

/.  Gerichtsftancl. 
I.   Allgemeiner  Gerichtsstand. 

Sowohl  in  England  wie  auch  in  anderen  Staaten  gelten 
für  die  örtliche  Zuständigkeit  die  allgemeinen  prozessualen 
Grundsätze,  wie  sie  der  Strafprozeß  jedes  Staates  enthält. 

Erster  Grundsatz  des  Common  Law  ist,  daß  zur  Er- 
ledigung einer  Sache  stets  das  Gericht  der  begangenen 
Tat  zuständig  ist,  das  forum  delicti  commissi1. 

II.  Dieses  aufgestellte  Prinzip  erfährt  aber  sofort 
eine  Reihe  von  Durchbrechungen,  die  nicht  nur  für 
Jugendgerichte  hervorzuheben  sind,  sondern  im  allge- 
meinen wirken,  welche  aber  samt  und  sonders  darauf 
hinzielen,  die  Strafjurisdiktion  soweit  als  möglich  zu  er- 
leichtern. 

Als  solche  Ausnahme  muß  die  Zuständigkeit 
des  Gerichts  der  Ergreifung  oder  des  Haft- 


1  Stephen,  Digest  of  the  Law  of  Criminal  Procedure, 
pag.  45  ff. 
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ort  es  (forum  appraehensionis)  genannt  werden.  Für 
Jugendliche  wäre  entschieden  der  Gerichtsstand  des 
Wohnortes  (forum  domicili)  wünschenswert. 

2,  Örtliche  Einteilung  der  Gerichtskreise,  insbesondere  der 
Jugen  dg e rieh  te. 

Welches  Gericht  in  concreto  zu  amten  hat,  ergibt 
sich  aus  der  Einteilung  der  Gerichtsbezirke.  In  England 
werden  heute  an  175  Gerichtshöfen  Jugendliche  ver- 
urteilt, welche  sich  auf  50  Police  Districts  verteilen. 
Wales  verzeichnet  ebenfalls  17  Jugendgerichte,  auf  welche 
über  12  Police  Districts,  die  zugleich  Grafschaften  sind, 
fallen.  Es  darf  wohl  bemerkt  werden,  daß  England  in 
ungefähr  500  Gerichtsbezirke  zerfällt,  von  denen  jeder 
wieder  aus  einem  Grafschaftsgericht  mit  Gerichtsschrei- 
bereien besteht,  die  vielfach  zu  einer  Personalunion  ver- 
schmolzen werden. 

Es  wäre  nicht  denkbar,  daß  die  so  schwierig  ge- 
stalteten englischen  Verhältnisse  in  einem  umfassenden 
Gesetz  geregelt  werden  könnten,  welches  allen  Spezial- 
fällen gerecht  wird,  und  dies  trifft  vorzugsweise  für 
Jugendgerichte  zu.  Der  Children  Act  wie  auch  der 
Bericht  des  Home-Office  vom  9.  März  1909 2 
haben  sich  deshalb  begnügt,  lediglich  einige  grundle- 
gende Direktiven  zu  geben.  Diese  gehen  dahin,  daß  in 
großen  Städten  und  in  sehr  bevölkerten  Grafschaften  und 
Petty  Sessional  Divisions,  in  welchen  Jugendverbrechen 
häufig  sind,  der  Absicht  des  Parlaments,  Jugendgerichts- 
höfe zu  erstellen,  Genüge  geleistet  werden  kann  nach 
Maßgabe  von  sect.  111,  wenn  diese  Fälle  in  besonderem 
Gebäude  oder  Raum  abgeurteilt  werden.  Wo  eine  ge- 
nügende Anzahl  von  Magistraten  zur  Verfügung  steht, 
wäre  es  wünschenswert,  einer  Kommission  von  Richtern 
die  Bildung  von  besonderen  Jugendgerichtshöfen  zu  über- 


2  De  war,  Appendix  181,  sect.  111.   Vgl.  oben. 
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lassen,  welche  spezielle  Kenntnisse  und  Erfahrungen  in 
Bezug  auf  das  Gesetz,  das  die  Behandlung  jugendlicher 
Rechtsbrecher  zum  Inhalt  hat,  besitzt. 

An  Orten,  wo  die  Zahl  der  verwendbaren  Magistrate 
so  gering  ist,  daß  solche  Veranstaltungen  unmöglich  sind, 
kann  es  notwendig  werden,  daß  der  Jugendgerichtshof 
an  demselben  Tage  wie  die  ordentlichen  Gerichte  und 
in  demselben  Gebäude  tagen  muß.  In  solchen  Fällen  ist 
es  aber  unbedingt  erforderlich,  daß  die  Zeit  eine  andere 
ist,  und  es  scheint  dem  Staatssekretariat  angemessen,  die 
Sitzungszeit  des  Jugendgerichtes  früher  anzusetzen  der- 
art, daß  Jugendverbrechen  erledigt  werden,  bevor  die 
Sitzungszeit  des  ordentlichen  Gerichts  beginnt.  Mr.  Glad- 
stone  machte  den  Vorschlag,  daß  da,  wo  diesen  Prin- 
zipien nicht  Nachachtung  verschafft  werden  kann,  im 
Notfalle  der  Magistrat  den  Jugendlichen  zu  sich  nehmen 
soll  oder  im  Magistratenzimmer  die  Verhandlung  vor- 
zunehmen hat. 

Die  Vorschriften  der  Sect.  111  sind  sehr  elastisch 
und  es  wäre  deshalb  unvernünftig  zu  erwarten,  daß  an 
Police  Courts,  an  welchen  Jugendliche  selten  zur  Ab- 
urteilung gelangen,  und  der  Magistrat,  der  dem  Gerichte 
vorsteht,  bedeutend  entfernt  wohnt,  nun  die  gleiche 
Ausgestaltung  des  Jugendgerichtshofes  gefordert  würde, 
wie  dies  bei  Polizeigerichten  größerer  Städte  möglich  ist. 
Das  Staatssekretariat  räumt  deshalb  den  Magistraten  und 
den  Friedensrichtern  für  die  Ausbauung  der  inneren  An- 
gelegenheiten der  Organisation  des  Jugendgerichts  die 
größte  Bewegungsfreiheit  ein  und  der  „secretary  of 
■State"  ist  überzeugt,  daß  die  Richter  ihrerseits  Mittel 
finden  werden,  den  Anforderungen  des  Parlaments  in  best- 
möglichster Weise  nachzukommen. 

b)  Sachliche  Zuständigkeit. 

Wichtiger  als  die  örtliche  Zuständigkeit,  ist  unbedingt 
die  sachliche.    Die  gesetzlichen  Normen  sind  im  ganzen 
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„Act"  ungeordnet  vorhanden  und  es  ist  vor  allem  eine 
Trennung  durchzuführen  in  Bezug  auf  Kompetenzen  in 
Fällen  von  ausgesprochenen  Jugendverbrechen  und  sol- 
chen, wo  Eltern  oder  Dritte  mit  Kindern  oder  umgekehrt 
in  eine  Angelegenheit  krimineller  Natur  verwickelt  sind. 

Es  gewinnt  hier  die  Unterscheidung  der  Funktionen3 
in  administrative,  zivilprozessuale  und  kriminelle  größere 
Bedeutung. 

/.  Administrative  Funktionen. 
Zu  erwähnen  ist,  daß  den  Petty-Sessions  die  ver- 
waltungstechnische Maßregel  der  bedingten  Entlassung 
zusteht,  die  sie  nach  Ermessen  erteilen  und  entziehen 
können.  Ebenfalls  sind  sie  berechtigt,  den  Verkauf  von 
Alkohol  an  Gewohnheitstrinker  und  Kinder  unter  14 
Jahren  zu  verbieten. 

2.  Zuständigkeif  in  Ziüilsachen. 
Diese  ist  namentlich  für  Alimentierungsklagen  und 
für   die   Unterbringung   verwahrloster   Kinder  wichtig. 
Das  Verfahren  erfolgt  in  diesen  Fällen  auf  Grund  einer 
Information4  oder  complaint5. 

3  Diese  Unterscheidung  wird  wichtiger  für  das  Verfahren  und 
zwar  ist  sie  insofern  von  Bedeutung,  als  Special  Sessions  im  Sinne 
des  Gesetzes  keine  Courts  of  Summary  Jurisdiction  sind;  vgl.  auch 
Douglas,  pag.  53;  Archold,  Criminal  Evidence  and  Practice, 
pag.  432. 

*  Douglas,  3  S.  J.  J.  1848  sect.  1. 

~°  Information  ist  eine  formlose,  auf  Bestrafung  abzielende 
Anzeige.  An  information  is  laid  against  a  person  charged  with  the 
commission  of,  or  who  is  suspected  to  have  committed  an  offence, 
for  which  he  is  liable  by  law  upon  a  summary  conviction  to  be 
imprisoned  or  fined.  —  Complaint  ist  der  Antrag  auf  Erlaß  einer 
Anordnung  auf  Zahlung  oder  Leistung  einer  Handlung.  —  A 
complaint  against  a  person  is  made,  when  that  person  is  liable 
by  law  to  have  an  Order  made  upon  him  by  Justices  for  the 
payment  of  money  or  to  do  some  act  which  he  has  refused  or 
neglected  to  do  contrary  to  law.  —  Wertheim,  Wörterbuch  des 
engl.  Rechts  1899,  pag.  296.  Anzeige  hat  mindestens  6  Monate  nach 
der  Tat  zu  erfolgen.  —  A  t  k  i  n  s  o  n  ,  pag.  29. 
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3.  Zuständigkeit  in  Kriminalfällen. 

I.  Ohne  den  allgemeinen  Gesichtspunkt  der  Jugend- 
gerichtshöfe außer  acht  zu  lassen,  ergibt  sich  für  die 
Petty  Sessional  Courts  die  große  Einteilung  in  abso- 
lute und  relative  sachliche  Zuständigkeit. 
Für  die  absolute  Zuständigkeit  kommen  namentlich  die 
Non-indictable  Offences  in  Frage,  d.  h.  solche, 
welche  im  summarischen  Verfahren  behandelt  werden 
müssen,  währenddem  die  relative  sachliche  Zuständig- 
keit es  vorzugsweise  mit  Indictable  Offences  zu 
tun  hat. 

Für  uns  hat  nur  die  relative  sachliche  Zuständig- 
keit Wichtigkeit  und  zwar  sind  dies  solche  Fälle,  die 
entweder  summarisch  oder  im  ordentlichen  Verfahren 
erledigt  werden  können,  in  Konkurrenz  mit  Quarter- 
Sessions,  wie  auch  Court  of  Assizes 6. 

II.  Materiell  rechtlich  ist  folgendes  beizufügen:  Als 
unbedingt  notwendige  Voraussetzung  irgend  einer  straf- 
rechtlichen Verantwortlichkeit  muß  die  „mens  r  e  a"  ge- 
fordert werden  7. 

.Weiter  ist  nötig  ein  bestimmtes  Alter  und  muß 
nach  englischem  Rechte  eine  Dreiteilung  vorgenommen 
werden : 

aa)  Jugendliche  unter  14  Jahren, 
bb)  Jugendliche  von  14—16  Jahren, 
cc)  Jugendlich    Erwachsene   von   16 — 21    bezw.  23 
Jahren. 

aa)  Jugendliche  unter  14  Jahren. 

Wenn  ein  Kind  vor  einen  Jugendgerichtshof  gebracht 
wird,  müssen  die  Eltern  desselben  oder  dessen  Vormund 

e  Gerland,  30;  Liepmann,  51;  42  u.  43  Vict.  c  49  s  11, 

any  indictable  offence  other  than  homicide.  Amended  by  62  u. 
63  Vict.  c  22  s  2. 

7  Definition  von  „child"   and  „young"  Person  in  sect.  131. 
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zuerst  auf  ihr  Optionsrecht  aufmerksam  gemacht  werden, 
d.  h.  es  wird  die  Einwilligung,  ob  ein  Kind  anstatt 
dem  summarischen,  dem  ordentlichen  Verfahren  unter- 
stellt werden  soll,  eingeholt,  mit  anderen  Worten,  die 
Eltern  können  das  ordentliche  Verfahren  begehren8,  sodaß 
hier  von  einer  Art  Zuständigkeit  kraft  Unter- 
werfung gesprochen  werden  kann.  Wenn  aber  auch 
keine  Unterwerfung  stattgefunden  hat,  so  ist  der  Rich- 
ter in  der  Lage,  die  Jury  zuzuziehen  und  eine  Haupt- 
verhandlung, also  das  ordentliche  Verfahren  zu  beantragen 
(trial).  Sind  die  Eltern  oder  der  Vormund  im  Gerichte 
nicht  zugegen,  so  kann  der  Jugendrichter  die  Verhand- 
lung entweder  vertagen  oder  aber  nach  freiem  Ermessen 
das  summarische  Verfahren  sofort  anordnen. 

/.  Kinder  bis  zum  7.  Lebensjahre9. 

Ein  Kind  unter  7  Jahren  ist  für  keine  Tat  verant- 
wortlich 10. 


8  Where  a  child  is  charged  before  a  court  of  summary  Juris- 
diction with  any  indictable  offence,  other  than  homicide,  the  court 
if  they  think  it  expedient  so  to  do  and  if  the  parent  or  guardian  of 
the  child  so  charged,  when  enforced  by  the  court  of  his  right  to 
have  the  child  tried  by  a  Jury  does  not  object  to  the  child  being 
dealt  With  summarily  may  deal  summarily  with  the  offence  and 
inflict  the  same  description  of  punishment  as  might  have  been 
inflicted  had  the  case  been  tried  on  indictment.  Vgl.  S.  J.  A.  1879, 
42  u.  43  Vict.  c  49  sect.  10  3.  Stones  1911,  pag.  23.  Der  Richter 
hat  folgende  Frage  an  die  Eltern  zu  richten:  do  you  desire^  the 
child  to  be  tried  bey  the  Jury  and  object  to  the  case  being  dealt 
with  summarily,  that  is  „do  You  wish  this  court  to  try  the  case  and 
give  judgement  upon  it,  or  do  You  wish  the  case  to  be  tried  by  a 
Jury  at  the  next  Quarter  Session  or  Assizes,  as  the  case  may  be  to 
be  dealt  in  and  for  the  . . .  of . . .?" 

9  Stones  1911,  pag.  203;  vgl.  History  of  Engl.  Law,  Bd.  III, 
pag.  296;  Holdsworth  W.  3;  Jones-Belliot,  pag.  210. 

10  Best  S.  L.3  Phipson  on  Ecidence  1911,  pag.  347.  It  is  a 
praesumtio  juris  et  de  jure  that  children  under  the  age  of  seven 
years  are  incapable  of  committing  felony,  that  males  under  14  are 

4 


—  50 


Die  Präsumtion  geht  dahin,  daß  in  diesem  Alter  das 
Kind  „doli  incapax"  ist.  Dieses  Unvermögen  hört  aber 
auf,  sobald  das  Kind  das  14.  Lebensjahr  erreicht  hat. 

2.  Kinder  zwischen  dem  7.  and  14.  Altersjahre. 

Auch  hier  geht  die  Annahme  dahin,  daß  das  Kind 
noch  nicht  die  völlige  Vernunft  erhalten  habe  und  eben- 
falls „doli  incapax"  sei.  Diese  Überlegung  wird  aber 
gestört  dann,  wenn  sich  bei  einem  Kinde  ein  starker 
verbrecherischer  Trieb  bemerkbar  macht.  Für  die  Fähig- 
keit, ein  Verbrechen  zu  begehen,  Böses  zu  tun  und  straf- 
rechtlich verantwortlich  zu  werden,  kommt  weniger  das 
Maß  der  Jahre  und  Tage,  als  vielmehr  das  Urteilsver- 
mögen des  Delinquenten  (strength  of  the  delinquents 
understanding  and  judgement)  in  Betracht.  So  wird  z.  B. 
erzählt,  daß  ein  Kind  von  8  Jahren 11  wegen  Mord  zum 
Tode  durch  den  Strang  verurteilt  wurde  und  ein  anderes 
zwischen  dem  8.  und  9.  Jahre  wegen  Brandstiftung  (Arson) 
enthauptet  wurde 12,  da  man  überzeugt  war,  daß  dasselbe 
maliziös  und  rachsüchtig,  sowie  mit  Überlegung  und  arg- 
listig das  Verbrechen  beging.  Ebenfalls  wird  berichtet, 
daß  ein  Mädchen  von  13  Jahren  verbrannt  wurde,  weil 
dasselbe  die  Lehrerin  getötet  hatte. 

Solche  Urteile  sind  nach  dem  heutigen  Rechte  nicht 
mehr  denkbar,  da  die  Todesstrafe 13  gegen  Kinder,  sowie 
auch  gegen  jugendliche  Personen  abgeschafft  ist.  Statt 
„capital  punishment"  hat  das  Gericht  auf  Gewahrsam 
(place  of  detention i4)  auf  unbestimmte  Dauer  zu  er- 
kennen. 

Wenn  heute  ein  Kind  zwischen  7  und  14  Jahren 


incapable  of  sexual  intercourse,  and  that  males  under  14  and  females 
under  12  cannot  consent  to  mariage. 

11  4  Bl.  Com.  23.    1  Haie.  25,  27. 

12  Dalt  c  147.    1  Haie,  25  n. 

13  Dalt  c.    1  Haie,  26;  Douglas  135. 

14  Sect.  103.  Vgl.  auch  sect.  108  und  109. 
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für  „felony"  überwiesen  ist,  so  hat  der  Jugendrichter 
sich  zwei  Fragen 15  vorzulegen,  nämlich : 

1.  Hat  das  Kind  das  Verbrechen  begangen? 

2.  Hat  das  Kind  bei  der  Verbrechensbegehung  ein 
Urteilsvermögen  besessen,  nach  dem  der  Schluß  mög- 
lich ist,  daß  es  im  vollen  Bewußtsein,  ein  Verbrechen  zu 
begehen,  gehandelt  hat  (guilty  knowledge  or  not). 

Eine  Ausnahme  von  der  Regel  „malitia  suppiet 
aetatem"  16  bildet  die  Überlegung,  daß  ein  Kind  für  solche 
Verbrechen,  die  eine  physische  Gewandtheit  und  Stärke 
erfordern  und  die  normalerweise  von  einem  Kinde  nicht 
ausgeführt  werden  können,  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  kann.  Es  besteht  deshalb  die  Präsumtion,  daß 
ein  Kind  niemals  einen  Raub  auszuüben  vermag  mit  der 
Absicht,  ein  Verbrechen  zu  begehen. 

bb)  Jugendliche  von  14— 16 17  Jahren. 
Relativ  zuständig  ist  der  Jugendgerichtshof  auch  wie- 
der prinzipiell  für  alle  Delikte,  mit  Ausnahme  der  Tö- 
tung, und  nicht  mehr  wie  vor  1 899  nur  für  bestimmt 
genannte  Delikte.  Die  summarische  Jurisdiktion  in 
den  Fällen  von  Jugendlichen,  die  im  Alter  von  14 — 16 
Jahren  sich  befinden,  kann  ebenfalls  nur  unter  zweifacher 
Voraussetzung  erfolgen,  nämlich,  daß  das  Gericht  das 
beschleunigte  Verfahren  für  angemessen  erachtet;  ferner, 
daß  der  Jugendliche  selbst  seine  Zustimmung  erteilt  und 
nicht  Aburteilung  im  ordentlichen  Verfahren  verlangt. 
Das  freie  Ermessen  ist  hier  indessen  insofern  limitiert, 
als  im  Gesetze  jus  cogens  vorhanden  ist. 


15  Did  he  commit  the  offence  charged?  Had  he  a  guilty 
knowledge  that  he  was  doing  wrong? 

16  Diese  Maxime  wird  in  neuerer  Zeit  als  unsinnig  und  über- 
holt erachtet;  Stones  204;  8  Edw.  7  c  67  s  123. 

17  Definition  von  young  person  42  und  43  Vict.c  49  s  49  auf- 
gehoben durch  8  Edw.  7  c  67  s. 
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Für  die  Zurechnungsfähigkeit  oder,  besser 
gesagt,  die  Deliktsfähigkeit  kommt  weniger  das  Alter 
als  vielmehr  die  entwickelte  geistige  Reife  in  Betracht. 

cc)    Jugendliche   vom    16.-21.   bezw.   2  3.  Al- 
te r  s  j  a  h  r. 

,Wie  später  näher  ausgeführt  wird,  gibt  das  englische 
Recht  dem  Jugendlichen,  der  einerseits  das  16.  Alters- 
jahr erreicht  hat,  andererseits  noch  nicht  21  Jahre  alt 
ist,  eine  letzte  Chance,  das  stigma  einer  Verurteilung  zu 
Zuchthaus  oder  Gefängnis  abzuwenden  und  liegt  es  im 
Ermessen  des  Richters  zu  untersuchen,  welche  Strafe  er 
für  diesen  jugendlich  Erwachsenen  am  zweckmäßigsten 
erachtet. 

.Wenn  vor  den  Jugendrichter  eine  Person  gebracht 
wird,  bei  der  es  sich  aus  der  Verhandlung  ergibt,  daß 
sie  das  16.  Jahr  bereits  überschritten  hat,  dann  soll  der 
Fall  gleichwohl  vor  dem  Jugendrichter  zur  Aburteilung 
kommen.  .Wenn  eine  angeblich  16  Jahre  alte  Person  vor 
dem  ordentlichen  Petty  Sessional  Court  erscheint  und 
es  sich  ergibt,  daß  dieselbe  noch  nicht  16  Jahre  alt  ge- 
wesen ist,  so  kann  ebenfalls  im  ordentlichen  Verfahren 
der  Straffall  erledigt  werden 18. 

Dieses  sind  jedoch  die  Ausnahmen.  Der  Regel  nach 
werden  „juvenile  adults"  vor  dem  Magistraten  oder 
Justice  of  the  Peace  im  gewöhnlichen  Petty  Sessional 
Court  für  indictable  Offences  verurteilt.  Auch  hier  muß 
zum  summarischen  Verfahren  der  Angeklagte  die  Ein- 
willigung geben,  was  er  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  tun 
wird,  da  für  ihn  die  Aussicht  auf  Berücksichtigung  des 
Alters,  sowie  der  Umstände  eher  möglich  wird,  da  der 
Richter  des  Petty  Sessional  Court,  wie  schon  mehrfach 

18  Ch.  A.  s  11 1  2 ;  Probation  of  Offender  Act  1937 
ss  1  und  2;  Archbold,  Pleading,  pag.  263  und  264 ;  A  t  k  i  n  s  o  n  , 
pag.  13  und  125. 
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betont  wurde,  zugleich  auch  Jugendrichter  ist.  Für  den 
Richter  ist  deshalb  eine  so  scharfe  Abgrenzung  der  Alters- 
skala nur  insoweit  bindend,  als  das  Gesetz  ausdrücklich 
eine  andere  Möglichkeit  unterdrückt 19.  Es  ist  aber  auch 
bemerkenswert,  daß  bedeutende  englische  Richter  er- 
klären, daß  das  gegenwärtige  System  der  Altersabstufung 
höchst  unbefriedigende  Lösungen  zu  Tage  fördert  und 
eine  sklavisch  innegehaltene  Altersgrenze  von  16  Jahren 
einen  der  größten  Irrtümer  des  gegenwärtigen  Systems 
darstellt 20. 

IV.  Verfahren. 

a)  Vorbemerkung. 

Im  allgemeinen  ist  zu  bemerken,  daß  das  Verfahren 
der  Jugendgerichte  Englands  ein  höchst  einfaches  sowie 
auch  äußerst  zielbewußtes  ist.  Es  ist  nicht  ein,  einer  eng- 
herzigen und  schablonenmäßigen  Interpretation  der  Ge- 
setzesartikel entsprungenes,  sondern  ein,  der  individuali- 
stischen Methode  huldigendes  Verfahren,  das  dem  eng- 
lischen Richter  eine  Prätorstellung  verleiht,  welche  ihm 
erlaubt,  selbstschöpferisch  die  Lücken  des  Gesetzes  zu 
überbrücken  (negligence  in  Law).  Dieses  elastische,  auf 
den  Einzelfall  ausgedachte  summarische  Prozeßsystem 
wird  geregelt  auf  Grund  folgender  Gesetze: 
Summary  Jurisdiction  Acts  1848    11   u.  12  Vict.  c  43. 

„      1857    20  u.  21      „     c  43. 

„     1879   42  u.  43     „     c  49. 

„  1884  47  u.  48  „  c  43. 
Summary  Jurisdiction  Process  Acts  1881  44/45  Vict.  c  21. 
Indictable  Offences  Act  von  1848  11/12    „    c  42 

Amendment  Act  1868  31/32    „    c  107 
Interpretation  Act  von  1889  52/53    „    c  69 

!9  S.J.A.1879  s  12  und  S.  J.  A.  1899  s  1  62  und  63  Vict.  c  2?. 
-°  S  t  o  n  e  s   26;    Russell,   The   Making   of   the  Criminal; 
H  a  f  t  e  r,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht,  Bd.  28,  pag.  483. 
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Criminal  Evidence  Act  1898  61/62  Vict.  c  36 

Children  Act  1908  8  Edw.7     c  67. 

Wenn  von  einem  summarischen  Verfahren  gesprochen 
wird,  darf  keinesfalls  der  Gedanke  auftauchen,  daß  die 
Jugendstrafsache  ihrem  Wesen  nach  summarische  Er- 
ledigung vertrage.  Im  Gegenteil !  Welch  große  Schwie- 
rigkeiten bietet  nicht  die  Prüfung  der  Zurechnungsfähig- 
keit des  Jugendlichen,  die  Schuldfähigkeit,  die  Gründe, 
welche  Schuldfähigkeit  und  Schuld  mindern  oder  erhöhen, 
des  Tatanlasses  und  des  Tatmotivs,  der  Einflüsse  des 
physischen  und  psychischen  Zwanges,  des  Schuldmaßes, 
wie  es  nach  der  intellektuellen,  sittlichen  Entwicklung  des 
Täters  nach  seinem  bisherigen  Gesamtverhalten  dartritt, 
von  der  Gewährung  bedingten  Strafaufschubs  wesent- 
lich abhängt.  Ziel  des  Gerichtshofes  ist  es,  dem  Jugend- 
lichen die  Hauptverhandlung,  wie  sie  in  vielen  Staaten 
noch  im  Jugendstrafprozeß  eingehalten  wird,  zu  ersparen. 
Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  ein  äußerlich  beschleunigtes 
Verfahren  sehr  große  Vorteile  in  sich  birgt  und  jede 
Hinziehung  und  Erschwerung  des  ganzen  Apparates  ver- 
unmöglicht.  Andererseits  ist  aber  nicht  zu  leugnen,  daß 
der  Richter,  der  der  Tendenz  folgend,  den  Jugendlichen- 
prozeß möglichst  rasch  zu  gestalten,  nur  zu  oft  scheinbar 
analoge   Fälle  gleich  behandelt1.   Es  muß  nochmals  be- 


1  Als  mir  im  Jahre  1910,  anläßlich  des  Studiums  der  englischen 
Jugendgerichte,  Gelegenheit  geboten  war,  Jugendgerichtssitzungen  in 
London  und  Birmingham  beizuwohnen,  hat  sich  mir  die  Beobachtung 
aufgedrängt,  daß  das  Verfahren  nachgerade  schablonenmäßig  ge- 
staltet wird.  Ich  war  aber  immer  bestrebt,  diesen  Gedanken  zurück- 
zudrängen, da  ich  mir  sagen  mußte,  daß  ein  solches  Vorgehen  seitens 
der  englischen  Jugendrichter  dem  ganzen  System  der  Jugendgerichte 
und  der  Jugendgerichtsidee  als  solcher  direkt  entgegengesetzt  wäre. 
Nachdem  ich  1911  die  gleichen  Erfahrungen  sammeln  konnte,  halte 
ich  unbedingt  an  dieser  meiner  gemachten  Kritik  fest.  —  O  e  t  k  e  r , 
GerS.  Bd.  74,  2.  Beilageheft,  pag.  44.  —  Bärnreither,  pag. 
173/174.  —  Hartmann,  pag.  277.  —  Dies  rührt  davon  her,  daß 
Jugendgerichtssitzungen   nur  alle  8   Tage  abgehalten  werden  und 
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tont  werden,  daß  der  Jugendrichter  der  Mittelpunkt  der 
ganzen  Institution  ist  und  in  der  Wahl  eines  solchen 
deshalb  sehr  große  Vorsicht  geboten  ist.  Versagt  der- 
selbe, so  hat  der  Jugendgerichtsgedanke  ein  klägliches 
Resultat  erreicht. 

b)  Vorverfahren. 

Wenn  infolge  einer  „indictable  offence"  ein  Jugend- 
licher von  einem  Polizisten  2  oder  auf  Grund  einer  Infor- 
mation3, die  den  Antrag  auf  Verhaftung  enthält,  auf- 
gegriffen wird,  so  wird  derselbe  unverzüglich  auf  die 
„Police  Station"  gebracht,  es  sei  denn,  daß  er  sofort  vor 
den  Jugendrichter  geführt  werden  kann.  Vor  der  Police 
Station  wird  er  formell  vom  „Sergeant"  oder  „Inspektor" 
angeklagt  und  mit  Namen  und  Beschreibung  in  das  auf- 
liegende Register  eingetragen.  Ist  die  verhaftete  Person 
ein  Mädchen,  so  nimmt  die  auf  jeder  Polizeistation  be- 
findliche Frau  (matron)  dasselbe  unter  Beaufsichtigung, 
wenn  diese  Maßregel  sich  als  dienlich  erweist.  Wenn  d''e 
Adresse  der  Eltern  bekannt  ist  und  dieselben  aufgefunden 
werden  können,  so  verbindet  sich  die  Polizeistation  mit 
denselben  und  sofern  die  Eltern  eine  Sicherheit  in  Form 
einer  kleinen  Kaution4  leisten,  wird  der  Jugendliche  ent- 
lassen mit  der  Verpflichtung,  sich  auf  Verlangen  bei  der 
nächsten   Jugendgerichtssitzung   zu   stellen.    Man  nennt 


während  dieser  Zeit  die  Zahl  der  von  einem  Jugendrichter  abzuurtei- 
lenden jugendlichen  Delinquenten  beträchtlich  zunimmt  und  in  einer 
2stündigen  Sitzung  20—30,  ja  sogar  mehr  Fälle  zur  Aburteilung 
gelangen. 

2  G  a  m  o  n  ,  pag.  198. 

3  Vgl.  Note  2  pag.  53;  ebenfalls  Wertheim,  pag.  298; 
Liepmann,  pag.  58.  Bezüglich  der  Form  der  Information  siehe 
Douglas,  pag.  43,  ist  meistens  schriftlich.  Sie  hat  die  Namen 
des  Antragstellers  und  Beschuldigten,  sowie  die  nähere  Bezeichnung 
der  Straftat  zu  enthalten. 

4  Children  Act  sect.  94. 
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dies  „discharge  on  bail"  5.  Häufig  fällt  die  Aufgabe,  sich 
mit  den  Eltern  zu  verständigen,  dem  Probation  Of- 
fice r  zu,  der  also  schon  ein  unentbehrliches  Glied  des 
ganzen  Apparates  wird,  bevor  eine  Verhandlung  ein- 
gesetzt hat.  Unter  Umständen  kann  der  jugendliche 
Missetäter  aber  auch  ohne  Sicherheit  entlassen  werden. 
Dagegen  wird  Entlassung  auch  gegen  Kaution  nicht 
bewilligt,  wenn  die  Anklage  auf  homicide,  oder  ein 
anderes  schweres  Verbrechen  lautet  und  wenn  es  im 
Interesse  der  Person  notwendig  erscheint,  sie  aus  der 
bisherigen  Gesellschaft  eines  notorischen  Verbrechers 
oder  einer  Dirne  zu  entfernen.  Eine  solche  Ausnahme 
tritt  auch  ein,  wenn  der  Polizeibeamte  Grund  zur  An- 
nahme hat,  daß  die  Strafverfolgung  durch  die  Freilas- 
sung vereitelt  werden  konnte. 

Wenn  einer  dieser  genannten  Fälle  nicht  zutrifft,  so 
steht  nichts  im  Wege,  die  jugendliche  Person  auf  bloße 
„recognizance"  (schriftliche  Verpflichtung  mit 
oder  ohne  Bürgschaft)  zu  entlassen,  gegen  eine  solche 
Kaution,  welche  nach  dem  Ermessen  des  Richters  hin- 
reicht, um  den  Delinquenten  zum  Erscheinen  vor  Gericht 
zu  veranlassen. 

Bei  Nichtleistung  der  Bürgschaft  wird  das  Kind  oder 
die  jugendliche  Person  veranlaßt,  die  Nacht  in  einem 
„place  of  detention"  zuzubringen,  um  dann  sobald  wie 
möglich  vor  ein  Jugendgericht  gestellt  werden  zu  können. 
Die  „places  of  detention" 6  bestehen  erst  seit  1909  und 
sind  durch  den  Children  Act  1908  in  ganz  England, 
Schottland  und  Irland  kreiert  worden.  Man  versteht  dar- 
unter Gewahrsame,  deren  Räume  dazu  dienen,  ju- 
gendliche Rechtsbrecher  bis  zum  Zeitpunkt  der  Verhand- 


5  Bestimmungen,  die  die  Bürgschaftsverpflichtung  von  Personen 
betrifft,  die  ohne  „Warrant"  verhaftet  werden,  sind  im  Municipal 
Corporation  Act   1882  (45  u.  46  Vict.  c  50  s  227)  enthalten. 

c  Vgl.  Abschnitt  über  place  of  detention,  pag.  156  ff. 
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hing  aufzunehmen.  Dabei  kann  derselbe  entweder  in 
einer  Zelle  oder  in  einem  Warteraum  untergebracht  wer- 
den. Obengenannte  Maßnahme  greift  Platz,  vorausge- 
setzt, daß  der  Polizeibeamte  nicht  bescheinigt: 

1.  daß  solche  Unterbringung  unausführbar  sei; 

2.  daß  die  Person  so  unbotmäßigen  Charakter  auf- 
weise, daß  die  Verwahrung  in  einem  derartigen 
Gewahrsam  nicht  ratsam  erscheint; 

3.  daß  sich  mit  Rücksicht  auf  ihren  geistigen  oder 
körperlichen  Zustand  solche  Unterbringung  nicht 
empfiehlt. 

c)  Hauptverfahren. 

Das  Kind  tritt  durch  eine  besondere  Türe  in  den 
Sitzungssaal  ein,  welche  von  den  übrigen  Beteiligten  im 
Prozesse  nicht  benützt  wird.  Vorher  wurden  die  An- 
geklagten nämlich  in  zwei  Warteräume 7  verteilt  und  je 
nach  der  Schwere  ihrer  Tat  in  den  einen  oder  den  an- 
deren Warteraum  gebracht.  Diese  Maßnahme  ist  sehr 
wesentlich,  da  schon  zu  Beginn  der  Verhandlung  jeg- 
liche Berührung  mit  gefährlicheren  Rechtsbrechern  aus- 
geschlossen ist8.  Ferner  wird  das  Kind  oder  die  jugend- 
liche Person  auch  nicht  wie  der  gewöhnliche  Delinquent 
in  das  gefürchtete  „Dock"  9,  sondern  unmittelbar  vor  den 
Sitz  des  Jugendrichters  geführt.  Dadurch  wird  es  dem 
Richter  möglich,  mit  dem  Jugendlichen  in  väterlichem 
Tone  zu  sprechen  und  er  vermag  auf  diese  Weise 
ihm  jegliche  Angst  und  das  Gefühl  des  Entfremden- 
den, in  einem  Gerichtshofe  zu  sein,  zu  rauben.  Dies 
gilt  namentlich  für  Kinder  in  vorgeschrittenem  Alter, 
sowie    für    jugendliche    Personen,    etwa    von    10 — 16 

7  Lewis,  Legislation  relating  to  Children  1906,  pag.  29. 

8  Rüssel,  The  Making  of  the  Criminal,  pag.  159. 

9  Das  „Dock"  in  den  englischen  Gerichten  ist  die  Anklagebank. 
Sie  ist  eine  von  einem  Gitter  umgebene  Bank,  die  von  zwei  Polizisten 
bewacht  wird. 
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Jahien.  Unter  dieser  Stufe  wird  wohl  kaum  ein  tie- 
ferer Eindruck  auf  das  Gemüt  des  Kindes,  der  dasselbe 
den  Ernst  seiner  Lage  erkennen  läßt,  bewirkt  werden 
können,  sondern  der  Gedanke  der  Neuheit,  ja  sogar  das 
Gefühl,  die  Rolle  des  Helden  in  einem  Drama  zu  spielen, 
wird  auf  das  Kind  unter  Umständen  einen  verwerfliehen 
Eindruck  hinterlassen.  Wie  mir  der  Stipendiary  Ma- 
gistrate des  Police  Court  Oldgate  Street 
„Mr.  Dickenson"  mitteilte,  ist  es  immer  eine  große 
Gefahr,  Kindern  die  „important  role  they  play  in  the 
social  life"  einsehen  zu  lassen  und  ist  es  Pflicht  und 
Takt  des  Richters  zu  verhüten,  daß  den  jugendlichen 
Rechtsbrecher  nicht  ein  Gefühl  des  Interessantseins  be- 
schleicht. Vorausgesetzt,  daß  keine  Nachfragen  (Inquiries) 
gemacht  werden  müssen,  wird  der  Missetäter  sofort  dem 
Verfahren  unterstellt  und  vom  Jugendrichter  abgeurteilt. 
Müssen  aber  zuerst  die  nötigen  Erhebungen  über  die 
Personalien  gemacht  werden,  oder  sind  die  näheren  Um- 
stände des  Verbrechens  noch  nicht  abgeklärt,  so  kann 
der  Jugendliche,  sofern  er  nicht  gegen  Sicherheit  ent- 
lassen wurde,  nach  einem  „place  of  detention"  verbracht, 
um  erst  nach  einer  gewissen  Zeit  abgeurteilt  zu  werden. 

/.  Ausschluß  der  Öffentlichkeit. 

I.  Vergeblich  suchen  wir  im  Children  Court  nach 
einem  neugierigen  Publikum.  Nach  sect.  111  4  Ch.  A. 
dürfen  nämlich  nur  die  Mitglieder  und  Beamten  des 
Gerichts  die  Parteien  der  betreffenden  Sache,  ihre  Ad- 
vokaten und  Rechtsbeistände,  sowie  Vertreter  der  Presse 
zugegen  sein. 

Was  vor  Einführung  des  Children  Act  nur  mit  An- 
wendung von  Verwaltungs Vorschriften  erreicht  werden 
konnte,  ist  nun  gesetzlich  geregelt.  Sehr  zutreffend  ist 
es,  wenn  Amtsgerichtsrat  Dr.  Könne,  der  Schöpfer  des 
deutschen  Kinderschutzgesetzes,  der,  wie  er  sie  selbst 
nennt,  „Magna  Charta"  der  Jugendlichen  Deutschlands, 
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sagt:  „Die  Öffentlichkeit  ist  bedenklich,  weil  sie  die 
perverse  Eitelkeit  des  jugendlichen  Angeklagten  nährt, 
in  seltenen  Fällen  auch  weil  sie  Nachteile  für  das  spätere 
Fortkommen  hat 10." 

Die  Öffentlichkeit  kann  ebenfalls  ausgeschlossen  wer- 
den, wenn  ein  Kind  oder  eine  jugendliche  Person 11  im 
ordentlichen  Untergerichte  als  Zeuge  auftreten  muß. 

II.  Zugelassen  werden  Vertreter  von  Fürsorge- 
vereinigungen (Männer  und  Frauen),  was  bewirkt,  daß  der 
öffentliche  Glaube  doch  gesichert  ist,  der  durch  absolut 
geheime  Verhandlung  gefährdet  werden  könnte. 

Der  Publizitätsausschluß  ist  nicht  nur  emp- 
fehlenswert, sondern  er  ist  für  die  Behandlung  ju- 
gendlicher Rechts  b.r  echer  geradezu  wesent- 
lich. Man  wollte  sich  von  dem  alten  Systeme  eman- 
zipieren, wo  der  jugendliche  Missetäter  gleich  einem  ge- 
wöhnlichen Verbrecher  in  das  Dock  gebracht  wurde, 
umgeben  von  einer  Anzahl  Polizeibeamten  und  im  Rücken 
das  Publikum.  Alle  diese  Momente  waren  nicht  geeignet, 
dem  erschreckten  Kinde  das  Bewußtsein  der  Bedeutung 
seiner  Tat  in  vollem  Lichte  erscheinen  zu  lassen.  Aus 
dieser  Begründung  geht  hervor,  daß  die  Forderung  von 
Captain  Craig12  im  Parlamente  bei  Einführung  der 

10  K  ö  h  n  e  ,  Strafverfahren  gegen  Jugendliche,  Reform  des 
Strafprozesses  von  Aschrott  19C6,  pag.  631.  Lewis,  Legislation 
in  regard  to  Children,  pag.  29. 

11  Vgl.  sect.  114.  Children  Act.  —  Ötker,  Strafverfahren  gegen 
Jugendliche, pag. 30.  Vergl.auch  österreichischen  Entwurf  zu  einem 
Strafprozeßgesetzbuche:  Ausschluß  derÖffentlichkeit  beider  Haupt- 
verhandlung und  auch  bei  der  Urteilsverkündung,  wenn  durch  die 
Öffentlichkeit  das  Fortkommen  des  Angeklagten  gefährdet  würde 
oder  wenn  das  Urteil  bloß  eine  Mahnung  enthält,  oder  wenn  der 
Vollzug  der  Strafe  unbedingt  ausgesetzt  wird.  —  Hafter,  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  R.,  Bd.  20,  pag.  529.  —  Hasler,  pag.  153. 

12  Captain  Craig:  He  had  in  his  mind  cases,  where  in- 
justice  might  possibly  be  done  accidentally  by  the  public  being 
excluded.  He  did  not  think,  the  Court  could  be  overcrowded  by  the 
class  of  persons.  The  children  would  be  pratically  unknown  to  the 
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Bill,  die  Öffentlichkeit  nicht  auszuschließen,  da  die  Kin- 
der praktisch  dem  Publikum  nicht  bekannt  wären  und 
sobald  sie  verurteilt  auch  wieder  in  Vergessenheit  ge- 
rieten, nicht  gebilligt  werden  kann.  Es  kann  auch  das 
kein  Beweggrund  sein,  die  Publizität  aufrecht  zu  erhalten, 
sondern  die  Hauptfrage  ist  doch  die,  ob  solche  müßige 
Zuhörer  auf  die  dem  Kinde  sonst  eigene  Offenheit  nicht 
ungünstig  einwirken. 

III.  Presse.  Nicht  ausgeschlossen  ist  die  Presse 
und  es  hat  diese  die  Aufgabe,  die  Verbindung  mit  dem 
Publikum  herzustellen,  weil  sonst  dem  Jugendgerichts- 
gedanken durch  das  Volk  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
gelegt  werden  könnten  und  gar  zu  leicht  und  vorurteilig 
das  Verfahren  als  inquisitorisch  bezeichnet  würde.  Je- 
denfalls ist  das  Vorhandensein  der  Presse  nicht  zu  miß- 
billigen, um  so  mehr,  als  sie  auf  diese  Weise  eine  Kon- 
trolle gegenüber  den  Handlungen  des  Richters  bildet. 
Eine  andere  Frage  ist  aber,  ob  es  empfehlenswert  ist, 
die  Preßfreiheit  auf  das  Jugendgericht  unbeschränkt 
auszudehnen.  Es  besteht  kein  Zweifel,  daß  in  bestimm- 
ten Fällen  die  Publikation  sich  verdient  gemacht  hat  und 
sich  als  ein  nützliches  Abschreckungsmittel  erwies.  An- 
dererseits darf  nicht  verkannt  werden,  daß  gerade  aus 
der  Veröffentlichung  genauer  Berichte  über  den  Tat- 
bestand und  den  Jugendlichen  selbst  ein  scharfer  Vor- 
wurf der  allzu  pflichteifrigen  und  sensationslüsternen 
Journalistik  erwächst,  die  solche  Jugendfälle  gerne  als 
beliebige  Zeitungslektüre   aufbauscht.    Ganz  bedenklich 


public,  which  could  not  take  very  much  interest  in  reading  the  cases 
and  they  would  sink  into  oblision  as  soon  as  they  were  tried. 
Therefore  an  increasing  inducement  might  possibly  be  held  out  to 
the  magistrates  to  commit  boys  straigt  off  to  a  home.  —  In  ähn- 
licher Weise  äußert  sich  H  o  r  r  i  d  g  e :  His  view  of  the  matter  was 
that  upon  the  whole  the  right  of  the  public  to  have  some  andience 
was  more  important  than  the  question  as  to  whether  or  not  a 
particular  child  would  suffer  by  publicity. 
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ist  es,  wenn  die  Presse  Namen  und  Adresse  des  Misse- 
täters veröffentlicht;  ich  erblicke  darin  das  einzige  Ar- 
gument, die  Gegenwart  der  Zeitungsreporter  im  Jugend- 
gericht zu  bekämpfen.  Es  sind  ja  die  Geschichten,  die 
vom  Sohne  des  reichen  Mannes  oder  der  bekannten  Per- 
sönlichkeit erzählen,  alt,  aber  trotzdem  immer  wieder 
modern  und  ist  dem  Klassenhaß  in  dieser  Richtung  immer 
noch  ein  bedeutender  Spielraum  gelassen.  Da  ein  oder 
zwei  Reporter  gleichsam  ein  Monopol  im  Gerichtshofe 
besitzen,  so  könnte  durch  „Bezahlung"  der  Korrespon- 
dent leicht  zum  Schweigen  gebracht  werden.  Aber  nicht 
alle  Reporter  sind  bestechungsfähig  und  das  Sprichwort 
„bribes  get  in  without  knocking"  würde  nicht  überall 
zutreffen.  Die  Furcht  vor  ihrer  Feder  ist  ihnen  so  wert- 
voll, als  der  Öffentlichkeit  die  spaltenlangen  Berichte 
über  einen  Jugendlichenprozeß.  Es  wäre  deshalb  das 
Beste,  dem  Magistraten  das  Recht  einzuräumen,  in  jedem 
einzelnen  Fall  die  Namensnennung  seitens  der  Preßver- 
treter zu  verbieten 13,  was  in  der  Literatur  schon  oft 
postuliert  worden  ist.  In  der  Praxis  sind  aber  der  Presse 
diesbezüglich  keine  Schranken  gesetzt. 

2.  Stellung  des  Hngeklagten. 

Verteidigung. 

In  England  ist  die  Verteidigung  im  Jugendgericht 
für  Jugendliche  zulässig,  wird  jedoch  praktisch  fast  nie 
durchgeführt,  es  sei  denn  in  außerordentlich  ernsten 
Fällen.  In  der  Tat  ist  ein  Verteidiger  ja  auch  nicht  nötige 
sehen  wir  doch  in  dem  Richter  selbst  den  besten  Ad- 
vokaten, dem  ein  persönliches  Taktgefühl  nahe  Fühlung 
mit  dem  jugendlichen  Rechtsbrecher  ermöglicht,  daß  ver- 
möge dieser  Qualität  der  Jugendliche  sich  voll  und  ganz 


13  Gamon,  pag.  143. 
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dem  Richter  anvertraut  und  in  ihm  den  Schutz  und  Schirm 
sucht,  dessen  sein  bewegtes  Gemüt  bedarf,  um  die  Bürde 
des  Vorgegangenen  leichter  zu  tragen.  Es  soll,  wie 
Freudenthal  sich  ausdrückt,  „der  jugendliche  Delinquent 
nicht  im  Mittelpunkt  eines  Dramas,  sondern  wie  ein 
Mündel  gegenüber  einem  Vormundschaftsrichter  da- 
stehen". Die  Gefahren  der  Verteidigung 14  sind  um  so 
schwerwiegender,  als  der  unverdorbene  Jugendliche  jeden 
ungerechten  Vorwurf  doppelt  tief  empfindet  und  anderer- 
seits wäre  eine  einseitige  Darstellung  eines  Verteidigers 
zu  ihren  Gunsten  gefärbt,  bei  der  noch  wenig  entwickel- 
ten Selbstkritik  des  Kindes  leicht  geeignet,  die  Tat  des- 
selben vor  sich  selbst  zu  entschuldigen.  Beide  Momente 
sind  für  die  sittliche  Entwicklung  sehr  gefährlich.  Es  wäre 
ungerecht,  dem  Jugendlichen  schlechthin  die  Verteidi- 
gung zu  verbieten,  ja  es  wäre  sogar  zu  wünschen,  daß 
sich  unter  dem  Anwaltsstande  geradezu  Spezialisten  aus- 
bilden für  Jugendfälle 15.    Wo  dies  aus  irgend  welchen 


"Lenz,  ZStW.,  Bd.  27,  pag.  853.  —  Rosenberg  bei 
As  ehr  ott,  Reform,  pag.  308.  —  GerS.,  Bd.  71,  pag.  403  ff.  — 
Ötker,  GerS.  Bd.  74,  2.  Beilageheft,  pag.  46.  —  Rolffs,  GerS. 
Bd.  75,  pag.  243.  —  Hasler,  pag.  151.  —  Lenz:  Das  Verteidi- 
gungsbedürfnis hängt  nicht  von  einem  bestimmten  Alter  oder  von 
der  Schwere  der  Tat  ab,  sondern  einzig  und  allein  von  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles.   ZStW.  Bd.  27,  pag.  855. 

15  Es  muß  betont  werden,  daß  in  England  die  Verteidigung 
überhaupt  etwas  schlecht  bestellt  ist,  da  der  Arme  wohl  kaum  von 
dem  Rechte,  sich  einen  Rechtsanwalt  zu  nehmen,  Gebrauch  machen 
kann  aus  Rücksicht  auf  die  ökonomischen  Verhältnisse.  Diese 
Schwierigkeit  wird  allerdings  durch  den  Poor  Prisoners  Defence  Act 
(3  Edw.  7  c  38)  überbrückt,  wonach  dem  Angeklagten  für  die  Haupt- 
verhandlung ein  Verteidiger  beigeordnet  werden  kann,  sofern  der- 
selbe nachweist,  daß  er  nicht  in  der  Lage  ist,  einen  Anwalt  zu  be- 
stellen und  ferner,  daß  seine  Verteidigung  eine  begründete  ist.  Die 
Voraussetzungen  dieses  Gesetzes  sind  jedoch  viel  zu  eng  und  deshalb 
wird  in  den  weitaus  meisten  Fällen  der  Angeklagte  unverteidigt 
bleiben.  Was  für  den  Erwachsenen  gilt,  hat  seine  Wirkung  auch 
auf  den   Jugendlichenprozeß   und  liegt  eigentlich  hier  der  Grund, 
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Gründen  nicht  möglich  ist,  wird  als  verbindendes  Glied 
der  Probation  Officer  als  Jugendanwalt  in  die  Lücken 
treten. 

3.  ßeweisrecht. 

I.  Über  die  Schuldfrage  des  Angeklagten  im  Jugend- 
gerichtshofe wird  ein  besonders  sorgfältiges  Verfahren 
durchgeführt.  Die  Beweismittel  sind  dieselben  wie  im 
gewöhnlichen  Strafprozeß.  In  erster  Linie  ist  von  den 
Zeugen  zu  handeln.  Regelmäßig  kommen  als  solche  im 
Jugendgerichte  die  Eltern  oder  deren  gesetzliche  Ver- 
treter in  Frage.  Aber  auch  dritte  Personen  können  für 
den  Jugendlichenprozeß  beigezogen  werden.  Die  Eltern, 
die  von  dem  Jugendrichter  in  einem  Kreuzverhör  (Cross- 
examination)  auf  ihr  strafrechtliches  Verhalten  direkt  oder 
indirekt  inquiriert  werden  und  im  ordentlichen  Verfahren, 
das  sich  gewöhnlich  sofort  an  die  Jugendgerichtssitzung 
anschließt,  für  das  Vorhandensein  einer  solchen  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden,  haben  in  erster  Linie  als 
Zeugen  aufzutreten  und  ist  ihre  Gegenwart  immer  un- 
bedingt erforderlich  16.  Bevor  aber  ein  Zeugnis  abgelegt 
werden  kann,  wird  der  Zeuge  verpflichtet,  einen  Eid  zu 
leisten  und  zwar  folgendermaßen:  Der  Gerichtsdiener 
steht  in  der  Front  des  Zeugen  und  gibt  demselben  das 
neue  Testament  in  die  rechte  Hand  mit  der  Aufforderung 
die  Worte  nachzusprechen:  „I  swear  by  the  Almighty 
God  (as  I  shall  answer  to  God) 17  at  the  great  day  of 
Judgement,  that  I  will  teil  the  truth,  the  whole  truth 


warum  eine  Verteidigung  für  Jugendliche  nicht  eintritt.  Vgl.  die  sehr 
interessante  Auseinandersetzung  in:  Gerichtssaal,  Bd.  74,  5. — 6.  Heft, 
pag.  433  ff.  von  Gerland,  ebenfalls  in  GerS.,  Bd.  72,  3.-6.  Heft, 
pag.  378,  Entgegnung  G  e  r  1  a  n  d  s. 

16  Vgl.  sect.  98^ 

17  Diese  Worte  sind  nun  in  der  neuen  Fassung  fast  immer  aus- 
gelassen.  Law  Notes  190  6. 
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and  nothing  but  the  truth."  Dieser  Formel  folgt  das 
Küssen 18  des  Buches,  welche  Zeremonie  für  die  Gel- 
tung des  Eides  unumschränkt  notwendig  erachtet  wird. 
Die  Angehörigen  anderer  Religionen,  z.  B.  Juden,  Mo- 
hammedaner, Buddhisten,  Brahamisten  etc.,  können  den 
Eid  in  einer  nach  ihrer  Art  gültigen  Weise  ablegen  und 
ist  in  neuerer  Zeit  auch  der  bürgerliche  Eid  zugelassen 19. 

18  Es  haben  sich  in  neuerer  Zeit  ausgedehnte  Oppositionsparteien 
gebildet,  die  das  Küssen  des  Testamentes  als  höchst  unhygienisch 
bezeichnen  und  auf  Abschaffung  dieser  Sitte  dringen. 

Vgl.  Best  on  Evidence,  pag.  152.  —  Liepmann,  pag.  64. 

19  Nach  Sir  Howard  Vincent's  „Police  Court"  bedeutet  der 
Schwur  die  vom  Zeugen  im  Gerichtshofe  geforderte  Aussage  als  ein 
äußerliches  Zeichen  (outward  s  y  m  b  o  1),  daß  diese  in  der 
Gegenwart  Gottes  geschehen  sei. 

Wenn  man  den  Zeugen  ganz  einfach  erklären  würde,  daß  sie 
in  Gegenwart  Gottes  sprechen,  wäre  das  Küssen  kaum  mehr  not- 
wendig. Hobbes  drückt  sich  gelegentlich  in  seinem  Werke  „Le- 
viathan"  wie  folgt  aus:  All  therefore  that  can  be  done  between 
two  men  not  subject  to  civil  power,  is  to  put  one  another  to  swear 
by  God  he  feareth;  which  swearing  or  oath  is  a  form  of  speech 
added  to  a  promise  by  which  he  that  promiseth  signifieth,  that 
unless  he  performs,  he  renounceth  the  mercy  of  his  God,  or  calleth 
to  him  for  vengeance  on  himself.  —  Die  Theorie  des  Eides  ist  die, 
daß  diejenigen,  welche  die  Sanktion  der  Moralität  und  des  Gesetzes 
verschmähen  würden,  eher  dazu  gebracht  werden  können,  die  Wahr- 
heit auf  Grund  der  Anerkennung  der  religiösen  Sanktion  zu  sagen. 
Dem  Richter  wird  so  die  Aufgabe  der  Ermittlung  der  materiellen 
Wahrheit  erleichtert  und  es  wird  ihm  auf  diese  Weise  möglich,  die 
ganze  Aufmerksamkeit  der  Anwendung  des  Gesetzes  und  den  Tat- 
sachen zukommen  zu  lassen.  Glücklicherweise  werden  aber  immer 
mehr  Stimmen  laut,  die  den  Eid,  wie  er  in  England  für  jeden  Bagatell, 
wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf,  abgenommen  wird  und  so  der 
tiefgründige  Ernst  desselben  absolut  illusorisch  gemacht  wird,  als 
höchst  unzweckmäßig  und  überlebt  betrachten.  —  Bentham  sagt: 
In  most  points  and  with  most  mandeclaration  upon  oath  includes 
a  declaration  upon  honour.  Über  den  Eid  als  gerichtliches  Zeugnis 
führt  er  aus:  If  there  be  an  appearance  of  its  exercising  a  salutary 
influence  it  is  because  the  supposed  power  acts  in  conjunction  with 
two  real  efficient  ones;  the  power  of  the  political  sanction,  and 
the  power  of  the  moral  or  populär  sanction.   When  to  perserve  a 
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II.  Es  gibt  nur  zwei  Ausschließungsgründe, 
die  einen  Eid  nicht  erforderlich  machen: 

1.  Religionsbekenntnis  (bürgerlicher  Eid); 

2.  Kindesalter. 

1.  Der  erste  Fall  ist  oben  schon  zur  Erörterung  ge- 
langt. Es  verbleibt  noch  den  zweiten  Ausschließungsgrund 
zu  erwähnen. 

2.  Der  Fall,  daß  Kinder  als  Zeugen20  aufzutreten 
haben,  kann  sehr  häufig  eintreten  und  zwar  bei  erwach- 
senen, wie  bei  jugendlichen  Angeklagten.  Das  Gesetz 
fordert  als  einziges  Erfordernis  genügendes  Verständnis, 
um  Natur  und  Verpflichtung  eines  Eides  zu  verstehen. 
Nicht  das  Alter,  sondern  die  Urteilsfähigkeit  des  Kindes 
ist  für  die  Zeugnisfähigkeit  wesentlich.  Niemals  aber 
kann  ein  Kind  unter  6  Jahren  vereidigt  werden. 


man  from  mendacity,  in  addition  to  the  fear  of  supernatural  pu- 
nishment  for  the  profanation  of  the  ceremony  a  man  has  to  fear 
of  fine,  imprisonement,  pillory  and  so  forth  on  the  one  hand;  the 
fear  of  infamy,  the  contempt  and  hatred  of  all  that  know  him  on 
the  other,  it  is  no  wonder  that  it  should  appear  powerful 
Stripe  it  of  these  its  accompainements  —  deprive  it  of  these 
its  supports,  its  impotence  appears  immediately.  —  Best  o  n 
E  v  i  d  e  n  c  e  ,  pag.  40  ff.  —  S  t  o  n  e  s  ,  pag.  853.  —  Wenn  man 
Gelegenheit  gehabt  hat,  in  den  englischen  Gerichtshöfen,  na- 
mentlich in  den  Untergerichten  die  Wirkung  des  Eides  zu  be- 
obachten, so  ist  das  Ideal  der  Bedeutung  des  Schwures  bald  ab- 
geschwächt und  das  Wort  des  hocherfahrenen  Richters  „James 
Stephen"  in  seiner  Abhandlung  „General  View"  vollkommen  wahr- 
heitsgemäß. Er  schreibt  nämlich:  „In  einer  großen  Anzahl  von  Zivil- 
und  noch  mehr  in  Strafsachen,  in  welchen  Zeugen  gerufen  werden, 
entwickeln  sich  Kontradiktionen  und  in  diesen  Fällen  ist  es  gewiß, 
daß  beide  Teile  nicht  recht  haben  können  und  daß  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  eine  Partei  Meineid  geschworen  hat." 

Es  wirkt  befremdend,  daß  die  modernsten  Rechtsinstitute  Eng- 
lands mit  Vorliebe  an  einem  Anhängsel  von  zeremoniellem  „Klimbim" 
haften  bleiben,  die  den  ausgesprochenen  konservativen  Geist  bis 
in  alle  Details  durchblicken  lassen. 

20  Ston  es,  pag.  214. 
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„Immaturity  of  Intellect"  ist  ein  natürlicher  Grund 
der  Unfähigkeit  sowohl  wie  natürliche  „defect  or  sub- 
sequent  deprivation  of  intellect21." 

Es  besteht  aber  noch  eine  andere  Schwierigkeit. 
Wenn  auf  Grund  des  genügend  entwickelten  Intellektes 
die  Zeugnisfähigkeit  des  Kindes  gegeben  ist,  so  kann 
es  wieder  unwissend  sein,  nicht  nur  über  die  Natur  und 
Bedeutung  des  Eides,  sondern  auch  in  Bezug  auf  die 
Verpflichtung,  die  Wahrheit  zu  sprechen.  Aus  diesen 
Gründen  war  die  Frage  des  Zeugnisses  eines  Kindes 
immer  eine  Quelle  der  Verlegenheit  für  den  Gerichtshof 
und  die  Gesetze  vieler  Nationen  haben  willkürlich  das 
Zeugnis  eines  Kindes,  wenn  es  unter  einem  bestimmten 
Alter  war,  zurückgewiesen  und  so  den  Knoten  kurzer- 
hand abgeschnitten,  anstatt  den  Versuch  zu  machen, 
denselben  zu  lösen 22.  Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  Kin- 
der im  gleichen  Alter  stark  differieren,  sei  es  in  der  Be- 
obachtungsfähigkeit, oder  dem  Gedächtnis,  daß  es  un- 
möglich erscheint,  eine  feste  Regel,  nicht  einmal  ap- 
proximativ in  Bezug  auf  die  Richtigkeit  aufzustellen. 

Nach  dem  alten  Recht  wurde  nach  der  Maxime  ver- 
fahren „Minor  jurare  non  potest",  aber  mit  einigen  Aus- 
nahmen, z.  B.  ein  Kind  im  12.  Lebensjahr  konnte  unter 
Umständen  schwören.  Ein  späteres  Gesetz  verlieh  dem 
Richter  die  Möglichkeit,  besondere  Maßnahmen  zu  treffen 
in  Bezug  auf  einen  Eid,  der  von  einem  Kinde  geleistet 
werden  sollte,  wenn  der  Richter  einsieht,  daß  die  Ge- 
genwart des  Kindes  große  Gefahren  für  sein  Leben  oder 
seine  Gesundheit  bedeuten  würde.  Durch  den  Children 
Act  1908  s  30  wird  bestimmt,  daß,  wo  irgend  eine  Ver- 
handlung gegen  irgend  eine  Person  wegen  eines  Ver- 
gehens vorkommt,  das  Kind,  das  nach  der  Ansicht  des 

21  Best,  pag.  145. 

22  Best  on  Ecidence,  pag.  140:  Nature  makes  her  work 
of  those  Systems  of  tactics  which  human  industrv  presents  as  leading 
strings  to  human  weakness. 
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Richters  genügend  Verständnis  besitzt,  um  die  Abgabe 
eines  Zeugnisses  zu  verstehen,  ohne  Eid  „Evidence"  geben 
kann,  wenn  nur  die  Erkenntnis  der  Pflicht,  die  Wahrheit 
zu  sprechen,   zugemessen  werden   darf  23,  24.    Dies  gilt 
unter  der  Voraussetzung: 
daß  die  Person  nicht  strafrechtlich  verfolgbar  auf  Grund 
einer  begangenen  Tat  wurde,  bevor  das  Zeugnis  an- 
genommen ist;  by  virtue  of  this  section  and  given  on 
behalf  of  the  prosecution  is  corroborated  by  some  other 
material  evidence  in  support  there  of  implicating  the 
accused. 

Jedes  Kind,  dessen  Zeugnis  erhalten  wird,  das  aber 
vorsätzlich  falsche  Angaben  macht,  soll  schuldig  be- 
funden und  für  ein  solches  Vergehen  abgeurteilt  wer- 
den auf  Grund  des  S.  J.  A.  1879  sect.  11. 
Ein  solch  ohne  Eid  abgegebenes  Zeugnis  soll  trotz- 
dem ein  solches  im  Sinne  des  Gesetzes  über  Indictable 
Offences  sein. 

III.    Zeugnis  der  Eltern  und  Drittpersonen. 

/.  Zeugnis  der  Eltern  im  Jugendgerichtshof. 

Ganz  wertlos  ist  der  Eid,  wenn  Eltern  über  ihre 
Kinder  Zeugnis  abzulegen  haben  oder  der  Vormund 
über  das  Mündelkind.  Regelmäßig  wird  man  hier  die 
Beobachtung  machen  können,  daß  die  Aussagen  höchst 
tendenziös  gemacht  werden.  Gewöhnlich  kennen  Mutter 
oder  Vater  des  Kindes  nur  Tugenden  und  sind  denselben 
irgend  welche  Schwächen  gar  nicht  bekannt,  mit  anderen 
Worten  sie  negieren  jede  Möglichkeit,  daß  das  Kind  die 
ihm  vorgeworfene  Tat  begangen  habe.   Welches  Motiv 

23  Stones,  pag.  214:  Understands  the  duty  of  speaking  the 

truth. 

2*  Archbold,  pag.  452.  Thwaites  1910,  pag.  172.  Vgl. 
auch  Thwaites  1906,  pag.  138.  —  Best,  pag.  147.  —  Prevention 
of  Cruelty  to  Children  Act  1907  s  15.  —  Children  Act  1908  Third 
Schedule. 
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leitet  die  Eltern?  Sie  tun  es  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  die  „parental  responsability"  von  den  Eltern  einen 
nach  Leistungsfähigkeit  abgestuften  Zuschuß  für  die 
Einweisung  in  eine  genehmigte  Anstalt  verlangt.  Ein 
Meineid  erscheint  hier  deshalb  in  milderem  Lichte.  Dies 
trifft  auch  in  dem  Falle  zu,  wo  Eltern  absichtlich  gegen 
ihre  Kinder  ungünstig  aussagen,  damit  sie  der  Last  der 
Erziehung  und  Aufsicht  entgehen  können,  dadurch,  daß 
das  Kind  einer  genehmigten  Erziehungs-  oder  Besserungs- 
anstalt überwiesen  wird  und  weil  sie  auch  die  Vorteile 
erkennen,  die  eine  solche  Unterbringung  für  das  Kind 
hat,  die  Chancen,  die  ihm  später  durch  eine  derartige 
Detinierung  offen  stehen. 

2.  Zeugnis  des  Polizisten. 

Was  für  den  Zeugen  (witness)  ganz  allgemein  ge- 
sagt worden  ist,  gilt  in  gleicher  Weise  auch  für  den 
„Gonstabler".  Dieser  hat  oft  Gelegenheit,  im  Gerichtshof 
als  Ankläger  aufzutreten  und  jedesmal  muß  er  beeidet 
werden.  Für  ihn  bedeutet  der  Schwur  absolut  nichts  als 
eine  Formalität. 

4.  Richterliches  Ermessen2'0. 

I.  Den  englischen  Richtern  ist  ein  viel  weiterer  Spiel- 
raum als  den  Richtern  anderer  Staaten,  namentlich  auf 
dem  Kontinent,  eingeräumt.  Gerade  das  freie  Ermessen 
des  Jugendrichters  ist  ja  einer  der  wesentlichen  Faktoren 
für  den  Erfolg  des  ganzen  Instituts.  Der  Jugendrichter 
entscheidet  in  erster  Linie  über  die  Annahme  der  Klage, 
sodann  über  die  Umleitung  des  Verfahrens  in  summarisch 
zu  behandelnde  indictable  Offences. 

25  C  r  i  m  i  n  a  1  Evidence  Act  1893  s  3.  —  Näheres  über 
bail,  vgl.  oben  pag.  55  ff.  —  Stephen,  Com.  Bd.  III,  pag.  307.  — 
Rüssel,  Goal  Bird,  pag.  208  ff.  —  L  i  n  d  s  a  y ,  The  Beast,  pag. 
229  ff.  —  Die  sehr  interessante  Darstellung  von  Richter  Lindsay 
verdient  wohl  besondere  Hervorhebung. 


—    69  — 


Ob  das  Gericht  die  Verhaftung  gegen  Sicherheitslei- 
stung (bail)  aufheben  will,  hängt  in  den  meisten  Fällen 
ganz  von  seinem  Ermessen  ab,  wie  auch,  ob  es  in  be- 
stimmten Fällen  von  der  Bürgschaftsstellung  zu  ab- 
strahieren gedenkt. 

Ob  Kostenersatz  gewährt  wird,  Erlaß  der  Gerichts- 
kosten und  Gewährung  von  Teilzahlungen  und  Stun- 
dungen, ist  ebenfalls  dem  richterlichen  Ermessen  anheim 
gestellt.  Selbst  das  einmal  gefällte  Urteil  kann  der  Ju- 
gendrichter nochmals  revidieren.  Ihm  steht,  falls  eine 
Tat  mit  Gefängnis  bedroht  wurde,  die  Möglichkeit  offen, 
die  Strafe  mit  oder  ohne  harte  Arbeit  zu  verhängen. 

II.  In  Bezug  auf  die  Strafmaßregeln 26,  welche  dem 
Jugendrichter  zur  Verfügung  stehen,  muß  betont  werden, 
daß  ein  reichhaltiger  Katalog  in  sect.  107  Cha.  A.  auf- 
gezählt wird,  der  die  denkbar  günstigste  Individualisie- 
rung mit  Rücksicht  auf  die  Straftat  zuläßt.  Nach  diesem 
kann  der  Richter: 

a)  die  Anklage  zurückweisen,  oder 

b)  den  Täter  gegen  Eingehung   einer  Verpflichtung 
entlassen, 

c)  den  Täter  so  entlassen  und  ihn  der  Aufsicht  eines 
Bewährungsbeamten  unterstellen,  oder 

d)  den  Täter  der  Obhut  eines  Verwandten  oder  einer 
anderen  geeigneten  Person  anvertrauen,  oder 


26  S.  J.  A.  1848  s  18  (14/15  Vict.  c  55).  —  In  all  cases  of  summary 
convictions,  or  of  order  made  by  a  justice  or  justices  of  the  peace, 
it  shall  be  lavvful  for  the  justice  or  justices  making  the  same,  in 
his  or  their  discretion  to  award  and  order  in  and  by  such  conviction 
or  order  that  the  defendant  shall  pay  to  the  prosecution  or  com- 
plainmant  respectively  such  costs  to  such  justice  or  justices  shall 
seem  just  and  reasonable  in  that  behalf;  where  such  justice  or 
justice  instead  of  conviction  or  making  an  order  as  aforesaid,  shall 
dismiss  the  information  or  complaint,  it  shall  be  lawful  for  him  or 
them  to  award  and  order,  that  the  prosecutor  or  complainant  respec- 
tively shall  pay  to  the  defendant  such  costs  as  to  such  justice  shall 
seem  just  and  reasonable. 


—  70 


e)  den  Täter  einer  Erziehungsanstalt  überweisen, 

f)  den  Täter  einer  Besserungsanstalt  überweisen, 

g)  auf  Prügelstrafe  gegen  den  Täter  erkennen, 

h)  den  Täter  zur  Zahlung  einer  Geldstrafe,  von  Scha- 
denersatz oder  Kosten  verurteilen,  oder 

i)  den  Vater  oder  Vormund  des  Täters  zur  Zahlung 
einer  Geldstrafe  von  Schadenersatz  oder  Kosten 
verurteilen, 

j)  den  Vater  oder  Vormund  des  Täters  verurteilen, 
Sicherheit  für  sein  künftiges  Wohlverhalten  zu 
leisten,  oder 

k)  den  Täter  in  einen  von  diesem  Abschnitt  vor- 
gesehenen Gewahrsam  (place  of  detention)  bringen 
lassen,  oder 

1)  den  Täter,  falls  er  eine  jugendliche  Person  ist,  zu 
Gefängnis  verurteilen, 
m)  mit  dem  Falle  in  einer  anderen  gesetzlich  zulässigen 
.Weise  verfahren. 
Zu  einigen  dieser  angegebenen  Strafmittel  möchte 
ich  im  einzelnen  nur  noch  folgendes  bemerken: 

Zu  b.  Die  Verpflichtung  (recognizance)  ist  im 
Probation  of  Offenders  Act  s.  1,  1907  erwähnt,  „where 
the  Court  thinks  that  the  Offence  is  of  so  trifling  nature, 
that  it  is  inexpedient  to  inflict  any  punishment,  or  other 
than  a  minimal  punishment,  ebenfalls  durch  s.  25  S.  J.  A. 
1879. 

Dieser  bedingte  Urteilsaufschub  erfolgt  nur  gegen 
diese  Bürgschaft  und  ist  ein  Überrest  des  Common  law. 

Z  u  c.  Vergleiche  hierzu  Kapitel  über  Probation 21 . 

Zu  d.  Sect.  60  Children  Act  enthält  die  Bestimmung 
daß  die  Überweisung  eines  Kindes  oder  einer  jugend- 
lichen Person  an  einen  Verwandten  oder  an  eine  andere 
dem  Namen  nach  bezeichnete,  geeignete  Person  ge- 
schehen kann,  und  außerdem  kann  das  Gericht  gemäß 


Jones  Beilot,  pag.  214.  — 


D  e  w  e  r  ,  pag.  69. 
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Probation  of  Off  enders  Act  1907  bestimmen,  daß  das 
Kind  oder  die  jugendliche  Person  unter  die  Aufsicht 
eines  Bewährungsbeamten  gestellt  werde. 

Was  eine  geeignete  Person  ist  (fit  person) 28, 
wird  durch  sect.  38 1  umschrieben,  wornach  auch  jede 
Gesellschaft  oder  Körperschaft  zur  Aufnahme  und  zum 
Schutze  armer  Kinder,  sowie  zum  Schutze  der  Kinder 
vor  Mißhandlung  unter  den  Begriff  einer  geeigneten 
Person  subsumiert  werden  muß. 

Zu  e  und  f.  Vergl.  Kapitel  über  Erziehung  und 
Besserungsanstalten. 

Zu  g.  Prügelstrafe.  Nach  sect.  10  des  S.  J.A. 
1879  kann  das  Kind  mit  einer  Birkenrute  geschlagen  wer- 
den. Das  Maximum  darf  jedoch  nicht  über  6  Schläge 
hinausgehen.  Eine  solche  Prügelstrafe  kann  durch  einen 
Polizisten  in  Gegenwart  eines  Inspektors  oder  anderer 
Angestellten  höheren  Ranges,  sowie  in  Gegenwart  der 
Eltern  oder  des  Vormundes,  wenn  diese  es  wünschen, 
exequiert  werden. 

Nach  sect.  1  des  Whipping  Act  1862  sollen  der 
Befehl,  das  Urteil  oder  die  Überweisung,  die  Zahl  der 
Schläge,  sowie  das  Instrument,  mit  welchem  diese  aus- 
geführt werden,  bestimmen 29.  Durch  sect.  2  kann  kein 
Rechtsbrecher  für  die  gleiche  Tat  mehr  als  einmal  ge- 
prügelt werden  und  nach  schottischem  Recht  ist  diese 
körperliche  Züchtigung  auf  jugendliche  Rechtsbrecher 
bis  zum  16.  Altersjahr  beschränkt,  und  zwar  kann  sie 
lediglich  wegen  Diebstahl  oder  Verbrechen  gegen  die 
Person  oder  Eigentum  verhängt  werden. 

Z  u  h.  Die  Verurteilung  zu  einer  Geldbuße,  die  nach 
dem  Ermessen  des  Richters  angezeigt  erscheint,  soll  von 


-'s  Order  of  Court  1904  sect.  6. 

29  The  Order  of  sentence  or  conviction  must  specify  the  number 
of  strokes  to  be  inflicted  and  the  instrument  to  be  used,  which  is  to 
be  a  birch-rod. 
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dem  Vater  oder  dem  Vormund  desselben  entrichtet  wer- 
den, es  sei  denn,  daß  dieser  nicht  aufzufinden  ist,  oder 
aber,  daß  demselben  keine  Schuld  nachgewiesen  werden 
kann  (an  der  Vernachlässigung  seines  Schutzbefohlenen). 
Es  wird  sehr  viel  der  Vorwurf  erhoben,  daß  eine  Geld- 
strafe, die  einem  Kinde  oder  einem  Jugendlichen  als 
Zusatz-  oder  Ersatzstrafe  diktiert  wird,  regelmäßig  doch 
die  Eltern  oder  ihre  gesetzlichen  Vertreter  zu  tragen  haben. 
Obwohl  dieses  Argument  der  Wirklichkeit  entspricht, 
so  muß  doch  betont  werden,  daß  der  Geldstrafe  in  diesem 
Sinne  ein  erzieherischer  Wert  nicht  abgesprochen  wer- 
den kann  und  „für  pflichtvergessene  oder  nachlässige 
Eltern  ein  kräftiger  Ansporn  ist,  die  Erziehung  ihrer 
Kinder  sorgfältiger  zu  überwachen 30. 

Zu  i.  Der  Vater  oder  der  Vormund  kann  vom  Ge- 
richt angehalten  werden,  durch  Sicherheitsleistung  für 
das  zukünftige  Wohlverhalten  des  Täters  zu  sorgen.  Hält 
ein  Untergericht  die  Straftat  eines  Kindes  oder  einer 
jugendlichen  Person  für  erwiesen,  so  kann  es,  ohne  zur 
Verhaftung  zu  schreiten,  bestimmen,  daß  der  Vater  oder 
Vormund  Schadenersatz  oder  Kosten  zu  zahlen  oder  für 
das  Wohlverhalten  des  Täters  Sicherheit  zu  leisten  hat. 
Ein  solcher  Beschluß  kann  gegen  den  Fürsorgepflich- 
tigen des  Kindes,  welcher  trotz  Ladung  von  der  Haupt- 
verhandlung ferngeblieben  ist,  erlassen  werden.  Wird 
die  fällig  werdende  Sicherheitssumme  nicht  eingezahlt, 
so  kann  dieselbe  durch  Pfändung  oder  Haft  beigetrieben 
werden. 

Z  u  k,  1  und  m.  Was  die  Gewahrsame  betrifft,  so 
wird  der  Abschnitt  über  „detention  places"  Gelegenheit 
geben,  darüber  Näheres  zu  berichten. 

III.  In  der  Strafzumessung  ist  der  englische  Richter 
sehr  frei  dadurch,  daß  im  allgemeinen  kein  Strafminimum 
besteht.   Das  Strafminimum  für  Erziehungs-  und  Besse- 


30  Rolffs,  GerS.  Bd.  75,  1910,  pag.  246. 
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rungsanstalten  hat  sich  lediglich  aus  verwaltungsmäßigen 
Rücksichten  entwickelt.  Ganz  bedeutend  erscheint  aber 
das  richterliche  Ermessen  in  der  Befugnis,  nach  Gut- 
dünken jugendliche  Rechtsbrecher  aus  einer  Reformatory 
in  eine  Industrial  School  und  umgekehrt  zu  senden,  sowie 
auch  das  Recht,  den  Jugendlichen  anstatt  einer  Anstalt, 
der  Obhut  eines  Verwandten  oder  sonst  einer  Person 
zu  übergeben.  In  diese  Kategorie  von  Kompetenzen  ist 
auch  die  unter  k  bereits  angeführte  Internierung  in  einen 
sogen,  place  of  detention  zu  verweisen. 

Es  kann  aber  auch  ein  Kind,  obgleich  es  von  der 
Anklage  wegen  eines  Vergehens  freigesprochen  worden 
ist,  trotzdem  zum  Schutze  gegen  Verwahrlosung  in  eine 
Industrial  School  gesandt  werden  und  liegt  es  wieder 
im  Kompetenzrayon  des  Richters,  derartige  Entscheide 
zu  treffen. 

5.  Vorteile  des  summarischen  Verfahrens. 
Wie  schon  früher  betont  wurde,  ist  und  darf  das 
Verfahren  nur  äußerlich  als  ein  beschleunigtes  bezeichnet 
werden,  dem  inneren  Wesen  nach  kann  es  wohl  den 
Anspruch  darauf  machen,  in  keiner  Beziehung  dem  or- 
dentlichen Prozesse  nachzustehen.  Es  müssen  nun  zum 
Teil  schon  früher  gegebene  Erörterungen  wiederholt 
werden. 

I.  Wesentlich  ist  für  das  summarische  Verfahren  das 
Institut  der  Verhaftung  und  Freilassung  gegen 
Bürgschaft31.  Die  Verhaftung  eines  Jugendlichen  kann 
auf  Grund  einer: 

1.  Information  erfolgen,  ferner 

2.  im  Laufe  eines  summarischen  Verfahrens, 

3.  als    Schluß    des  Verfahrens  (Commitment  before 
Trial), 

4.  auf    Bescheinigung    des   Gerichtsschreibers  der 
Assisen  oder  der  Quarter  Sessions, 

31  S.  J.  A.  1848  s  2.  -  S.  J.  A.  1848  s  1.  -  S  t  o  n  e  s  ,  pag.  3. 
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5.  Verhaftung  von  Beschuldigten,  die  auf  gehörige 

Ladung  nicht  erschienen  sind 32. 
Eine  solche  Verhaftung  (without  Warrant)  kann  vor- 
genommen werden  durch: 

aa)  Richterliche  oder  Exekutivbeamte. 

Polizeibeamte  können  wegen  Friedensbruch,  wenn 
sie  solche  Straftaten  beobachten,  oder  wenn  seitens  eines 
Dritten  genügende  Beschuldigung  vorliegt  oder  sonst  be- 
gründeter Verdacht  sich  rechtfertigt,  die  Festnahme  eines 
Jugendlichen  bewirken.  Eine  allgemeine  Berechtigung 
zur  Verhaftung  ohne  Haftbefehl  (without  a  Warrant)  hat 
der  Polizeibeamte  nur,  wenn  eine  Tat  nächtlich  begangen 
wird  oder  die  Festnahme  bewirkt  wird,  um  der  VerÜbung 
des  Verbrechens  zuvorzukommen33.  Außerdem  ermäch- 
tigen noch  viele  Spezialgesetze  die  Polizei  zur  Vornahme 
der  Verhaftung,  wobei  namentlich  der  Prevention  of  Crime 
Act34,  34/35  Vict.  c  112  zitiert  werden  muß,  der  die  Ver- 
haftungsbefugnis bedeutend  ausdehnt,  um  Straftaten  vor- 
zubeugen. 

Polizeibeamte  können  zu  jeder  Tages-  oder  Nachtzeit 
die  Verhaftung  durchzuführen,  ja  sogar  an  dem  so  heilig 
gefeierten  Sonntage  ist  ihnen  dieses  Recht  eingeräumt. 

bb)  Privatpersonen. 
Hier  wird  den  verfolgenden  Privatpersonen  das  Recht 
eines  Exekutivbeamten,  welcher  die  Verhaftung  auf  Grund 
eines  Haftbefehls  ausführt,  zuerkannt35. 

cc)  Verfolgung  auf  frischer  Tat  seitens  der 
angesammelten  Menge. 

32  J.  O.  A.  1848  s  9. 

33  Harris,  pag.  322;  Stephen,  Comentaries,  vol.  III, 
pag.  259,  279,  vol.  IV,  pag.  283. 

34  A  t  k  i  n  s  o  n  ,   pag.  881. 

35  Harris,  pag.  325.  S.  A.  J.  1879,  sect.  38,  stimmt  mit  dem 
Metropolitan  Police  Act  1839  (2  und  3  Vict.  c  47  ss  70  u.  71  überein). 
Vgl.   auch  S.  J.  A.   1884  sect.  9,  Municipal  Corporation  Act  1882 
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Diejenigen  Kinder  oder  jugendlichen  Personen,  die 
ohne  Warrant  durch  eine  der  angegebenen  Polizei-  oder 
Polizeiinterimsgewalt  festgenommen  wurden,  müssen 
innerhalb  24  Stunden  vor  ein  Untergericht 
mitsummarischerjurisdiktiongebrachtwer- 
den,  also  einem  Jugendgerichtshof.  Ist  dies  nicht  aus- 
führbar, weil  z.  B.  nur  einmal  wöchentlich  eine  Sitzung 
der  Petty  Sessional  Division  stattfindet,  so  muß  der  Fest- 
genommene, wenn  es  sich  um  keinen  allzu  schweren 
Fall  handelt,  gegen  Kaution,  meist  in  der  Höhe  von  40  sh 
mit  oder  ohne  Bürgschaft  entlassen  werden. 

Durch  recognisance  verpflichtet  sich  der  Be- 
schuldigte schriftlich  bei  Verwirkung  der  darin  angege- 
benen Geldsumme36  zum  bestimmten  Termin  vor  Gericht 
zu  erscheinen.  Die  Bürgen,  „Sureties",  werden  gewisser- 
maßen als  seine  Wächter  angesehen,  die  für  sein  Er- 
scheinen bei  eigener  pekuniärer  Verantwortung  Sorge 
zu  tragen  haben37. 

Haftentlassung  gegen  bail. 

Sie  ist  für  jugendliche  Rechtsbrecher  bis  zum  polizei- 
richterlichen Endentscheide  (commitment)  dem  freien  Er- 
messen des  Richters  überlassen38. 

II.  Kurze  Fristen.  Die  Vertagungsfristen,  die 
unter  Umständen  einen  Prozeß  endlos  in  die  Länge  ziehen 
können,  werden  beim  Jugendlichen  wie  überhaupt  beim 
summarischen  Strafverfahren  auf  ein  Minimum  reduziert. 
So  beträgt  die  Vertagung  höchstens   8  Tage 39,  welche 


(45  u.  46  Vict.  c  56  s  227)  bezüglich  der  Befugnis  des  borough 
constable,  Bürgschaft  zu  nehmen  und  fügt  hinzu,  daß  nichts  in 
sect.  227  als  aufgehoben  anzusehen  ist  (sect.  38  S.  J.  A.  1879). 

36  Douglas,  pag.  245  No.  36  Formular. 

37  Law  Lexikon  under  bail.  Th  waites,  pag.  121.  —  Ganion, 
pag.  97. 

3S  J.  O.  A.  s  21,  vgl.  oben,  pag.  55. 
39  S.  J.  A.  1848  s  21. 
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Zeit  zur  Ergänzung  des  Beweismaterials  verwendet  wird. 
Genügt  der  Zeitraum  von  8  Tagen  zur  Abklärung  des 
Tatbestandes  nicht,  so  ist  eine  nochmalige  Verschiebung 
der  Hauptverhandlung  um  8  Tage  nicht  ausgeschlossen. 
.Während  dieser  Untersuchungszeit  kann  nun  der  Jugend- 
liche entlassen  oder  aber  einem  Untersuchungsgefängnis 
(place  of  detention)  für  jugendliche  Rechtsbrecher  über- 
geben werden. 

III.  Irrelevanz  von  Formfehlern.  Die  Un- 
schädlichkeit von  Formfehlern  ist  ebenfalls  ein  Mittel,  das 
geeignet  ist,  den  Prozeß  zu  beschleunigen.  Es  gilt  der 
Grundsatz,  daß  Formfehler 40  (in  der  Vorladung,  Haft- 
befehl oder  in  der  Anklage)  nur  dann  zur  Vertagung 
führen,  wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Beschuldigte  von 
solchen  Mängeln  getäuscht  oder  irregeführt  wurde. 

IV.  Vereinfachung  des  Schreibwerks41. 
Dieses  wird  auf  das  geringst  mögliche  Maß  reduziert, 
welche  Arbeitsersparnis  aber  nicht  dem  Richter,  sondern 
dem  Clerk  unter  Zuhilfenahme  kurz  gefaßter  Formulare, 
die  in  den  Consolidated  Forms  1886  zusammengestellt 
sind,  zufällt.  Im  Notfalle  wird  auf  das  Zeugnis  des  Zu- 
stellungsbeamten  Bezug  genommen  (Warrant  officers), 
welche  stets  der  Dispositionsbefugnis  des  Richters  unter- 
stellt sind. 


40  S.  J.  A.  1848  s  11.  Ausnahmen  bei  Douglas,  pag.  44, 
313.  —  Manhard,  pag.  38/39.  —  S.  J.  A.  s  16. 

41  Manhard,  pag.  38/39.  —  S.  J.  A.  1848  s  16  und  vgl. 
A  t  k  i  n  s  o  n  ,  pag.  28. 


V.  Das  Urteil. 


a)  Allgemeine  Grundsätze  das  Urteil  betreffend. 

/.  Urteilsfällung. 

Wenn  keine  Vertagung  erfolgt,  so  wird  das  Urteil 
über  den  jugendlichen  Rechtsbrecher  sofort  nach  der 
mündlichen  Hauptverhandlung  gefällt.  Dem  Urteilsspruch 
werden  eine  Reihe  väterlicher  Worte  des  Richters,  die 
einer  Mahnung  gleichkommen,  hinzugefügt.  Wird  der 
Jugendliche  einer  Anstalt  überwiesen,  so  fragt  der  Vor- 
sitzende in  den  meisten  Fällen  bei  den  Eltern  an,  ob 
es  deren  Wunsch  sei,  das  Kind  nochmals  zu  sehen,  was  im 
Regelfall  bejaht  wird.  Hier  fehlt  es  dann  nicht  an  herz- 
zerreißenden Szenen,  wobei  aber  bemerkt  werden  muß, 
daß  die  Verurteilten  eher  freudig  dem  Momente  der  Ein- 
bringung in  eine  Anstalt  entgegensehen,  da  für  sie  kaum 
eine  Verschlechterung  des  Schicksals  angenommen  wer- 
den darf. 

Das  Urteil  wird  vom  Clerk  oder  dem  Richter  in  die 
betreffende  Spalte  des  Registers  eingetragen  und  vom 
Magistraten  oder  Friedensrichter  unterschrieben  Wie 
schon  früher  bemerkt,  geschieht  die  Eintragung  in  kür- 
zester Form,  um  jede  erschwerende  Formalität  zu  elimi- 
nieren. Eine  Ausfertigung  wird  später  vom  Clerk  durch 
Ausfüllung  eines  der  wenigen  in  Betracht  kommenden 
Formulare  hergestellt  und  ebenfalls  vom  Richter  unter- 
schrieben. Die  Ausfertigung 2  soll  in  gedrängter  Dar- 
stellung die  zur  Aburteilung  gelangte  Straftat  wieder- 
geben, die  Zuständigkeit,  sowie  die  Gesetzlichkeit  des 
Verfahrens  feststellen  und  die  Verurteilung  nebst  den 
erkannten  Strafen  begründen.  Eine  solche  Ausfertigung 
ist  der  Gerichtsschreiberei   der  Quarter  Sessions  zuzu- 


1  S.  J.  A.  1879  s  224. 

2  Douglas,  pag.  93. 
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stellen 3.  Dem  Angeklagten  steht  das  Recht  auf  eine 
Abschrift  zu. 

Auch  die  Freisprechung  wird  in  das  Register  ein- 
getragen und  hierüber  ein  Dokument  formularmäßig  her- 
gestellt, welches  in  „indictable  cases"  gleichfalls  an  die 
Gerichtsschreiberei  zu  senden  ist. 

Der  Beschuldigte  erhält  eine  kurze  Bescheinigung 
der  Klageabweisung,  deren  Präsentation  ihn  davor  schützt, 
nochmals  wegen  der  gleichen  Straftat  zur  Verantwortung 
gezogen  zu  werden. 

2.  Hltersstufen. 
Es  greift  auch  hier  die  schon  früher  durchgeführte 
Unterscheidung  Platz  in: 
I.  Kinder  bis  14  Jahren. 
II.  Jugendliche  von  14—16  Jahren. 
III.  Jugendlich  Erwachsene  von  16—21  Jahren. 

Ad  I.  Der  Children  Act  1908  hat  nun  dem  Übel,  daß 
Jugendliche  zu  einer  Gefängnisstrafe  verurteilt  werden 
können,  auf  einmal  abgeholfen  und  gelten  solche  Fälle, 
in  welchen  wirklich  eine  Gefängnisstrafe  zuerkannt  wird, 
als  letzte  Möglichkeit  der  Besserung  und  dürfen  als  Aus- 
nahmen bezeichnet  werden.  Die  Ansichten  in  den  Par- 
lamentsdebatten waren  sehr  geteilte,  viele  gingen  dahin, 
die  Gefängnisstrafe  nicht  absolut  abzuschaffen,  sondern 
für  gewisse  Verbrechen  beizubehalten;  andere  wollten 
die  Gefängnisstrafe  ganz  beseitigen4. 

3  S.  J.  A.  1884  s  14. 

4  Gerland,  pag.  45;  Liepmann,  pag.  51,  sect.  102  und 
106  Ch.  A.  —  Parlamentary  Debattes,  Herbert  Samuel: 
There  is  no  reason  to  abolish  the  imprisonment  of  children  altogether, 
there  might  be  some  cases,  in  which  it  would  be  essential  to  retain 
that  power.  —  Antwort  von  Mr.  R  a  w  1  i  n  s  o  n :  We  cannot  find 
any  case  which  could  not  be  dealt  with  sending  a  child  to  a 
Reformatory  or  Industrial  School.  It  is  unnecessary  to  subject  the 
children  to  the  rigours  of  imprisonment  and  to  familiarise  them 
Avith  penalties  in  the  ordinary  goals. 
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Das  Gesetz  drückt  sich  in  sect.  102  folgendermaßen 

aus : 

„Kein  Kind  darf  wegen  einer  Straftat  mit  Zuchthaus 
oder  Gefängnis  bestraft  werden.  Wegen  Nichtzahlung 
von  Geldstrafe,  Schadenersatz  oder  Kosten  darf  eine  Ver- 
urteilung zu  Gefängnisstrafe  nicht  erfolgen." 

Kinder  bis  zum  7.  Alters  jähre. 
Unter   dieser   Altersgrenze   ist   ein   Kind   ein  doli 
incapax.   Vgl.  pag.  49. 

Kinder  vom  7.— 14.  Alters  jähre. 
Hier  findet  sect.  107  sowie  sect.  58  in  vollem  Um- 
fange Anwendung.  Das  Kind  erfährt  diejenige  Behand- 
lung, welche  einen  erzieherischen  Einfluß  auszuüben  ver- 
mag, im  Gegensatze  zu  den  Jugendlichen  vom  14. — 16. 
Altersjahre,  die  dem  Besserungsverfahren  unterzogen 
werden. 

Ad  II.  Mit  dem  14.  Jahre  wird  der  Jugendliche  ein 
doli  capax,  der  die  Urteilskraft  in  genügendem  Maße 
besitzt,  um  die  Tragweite  der  begangenen  Tat  einsehen 
zu  können5,6.  Trotzdem  wird  die  Strafzumessung  auf 
ein  Maximum  beschränkt.  Die  Höchststrafe  beträgt  3 
Monate  Gefängnis,  mit  oder  ohne  „hard  labour"  oder 
eine  Buße  bis  zu  10  Pfund  Sterling6.  Der  Junge  kann 
auch  zu  Stockschlägen,  entweder  als  Zusatz-  oder  als 
Ersatzstrafe  verurteilt  werden.  Das  meist  angewandte 
Strafmittel  ist  die  Einsendung  in  eine  Industrial  oder 
Reformatory  School.  Der  Richter  darf  Jugendliche  nicht 
zu  einer  Zuchthaus-  oder  Gefängnisstrafe  verurteilen  für 
eine  Straftat  oder  wegen  Nichtzahlung  von  Geldstrafe, 


5  Stephen,  Com.  of  Engl.  Law,  Bd.  IV,  pag.  230. 

6  Stones,  pag.  264:  After  the  age  of  fourteen  it  is  presumed 
to  have  sufficient  discretion  so  as  to  subject  him  to  criminal  procedure. 

7  In  Bezug  auf  die  Kompetenzen  des  Gerichtshofes,  El'ern  oder 
der  Vormund  zur  Zahlung  der  Buße  zu  veranlassen,  vgl.  Ch.  A.  s  99. 
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Schadenersatz  oder  Kosten,  es  sei  denn,  daß  die  jugend- 
liche Person  nach  Ansicht  des  Gerichtes  ein  so  unbot- 
mäßiges Betragen  aufweist,  daß  sie  in  einem  nach  sect.  108 
benannten  Gewahrsam  nicht  festgehalten  werden  kann, 
oder  daß  sie  so  verdorben  ist,  daß  sie  ohne  Gefährdung 
der  anderen  Insassen  nicht  dort  untergebracht  werden 
könnte  8. 

Der  Junge  ist  nicht  mehr  ein  „doli  incapax",  sondern 
ein  „doli  capax"  im  eigentlichen  Sinne  und  fähig,  das 
Gute  vom  Bösen  zu  unterscheiden.  Er  wird  den  glei- 
chen Regeln  unterworfen,  wie  andere  Rechtsbrecher  von 
gereifterem  Alter.  Immerhin  durchbrechen  humanitäre 
Anschauungen  dieses  Prinzip  wieder.  Es  wird  der  Ju- 
gendliche im  Alter  von  14—16  Jahren  und  der  jugend- 
lich Erwachsene  von  16 — 21  bezw.  23  Jahren  ganz  ver- 
schiedenen Pönitentiarmitteln  8  ausgesetzt. 

Für  Irland  sind  ähnliche  Bestimmungen  getroffen10. 

Ad  III.  Für  diese  wird  ein  Strafmaximum  von  3 
Monaten  Gefängnis  (with  or  without  hard  labour)  und 
Buße  bis  20  Pfund  Sterling  beobachtet.  Die  Tendenz 
ist  in  der  neuesten  Zeit  aber  namentlich  darauf  gerichtet, 
den  Prevention  of  Crime  Act  1908  mehr  in  Anwendung  zu 
bringen  und  Jugendliche  in  diesem  Übergangsalter  dem 
„Borstaltraining" 11  zu  unterwerfen.   Vgl.  C.  III. 

b)  Allgemeines  über  die  Strafen. 

Ich  habe  bis  jetzt  die  Strafzumessung  in  großen 
Zügen,  wie  sie  auf  die  einzelnen  Altersstufen  Anwendung 

8  Stones,  pag.  25.  —  Ch.  A.  s  102 3 ;  Archbold,  pag.  10, 

258,  263. 

9  8  Edw.  7  c  59  s  19 vgl.  Borstalanstalten. 

10  47  und  48  Vict.  c  19  ss  4,  5,  7,  9  und  amended  durch 
Children  Act  s  133  und  134. 

11  Russell,  The  Making  of  the  Criminal,  pag.  118  ff.  — 
Borstal   Association   Report  1910. 
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findet,  besprochen.  Als  Nachtrag  möchte  ich  über  die 
Strafen  und  die  Einteilung  derselben  noch  einige  Worte 
verlieren. 

Ich  glaube  die  Dreiteilung  nach  „Spach"  zitieren  zu 
dürfen,  die  das  ganze  System  in: 
Peines  admonitives, 
Peines  educatives, 
Peines  repressives 

einteilt. 

/.  Peines  admonitives. 

aa)  Zu  diesen  muß  in  erster  Linie  die  bedingte  Ver- 
urteilung gerechnet  werden,  wenn  man  überhaupt  soweit 
gehen  will,  diese  Institution  einer  Straf skala  zu  subsu- 
mieren. 

bb)  Friedensbürgschaft  (to  keep  the  peace  and 
be  of  good  behaviour).  Wird  sie  nicht  gehalten,  so  wird 
diese  Übertretung  mit  Buße  oder  Gefängnis  (Ersatzgefäng- 
nis) bestraft. 

2.  Les  peines  educatiues. 

Einsendung  in  eine  im  Gesetze  vorgesehene  Anstalt 
(Industrial  oder  Reformatory  School,  Day  Industrial  oder 
Truant  School).  Statt  Einweisung  in  eine  Anstalt  kann 
auch  Unterbringung  bei  einer  dem  Richter  Vertrauen  er- 
weckenden Person  erfolgen. 

3.  Peines  repressives. 

Solche  Strafen  können  für  Minderjährige  von  14—21 
bezw.  23  Jahren  ausgesprochen  werden.  Ein  Jugendlicher 
kann  für  ein  schweres  Verbrechen  und  Vergehen  zu  Ge- 
fängnis verurteilt  werden  dann,  wenn  er  oder  dessen 
Eltern  das  ordentliche  Verfahren  gewählt  hat.  Das  Maxi- 
mum der  Gefängnisstrafe  ist  jedoch  beim  summarischen 

Verfahren  nur  3  Monate  mit  oder  ohne  hard  labour. 

6 
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Was  die  körperliche  Züchtigung  betrifft,  verweise  ich 
auf  das  sub  g  Gesagte.  Im  allgemeinen  steht  man  dieser 
Strafe  (Zu-  oder  Ersatzstrafe)  sehr  skeptisch  gegenüber 
und  von  den  europäischen  Staaten  bekennen  sich  nur 
noch  Dänemark,  Norwegen  und  England  dazu,  während 
alle  übrigen  Staaten  die  Prügelstrafe  abgelehnt  haben 
aus  gesundheitlichen,  sowie  auch  humanitären  Rücksich- 
ten. Allerdings  ist  auch  im  englischen  Recht  eine  starke 
Verklausulierung  bemerkbar.  Vgl.  sect.  1  in  Whipping 
Act  1862,  pag.  82,  und  somit  läßt  sich  ersehen,  daß  auch 
England  mehr  und  mehr  sich  von  der  körperlichen 
Züchtigung  entfernt. 

Buße. 

Auch  hier  verweise  ich  auf  pag.  82  sub  h  und  be- 
merke nur,  daß  eine  Geldstrafe  trotzdem  vielleicht  richtig 
ausgedacht,  in  vielen  Fällen  große  Ungerechtigkeiten  nach 
sich  ziehen  kann.  Das  allgemein  praktische  Beispiel  für 
diesen  Vorwurf  ist  das  Bild  des  Reichen  und  des  Armen. 
Der  erstere  sieht  seinen  Sohn,  für  den  er  die  Buße  ent- 
richtet hat,  in  Freiheit  gesetzt,  während  letzterer  es  sich 
ohne  weiteres  gefallen  lassen  muß,  daß  mit  demselben 
in  irgend  einer  anderen  Weise  verfahren  wird.  (Refor- 
matory  oder  Industrial  School.) 

VI.  Grundzüge  des  ordentlichen  Verfahrens, 
a)  Vorbemerkung. 

/.  Im  allgemeinen. 

Nachdem  das  Jugendgerichtsverfahren,  das  auf  dem 
summarischen  Verfahren  beruht,  dargestellt  wurde,  ist 
noch  vom  ordentlichen  Verfahren  zu  reden,  das  für  erst- 
instanzliche, sowie  auch  zweitinstanzliche  Entscheide  in 
Frage  kommt,  bei   letzteren   namentlich  als  Beruf ungs- 
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instanz.  Wie  schon  früher  bemerkt  wurde,  gibt  das  eng- 
lische Recht  dem  Angeklagten  ein  Optionsrecht,  das 
ihm  die  Möglichkeit  der  summarischen  Aburteilung  ver- 
leiht, wobei  aber  zu  betonen  ist,  daß  die  Gunst  des 
summarischen  Strafprozesses  nicht  ausdrücklich  ge- 
wünscht werden  muß,  sondern  als  Regelfall  aufgefaßt 
werden  kann. 

Haben  nun  die  Eltern  auf  die  Anfrage  des  Richters 
im  Jugendgericht:  „Do  you  desire  the  child  to  be  tried 
by  a  Jury  and  object  to  the  case  being  dealt  summarily^ 
für  die  Option  sich  ausgesprochen,  so  wird  das  com- 
mitment  for  trial  plaidiert  und  die  Akten  dem  Schwur- 
gerichte übersandt  und  zwar  je  nach  der  vom  Polizei- 
gericht zu  ermessenden  Zuständigkeit  an  den  „Clerk  of 
the  Peace"  bei  den  Quarter  Sessions  oder  an  den  Clerk 
bei  den  Assisen  (Courts  of  byer  and  Terminer  and 
General  Gool  Delivery). 

2.  Begriff. 

Die  Quarter  Sessions 1  sind  Gerichte,  die  für  jeden 
Bezirk  einer  „Commission  of  the  Peace"  als  periodische 
Gerichte  2  zu  bestimmten  Zeiten  zusammenzutreten  haben. 
Ursprünglich  tagten  sie  vierteljährlich3,  allein  schon  bald 
wurde  ihnen  das  Recht  eingeräumt,  auch  öfters  Sitzungen 
abzuhalten,  falls  sich  dies  notwendig  erwies.  Es  ergibt 
sich  deshalb  als  gegenwärtiger  Rechtszustand,  daß  die 
Quarter  Sessions  mindestens  viermal  zu  bestimmten 
Zeiten  des  Jahres  tagen  müssen,  daß  sie  aber  so  oft 
als  es  die  Geschäfte  erfordern  (in  London  zweimal  mo- 
natlich) zusammentreten  können. 

Die  Quarter   Sessions    sind   ermächtigt,    an  jedem 

1  G  e  r  1  a  n  d  ,  pag.  49 ;  A  r  c  h  b  o  1  d  ,  pag.  73. 

2  Stein,  Justizreform,  pag.  13.  11.  Okt.,  28.  Dez.,  31.  März 
und  24.  Juni. 

3  Stephen,  History  of  Engl.  Law,  Bd.  I,  pag.  128.  En- 
cyclopaedia  of  the  Laws  of  England. 
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Platze  des  Distrikts  der  „Commission  of  the  Peace"  ihre 
Sitzungen  einzuberufen,  ja  sogar  während  der  Session 
das  Gericht  von  einem  Orte  nach  dem  anderen  in  Form 
von  Vertagung  zu  verlegen. 


b)  Organisation4. 

/.  Besetzung  der  Richferbank. 

I.  Die  Quarter  Sessions  verhandeln  teils  mit,  teils 
ohne  Jury,  sie  sind  also  zum  Teil  Strafkammer,  zum 
anderen  Teil  Schwurgericht.  Prinzipiell  wirkt  die  Jury 
in  allen  Kriminalangelegenheiten  mit.  Dieses  Prinzip  er- 
fährt jedoch  wesentliche  Durchbrechungen,  da  z.  B.  die 
Quarter  Sessions  über  unverbesserliche  Vagabunden 
(rogue)  bis  zu  einem  Jahr  „hard  labour"  Strafe  verhängen 
können,  die  bei  Männern  noch  durch  Prügelstrafe  ver- 
schärft werden  kann,  ohne  Zuziehung  der  Jury. 

Die  Richter bank  wird  gebildet  durch  sämtliche 
Richter  des  Distrikts,  für  welchen  die  „Commission  of 
the  Peace"  ergangen  ist.  Sie  wählen  einen  Chairman, 
der  ein  Jurist  sein  kann,  was  aber  nicht  absolut  erforder- 
lich ist,  und  für  ein  Jahr  das  Amt  des  Vorsitzenden  be- 
kleidet. 

Friedensrichter  üben  ihr  Amt  im  Collegium  aus  und 
im  Schwurgerichtsverfahren  ist  es  Pflicht  des  Chairmans, 
die  Belehrung  der  Geschworenen  zu  übernehmen.  Im 
Geschworenenverfahren  findet  im  allgemeinen  keine  Be- 
ratung statt.  Der  Chairman  befragt,  nachdem  die  Jury 
ihr  „Verdict  of  plea  guilty"  gesprochen  hat,  die  neben 
ihm  befindlichen  Friedensrichter  um  ihre  Ansicht,  indem 
er  ihnen  seinen  Urteilsvorschlag  mitteilt.    Es  wird  bei 


4  Archbold,  Pleading,  5.  Geo.  IV.  c  83  s  10. 
Weidlich,   Engl.  Strafproz.-Praxis. 
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Angelegenheiten  ohne  Zuziehung  der  Jury  in  Bezug  auf 
die  Rechtsfrage  der  Ansicht  des  Chairmans  meistens  bei- 
getreten (matter  of  law),  während  mit  Rücksicht  auf  die 
Tatfrage  regelmäßig  eine  wirkliche  Abstimmung  statt- 
findet 

II.  Fun-ktionen  der  Richter.  Ein  wesentlicher 
Unterschied  gegenüber  dem  Richter 'im  Petty  Sessional 
Court  ergibt  sich  durch  die  verschiedene  Durchführung 
der  Beweisaufnahme.  Der  Richter  hat  nämlich  alle  Er- 
gebnisse derselben  zu  notieren5  und  also  eine  Art  mate- 
rielles Protokoll  herzustellen.  Es  ist  das  eine  Funktion 
subalterner  Natur.  Ferner  fällt  in  das  Ressort  des  Rich- 
ters die  bereits  erwähnte  Belehrung  der  Jury  und  schließ- 
lich hat  er  auch  noch  die  Anordnung  des  Strafvollzuges. 

III.  Die  Jury6,7.  Man  hat  zwei  Arten  von  Ge- 
schworenenbanken (Jury)  zu  unterscheiden: 

Anklage  oder  Grand  Jury, 
Urteils-  oder  Petty  Jury. 

aa)  Ank  1  age  -  J  u  ry.  Diese  spielt  keine  so  große 
Rolle,  sie  hat  als  wichtigste  Funktion  den  Eröffnungsbe- 
schluß zu  erlassen. 

bb)  Urteils-  oder  Petty  Jury8.  Diese  ist  be- 
deutend wichtiger  als  Erstgenannte;  sie  ist  aber  auch 
vollständig  von  der  Anklage-Jury  getrennt,  d.  h.  kein 
Mitglied  der  einen  kann  zugleich  solches  der  anderen  sein. 
Die  Petty  Jury  besteht  aus  12  Geschworenen,  welche 
die  Rechts-  und  Tatfrage  zu  beantworten  haben,  aber 
auch  das  sogen.  Spezialverdikt  fällen  können,  d.h. 
sie  beantworten  nur  die  Tatfrage,  während  sie  die  Rechts- 


5  Es  sind  dies  die  sogen,  judges  notes,  welche  im  Verfahren  eine 
wichtige  Rolle  spielen. 

6Gneist,  Selfgovernement,  pag.  176  ff.,  422  ff. 

7Archbold,  Pleading,  pag.  183,  197  ff. 

8  G  e  r  l  a  n  d  ,  Engl.  Gerichtsverfg.  in  ihrer  gegenwärtigen  Ent- 
wicklung und  die  deutsche  Gerichtsreform  1908,  pag.  27,  in  Berliner 
Vorträge  3. 
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anwendung  für  den  gefundenen  Tatbestand  dem  Richter 
überlassen.  Die  Jury  gilt  auch  als  Organ  der  öffentlichen 
Meinung  und  spielt  als  solches  den  Vermittler,  die  Wünsche 
in  Bezug  auf  die  lex  ferenda  zum  Ausdruck  zu  bringen 
und  es  ist  nicht  uninteressant  zu  verfolgen,  daß  auch  der 
Richter  die  Jury  als  solches  Organ  benützt  und  in  seinen 
Ansprachen  an  dieselbe  aktuellen  Inhalt  berühren  kann. 

Es  werden  ferner  noch  negativ  die  Erfordernisse 
umschrieben,  daß  der  Geschworene  nicht  disqualifiziert 
ist,  keine  Unfähigkeit  vorliegt,  sowie,  daß  er  in  keiner 
Weise  sich  eines  Verbrechens  schuldig  gemacht  hat 
(treason,  felonies  oder  misdemaneours). 

2.  Unterbeamte. 

Der  Clerk  in  den  Quarter  Sessions9. 

I.  Der  Cierk  wird  von  dem  ständigen  gemeinsamen 
Ausschuß  der  Quarter  Sessions  und  des  County  Council, 
dem  sogen.  Standing  joint  Committee  gewählt. 

II.  Pflichten  des  Clerk.  Diese  sind  zweiseitiger 
Natur: 

administrative, 
prozessuale. 

aa)  Administrative  Pflichten.  Seiner  Aufsicht 
untersteht  die  Aktenverwahrung,  der  Verkehr  mit  anderen 
Behörden,  die  Verwaltung  des  Eigentums  der  Quarter 
Sessions,  sowie  auch  die  Bildung  der  Geschworenenlisten. 

bb)  Prozessuale  Funktionen.  Unter  diesen 
ist  namentlich  die  Geschäftsverteilung  zu  erwähnen,  ferner 
die  Verfassung  der  Anklageschrift  auf  Grund  der  Akten 
und  die  Ausarbeitung  einer  Information.  Wichtig  ist  für 
ihn  die  Geschworenenbank  zu  bilden  unter  Vereidigung 
der  einzelnen  Geschworenen.  Trotzdem  der  Clerk  in 
den  Quarter  Sessions  nicht  die  dominierende  Stellung  des 


9  51  u.  52  Vict.  c  41  s  3. 
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Justice  of  the  Peace  Clerk  einnimmt,  muß  er  doch  als 
ein  dem  Richter  gesellschaftlich  durchaus  ebenbürtiges 
Glied  bezeichnet  werden  und  in  der  Rechtsbelehrung, 
die  er  dem  Richter  zu  geben  befugt  ist,  zeigt  sich  seine 
wichtige  Stellung. 

c)  Zuständigkeit. 

/.  Örtliche  Zuständigkeit. 

Es  gilt  hier  in  analoger  Weise  das  Gleiche,  was  über 
die  Jugendgerichte  gesagt  wurde. 

2.  Sachliche  Zuständigkeit10. 
Die  Frage  nach  der  sachlichen  Zuständigkeit  gestaltet 
sich  bedeutend  schwieriger.  Die  Quarter  Sessions  können 
nämlich  als  erste  sowie  auch  als  zweite  Instanz  in  Frage 
kommen.  Die  Strafgewalt  der  Quarter  Sessions  ist  auch 
heute  noch  eine  unbeschränkte.  Allerdings  hat  sie  die 
Eigentümlichkeit,  nicht  eine  ausschließliche  zu  sein,  son- 
dern mit  der  Zuständigkeit  der  Court  of  Assizes  zu  kon- 
kurrieren. 

aa)   Zuständigkeit  in  erster  Instanz. 

In  erster  Instanz  sind  die  Quarter  Sessions  zuständig 
für  Kinder,  wenn  die  Eltern  auf  die  Anfrage  hin,  ob  sie 
das  summarische  oder  das  ordentliche  Verfahren  wün- 
schen, letzteres  gewählt  haben  und  bei  jugendlichen  Rechts^ 
brechern,  wenn  diese  selbst  sich  dem  ordentlichen  Ver- 
fahren unterziehen  wollen. 

bb)    Umfang   der   Zuständigkeit   in  zweiter 

Instanz. 

In  erster  Linie  sind  die  Quarter  Sessions  als  zweite 
Instanz  die  Berufungsinstanz  der  Petty  Sessional  Courts 


10  Mittermaier,  Engl,  und  schottisches  Strafverfahren,  pag. 
289.  —  G  n  e  i  s  t ,  Selfgovernement,  pag.  366. 


gegen  die  von  diesem  Gerichtshofe  gefällten  Urteile.  Von 
einer  allgemeinen  Zulässigkeit  der  Quarter  Sessions  als 
Rechtsmittelinstanz  darf  nicht  gesprochen  werden,  viel- 
mehr kommt  eine  solche  nur  da  in  Betracht,  wo  das  Ge- 
setz ausdrücklich  diese  ausspricht.  Es  gilt  die  allgemeine 
Regel,  daß  gegen  eine  Einweisung  in  eine  Anstalt  oder 
eine  Order  eines  Courts  of  Summary  Jurisdiction  nicht 
appelliert  werden  kann,  sofern  diese  Befugnis  nicht  ge- 
setzmäßig statuiert  ist11.  Nach  dem  S.  J.  A.  1879  wurde 
das  Privileg  der  Berufung  auf  alle  Fälle  ausgedehnt12, 
in  welchen  ein  „defendant",  der  nicht  schuldig  zu  sein 
vorgibt,  verurteilt  wird  nach  Maßgabe  des  Aktes.  Dieses 
allgemeine  Recht  bezieht  sich  allerdings  nicht  auf  den 
Fall,  wo  auf  imprisonment  erkannt  worden  war  für 
„failure",  um  laut  einem  Befehl  eine  Zahlung  zu  er- 
füllen, für  „finding  of  sureties",  für  Eingehen  einer  Ver- 
pflichtung „entering  in  recognisance"  oder  auch  für  das 
Geben  einer  Sicherheit  „giving  security".  Eine  Appellation 
ist  ferner  ausgeschlossen,  wenn  der  Angeklagte  die  Zu- 
stimmung für  das  summarische  Verfahren  für  eine  in- 
dictable  Offence  S.  J.A.  1879 13  gegeben  hat.  Nach  dem 
S.  J.A.  1884  muß  eine  Person,  die  an  die  Quarter  Ses- 
sions appellieren  will,  folgende  Bedingungen  rein  formaler 
Natur  erfüllen: 

Die  Appellation  muß  innerhalb  15  Tagen  beim  näch- 
sten Gerichtshof  der  Quarter  Sessions  gemacht  werden  14, 


11  Unless  such  right  be  specially  conferred  by  the  Statute  under 
which  the  conviction  takes  place  or  the  order  is  made. 

12  A  t  k  i  n  s  o  n  ,  pag.  140. 

13  Atkinson,  pag.  143. 

u  Douglas,  pag.  174,  180.  —  Archbold,  Quarter  Ses- 
sions, pag.  228,  Oke's  Magisterial  Formulist,  pag.  60 : 
The  appeal  must  be  made  not  less  than  fiteen  days  to  the  next 
practicable  court  of  Quarter  Sessions  after  the  day,  on  which  the 
decision  was  given  upon  which  the  conviction  or  order  was  formed. 
As  to  what  is  the  next  praticable  session,  reference  may  be  made  to 
R.  v.  Surrey  J.  J.  —  The  appelant  must  within  seven  days  after  such 
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Innerhalb  7  Tagen  nach  dem  erstinstanzlichen  Urteil 
hat  der  Appellant  dem  Clerk  of  the  Quarter  Sessions 
eine  Begründung  der  von  ihm  einzureichenden  Appellation 
einzusenden. 

Nach  dem  M  e  t  r  0  p  o  1  i  s  A  c  t  ist  angeordnet,  daß  eine 
Appellation  auch  möglich  ist  da,  wo  ein  Magistrat  eine 
Buße,  die  3  Pfund  Sterling  übersteigt  außer  den  Kosten, 
diktiert.  Dagegen  ist  der  Fall,  wo  ein  Richter  nach  dem 
Poor  Law  die  Eltern  zur  wöchentlichen  Beisteuer  von 
2  sh  und  mehr  verpflichtet  als  Entgeld  für  die  Erhal- 
tung der  Kinder  in  irgend  einer  Anstalt  und  der  Auf- 
erlegung einer  Buße  von  3  Pfund  Sterling  wegen  Nicht- 
bezahlung derselben,  ein  nicht  appellabler  Entscheid. 

Ferner  ist  auf  Grund  des  Larceny  und  Mali- 
cious  Damages  Act  von  1861  gegen  alle  wegen 
diesen  beiden  Delikten  in  der  Provinz  ausgesprochenen 
Verurteilungen  zu  Geldstrafen  von  mehr  als  5  Pfund 
Sterling  Berufung  möglich,  dagegen  nicht  gegen  die 
große  Zahl  der  kleinen  verhängten  Geldbußen.  Ebenfalls 
sind  ausgeschlossen  diejenigen  Personen,  welche  vor  dem 
Polizeirichter  wegen  indictable  Offences  erscheinen  und 
vor  ihm  statt  vor  die  Quarter  Sessions  verwiesen  zu 
werden,  mit  ihrer  Zustimmung  sofort  „summarily"  ab- 
geurteilt werden. 

Die  Quarter  Sessions  oder  die  Court  of  Assises  sind 
regelmäßig  zuständig  als  erste  Instanz  für  Jugendliche, 
sofern  diese  auf  Grund  besonderen  Wunsches  von  einer 
Jury  abgeurteilt  werden  wollen  (Kinder  bis  zum  14.  Jahre 
geben  die  Äußerung  nicht  selbst,  sondern  die  Eltern). 

decision  serve  on  the  other  party  and  on  the  clerk  of  the  Court 
of  summary  Jurisdiction,  notice  in  writing  signed  by  himself  or  by 
his  agent  on  his  behalf  of  his  intention  to  appeal,  and  of  the 
General  grounds  there  of.  The  notice  may  be  served  by  transmitting 
it  as  a  registered  letter  by  post  (42  u.  43  Vict.  c  49  s  31):  but  if 
such  service  only  is  to  be  relied  on,  the  notice  must  be  sent  to 
the  correct  address,  and  it  is  not  necessarety  sufficient  to  take  the, 
adress  given  on  the  summons.   2  u.  3  Vict.  c  71  sect.  50. 
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Als  Rechtsmittelinstanz  kommen  sie  nur  insofern  in 
Frage,  als  Eltern  gegen  eine  ihrer  Auffassung  nach  zu 
hohe  Buße  Berufung  einlegen  wollen. 

d)  Verfahren. 

In  Bezug  auf  das  Verfahren  kann  im  allgemeinen  auf 
die  im  summarischen  Verfahren  gemachten  Äußerungen 
verwiesen  werden.  Es  ist  natürlich  klar,  daß  der  Richter 
auch  hier  sucht,  wenn  immer  möglich  jegliche  Erschwe- 
rung des  Verfahrens  zu  beseitigen  und  kann  die  Tendenz 
deutlich  verfolgt  werden,  dem  Jugendlichen  auch  im  or- 
dentlichen Verfahren  eine  Ausnahmestellung  zu  sichern. 
Es  ist  in  dieser  Beziehung  namentlich  auf  sect.  112  Ch.  A. 
zu  verweisen,  nach  welcher  dem  Richter  die  Möglichkeit 
gegeben  wird,  die  Öffentlichkeit  der  Verhandlung  auszu- 
schließen. Dies  ist  gewiß  ein  Weg  neben  den  vielen  an- 
deren, den  Jugendlichen  zu  privilegieren. 

e)  Urteil. 

Auch  diesen  Punkt  erledige  ich  durch  Verweisung 
auf  die  entsprechenden  Ausführungen  im  Abschnitt  über 
das  summarische  Verfahren. 

C.  Behandlung  des  Jugendlichen  nach 
dem  Urteil. 

I.  Probation  System, 
a)   Der  Jugendliche. 

/.  Gedanke  der  Probation  und  geschichtliche  Notizen. 

Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel  daß  das  „Probation 

System"  der  römischen  Rechtsmaxime,  „moneat  lex  an- 
tequam  feriat",  voll  und  ganz  nachzuleben  trachtet.  Das 
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Recht  soll  zuerst  warnen  und  erst  nachher  wirken.  Na- 
mentlich auf  dem  Gebiete  des  Jugendstrafrechts  gibt  es 
schwerlich  eine  segensreichere  Institution  als  gerade  die 
Bewährung 1.  Sie  soll  den  Versuch  machen,  in  den  Fällen, 
in  denen  eine  Aussicht  auf  das  Gelingen  einer  Strafzumes- 
sung überhaupt  vorhanden  ist,  Nacherziehung  und  mo- 
ralische Umwandlung  des  Individuums  an  die  Stelle  der 
Strafe  zu  setzen.  Es  wäre  jedoch  eine  nicht  allgemein 
befriedigende  Wohltat,  die  das  Probation  System  reali- 
sieren würde,  wenn  es  lediglich  dem  Jugendlichen  den 
Vorteil  dieser  Institution  einräumen  wollte  und  ist  die 
Teadenz,  die  willkürlich  gesetzten  Altersstufen  zu  durch- 
brechen und  die  Bewährung  allen  Verbrechern  welchen 
Alters  sie  auch  sein  mögen,  zukommen  zu  lassen,  deshalb 
sehr  zu  begrüßen.  Der  Gedanke  der  Probation  ist  nicht 
so  jung,  als  gewöhnlich  geglaubt  wird.  Obwohl  der  Ur- 
sprung allgemein  dem  anglo-amerikanischen  Rechte  zuge- 
schrieben wird,  so  möchte  ich  doch  mit  etwelcher  Be- 
rechtigung denselben  dem  kontinentalen  Rechte  vorbehal- 
ten und  zwar  ist  es  Österreich,  dem  ich  den  Ruhm,  zuerst 
ein  Institut,  das  mit  dem  heutigen  Probation  System  nahe 
verwandt  ist,  ausgedacht  zu  haben,  zollen  möchte.  Schon 
1788  wurde  bestimmt,  daß  irgend  ein  Gefangener,  der  die 
Hälfte  seiner  Strafzeit  in  gutem  Betragen  abgebüßt  hatte, 
und  dessen  Person  für  eine  zukünftige  Besserung  Garantie 
bot,  entlassen  werden  sollte.  Dies  waren  jedoch  die  ersten 
Anstrengungen  des  18.  Jahrhunderts,  bei  denen  es  auch 
blieb,  und  muß  die  tatsächliche  Praxis  des  Systems  in 
das  19.  Jahrhundert  verlegt  werden.  Es  fehlt  hier  der 
Raum,  um  die  philanthropischen  Bestrebungen  eines  Rufus 


1  Barrows  Childrcn's  Court:  The  best  results  of  the  juvenile 
courts  are  the  fruits  of  probation  the  keystone  of  the  System.  Much 
might  be  said  of  the  advantages  of  a  separate  court  for  children 
but  I  would  face,  that  the  arch  was  not  complete  had  probation 
been  omitted  from  it  or  had  probation  proved  a  failure. 
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Cook  und  anderer  zur  Darstellung  zu  bringen,  ich  be- 
schränke mich  auf  das  englische  Recht. 

2.  Entstehung  in  England. 

Das  erste  Gesetz,  das  dem  Gedanken  der  Bewährung 
Rechnung  trug,  war  der  Summary  Jurisdiction  Act  1879, 
der  dem  Gerichtshof  die  Möglichkeit  gab,  den  Angeklag- 
ten trotz  erwiesener  Strafbarkeit  ohne  Strafzufügung  zu 
entlassen  oder  denselben  einer  schriftlichen  Verpflichtung 
zu  überbinden,  das  sogen,  „binding  over  recognisance  in 
trifling  cases".  Dieser  Zustand  konnte  jedoch  nicht  be- 
friedigen, um  so  mehr,  als  der  Tochterstaat  Englands/ die 
U.  S.  A.,  bereits  seit  1869  namentlich  in  Massachustatts  ein 
State-Agency  (eine  besondere  staatliche  Schutz-  und  Auf- 
sichtsbehörde) errichtete,  unter  deren  Mithilfe  hauptsäch- 
lich die  Überwachung  des  einzelnen  Individuums  praktisch 
wurde  und  so  das  Institut  der  Probation  erst  gedeihen 
konnte.  Im  Jahre  1881  gelang  es  verschiedenen  Männern, 
wie  Howard,  Vincent,  Tallak  und  G  r  u  b  b ,  das 
amerikanische  Probation  System  für  das  englische  Recht 
zu  rezipieren.  Der  1887  erschienene  Probation  of  First 
Off  enders  Act2  bildet  im  wesentlichen  die  gesetzliche  Sank- 
tion der  Bewährungsmethode,  welche  sich  nicht  nur  auf 
Jugendliche,  sondern  auch  auf  Erwachsene  bezieht.  Der 
Youthful  Off  enders  Act  1901 3  führte  die  unbedingte  Straf - 
nachsieht  in  die  schottische  Gesetzgebung  ein,  da  die  Acts 
der  Jahre  1879  und  1887  sich  lediglich  auf  England  be- 
zogen. 

Sect.  16  des  Actes  von  1879  und  sect.  1  von  1887* 
wurden  durch  den  Probation  of  Off  enders  Act  1907  7  Edw. 


2  50/51  Vict.  c  25. 

3  I  Edw.  7  c  2  s  12. 

4  Vgl.  sect.  1 :  Probation  of  First  Offenders  1887  50  und  51 
Vict.  c  25.  In  any  case  in  which  a  person  is  convicted  of  larceny 
or  false  pretences,  or  any  other  offence    punishable  with  not  more 


—    93  — 


VII  c  17,  der  am  1.  Januar  1908  in  Kraft  trat,  übernommen. 
Dieser  hat  die  ganze  Materie  vollständig  neu  geregelt  und 
kann  Anspruch  darauf  erheben,  als  Mustergesetz  qualifi- 
ziert zu  werden. 

Theoretisch  beruht  die  Probation  auf  zwei  Prinzipien : 

a)  Es  wird  eine  Unterscheidung  gemacht  zwischen 
solchen,  welche  vermöge  gewisser  Gründe,  wie  z.  B.  Ar- 
beitsmangel und  Suche  nach  Arbeit,  Hunger,  schlechte  Ge- 
sellschaft, starke  und  ungewöhnliche  Versuchung  oder 
plötzliche  Leidenschaften,  strafrechtlich  in  Konflikt  gelan- 
gen und  solchen,  welche  durchaus  lasterhaften  und  ver- 
brecherischen Neigungen  fröhnen  und  denselben  auch 
unterliegen. 

b)  Sie  ist  eine  Verschiebung  des  Urteils,  während  wel- 
cher dem  Verbrecher  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  der 
Gesellschaft  den  sicheren  Beweis  seiner  weiteren  Un- 
gefährlichkeit  und  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  zu  leisten 
und  während  welcher  er  auf  freiem  Fuße  und  höchstens 
unter  der  Aufsicht  von  staatlichen  Schutzorganen  sein  soll. 
Erbringt  er  diesen  Beweis,  so  fällt  die  Verurteilung  weg,, 
andernfalls  tritt  das  normale  Verfahren  ein. 

3.  Befugnis,  Rechtsbrecher  unter  Probation  zu  stellen. 

Ein  Grundprinzip  des  Probation  of  Offenders  Act  ist 
in  sect.  1  t  ausgedrückt,  wonach  dem  Gerichtshof,  trotz- 
dem im  summarischen  Verfahren  die  Anklage  begründet 

than  two  years  imprisonment  .  .  .  before  any  court  and  if  it  is 
appears  to  the  court  before  whom  he  is  so  convicted  that,  regard 
*  being  had  to  the  youth  character  and  antecedents  of  the  offender  to 
the  trivial  nature  of  the  offence  and  to  any  extenuating  circumstances 
under  which  the  offence  was  committed  it  is  expedient,  that  the 
offender  be  released  on  probation  of  good  conduct,  the  court  may, 
in  stead  of  sentencing  him  at  once  to  any  punishment  direct  that  he 
be  released  on  his  entering  into  recognisance  with  or  without  sureties 
and  during  such  period  as  the  court  may  direct,  to  appear  and 
receive  judgement  when  called  upon,  and  in  the  meantime  to  keer> 
the  peace  and  be  of  good  behaviour. 
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ist,  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  auf  den  Charakter,  das 
Vorleben,  das  Alter,  die  Gesundheit  oder  den  Gesund- 
heitszustand des  Angeklagten  Rücksicht  zu  nehmen,  oder 
die  Geringfügigkeit  der  Straftat  oder  die  mildernden  Um- 
stände bei  Begehung  der  Tat  zu  berücksichtigen  und  von 
der  Strafe  Umgang  zu  nehmen  oder  aber  dem  Täter  einen 
Strafaufschub  mit  Bewährung  zu  bewilligen. 

Hat  sich  der  Gerichtshof  von  dem  Strafmilderungs- 
grund überzeugt,  so  kann  er,  ohne  zur  Aburteilung  zu 
schreiten,  die  Verfügung  treffen,  daß : 

a)  die  Anzeige  oder  Anklage  abgewiesen  wird; 

b)  der  Angeklagte  gegen  die  mit  oder  ohne  Bürg- 
schaft einzugehende  Verpflichtung  bedingt  ent- 
lassen wird,  sich  einwandfrei  zu  verhalten  und 
während  der  vom  Gericht  festgesetzten  Frist 
jederzeit  auf  Ladung  zur  Aburteilung  und  Bestra- 
fung vor  Gericht  zu  erscheinen. 

Diese  Befugnis  des  Gerichtes  bezieht  sich  auf  alle 
Fälle  (einschließlich  indictable  Offences),  in  welchen  ein 
summarisches  Strafverfahren  als  Regel  angenommen  wird. 

Neben  diesen  Verordnungen  des  Gerichts,  in  welchen 
sich  die  freie  richterliche  Dispositionsbefugnis 5  aufs 
höchste  gipfelt,  kann  der  Täter  aber  auch  noch  zur  Ent- 
schädigung für  verursachten  Schaden  oder  entgangenen 
Gewinn  verpflichtet  werden,  wobei  aber  die  Schaden- 
ersatzsumme 10  Pfund  Sterling  nicht  übersteigen  darf,  auch 
wenn  der  Schaden  diesen  Betrag  weit  überschreitet6. 

5  Vgl.  sect.  60  u.  sect.  58  Ch.  A.  Anhang  III  Children  Act;  vgl. 
auch  Mendelsohn-Bartholdy,  GerS.  Bd.  74,  pag.  362. 

6  Vor  dem  Children  Act  ward  auch  bestimmt,  daß,  sofern  der 
Täter  unter  16  Jahre  alt  war  und  ihn  die  Eltern  oder  Vormünder  zur 
Begehung  der  Tat  verführt  haben,  dieselben  zum  Schadenersatz  oder 
zu  den  Kosten  verurteilt  werden  können.  Die  Zurückerstattung  des 
gestohlenen  Gutes  und  die  Entschädigungssumme  an  den  Bestohlenen 
gilt  ebenfalls  als  Verurteilung. 

Dr.  R  a  t  h  e  n  a  u  (Aus  den  engl.  Kriminalstatistiken,  GoltdArch. 
1903,  Institut  der  sogen.  Friedensbürgschaft,  putting  under  recogni- 
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€  Pflichten  der  unter  Bewährung  Gestellten. 

Der  Gerichtshof,  der  die  Verpflichtung  auf  Wohlver- 
halten  und  Erscheinen  auf  Ladung  dem  zu  Erprobenden 
auflud,  kann  ferner  folgende  Bestimmungen  in  die  „re- 
cognisance"  aufnehmen: 

1.  Daß  der  Täter  unter  die  Aufsicht  eines  Probation 
Officer  gelangen  soll. 

2.  Bedingungen  in  Bezug  auf  die  Aufsicht. 

3.  Verbot  mit  Dieben  und  anderen  die  moralische 
Besserung  nicht  fördernden  Personen  oder  an  ver- 
rufenen Orten  zu  verkehren. 

4.  Den  Täter  vom  Genüsse  berauschender  Getränke 
durch  den  Probation  Officer  abzuhalten,  wenn  das 
Vergehen  Trunkenheit  war  oder  ein  solches  unter 
Einfluß  von  Trunkenheit  begangen  wurde. 

5.  Im  allgemeinen  ihn  durch  den  Probation  Officer 
zu  einer  ehrlichen  und  arbeitsamen  Lebensführung 
anzuhalten  7. 

Wird   der  Rechtsbrecher   unter   die  Aufsicht  eines 


sance).  Sie  besteht  darin,  daß  dem  Angeklagten  unter  Kautionslei- 
stung die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Geldsumme  auferlegt  wird 
und  daß  andere  Personen  für  ihn  und  die  Erfüllung  seiner  Verbind- 
lichkeit Bürgschaft  leisten.  —  GoltdArch.  1903,  pag.  24:  Daß  diese 
Bestimmung  am  Platze  ist,  beweist  die  Statistik.  Die  ,,habitual 
drunkards"  ist  ein  neues  „indictable  offence",  das  summarisch  ab- 
geurteilt wird.  Inebriates  Act  1892  sect.  2,  sowie  der  neue  Inebriate 
Act  1898  (61  und  62  Vict.  c  60),  während  die  einfache  Trunkenheit 
ein  „non  indictable  Offence"  ist.  Wenn  eine  Bedingung  gemacht 
wurde,  daß  der  Appellant  vom  Alkoholgenuß  abstrahieren  sollte  und 
der  im  Falle  eines  Erwachsenen  zu  12  Monaten  Gefängnis  verurteilt 
werden  konnte,  weil  er  die  Friedensbürgschaft  gebrochen  hatte, 
kassierte  der  Gerichtshof  die  Überführung  sect.  26  Ch.  A.  Im  Falle 
eines  jugendlichen  Rechtsbrechers  und  vor  allem  eines  Kindes  bis 
zum  vollendeten  14.  Jahre  ist  ja  weitgehend  gesorgt.  Vgl.  sect. 
119  Ch.  A.  fc 

'  R.  v.  D  a  v  i  e  s  1909,  25  T.  h.  R.  pag.  279.  —  H  a  1 1  C  1  e  r  k  e 
1909,  Law  relating  to  Children,  pag.  195.  —  Liepmann,  Summa- 
risches Strafverfahren,  pag.  91  u.  32  ff.  —  Gerland,  pag.  45. 
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Probation  Officer  gestellt,  so  kann  der  Gerichtshof  die 
Bedingung  der  schriftlichen  Verpflichtung  ändern  und 
auch,  falls  er  die  Überwachung  für  entbehrlich  erachtet, 
dieselbe  ganz  aufheben. 

Es  wird  nun  allerdings  vielfach  geltend  gemacht,  daß 
diese  Verpflichtung,  verbunden  mit  einer  event.  ziemlich 
andauernden  Bewährungsfrist,  nicht  im  Verhältnis  zu  dem 
Umfang  und  der  Schwere  der  Tat  stehe  und  deshalb  von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  verwerflich  sei.  Dem  muß  aber 
entgegengehalten  werden,  daß  der  Begriff  der  Probation 
gerade  die  Straftendenz  ausschließt,  andererseits  aber 
auch  nicht  als  Freisprechung  aufgefaßt  werden  darf,  son- 
dern ein  Ersatz  der  Verurteilung  zur  Strafe  ist.  Das  Ge- 
richt stellt  wie  sonst  das  Verschulden  fest,  aber  es  bleibt 
die  verwirkte  Strafe  zunächst  unvollstreckt  und  sie  fällt 
ganz  weg,  wenn  der  Täter  sich  innerhalb  einer  bestimmten 
Zeit  gut  geführt  hat. 

5.  Dauer  und  Hblauf  der  Bewährung. 
Über  die  Frage  der  Dauer  der  Bewährung  ist  in 
den  verschiedenen  Staaten,  die  dem  Probation  System 
huldigen,  eine  große  Divergenz  nachweisbar.  Es  ist  klar, 
daß  der  jugendliche  und  der  erwachsene  Rechtsbrecher 
nicht  nach  dem  gleichen  Maßstab  beurteilt  werden  kön- 
nen und  ferner  ist  offensichtlich  eine  Bindung  der  wirt- 
schaftlichen und  ökonomischen  Interessen  mit  dem  Prin- 
zip der  Probation  nicht  vereinbar.  Aus  diesen  und  anderen 
Gründen  resultiert  daher  die  sehr  verschiedene  Limitierung 
der  Probezeit.  Durch  den  Prob,  of  Off.  Act  sect.  1  b 
wird  die  Dauer  der  Bewährung  abgegrenzt,  die  nach  dem 
einzelnen  Fall  individuell  bemessen  werden  kann  und  3 
Jahre  nicht  übersteigen  darf.  Das  englische  Recht  hat  es 
abgelehnt,  eine  Minimalzeit  für  die  Probation  aufzustellen 
und  ist  also  dem  Richter  unbeschränkte  Gewalt  in  dieser 
Hinsicht  eingeräumt.  Trotzdem  ist  es  Gerichtsgebrauch, 
daß  niemals  eine  zu  kurze  Bewährungsfrist  gesetzt  wird, 
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da  nach  der  allgemeinen  Ansicht  eine  solche  den  wohl- 
tätigen Gedanken  der  Bewährung  vollständig  illusorisch 
macht 8. 

Nach  Ablauf  der  Frist  ergeben  sich  zwei  Möglich- 
keiten : 

1.  Entweder  ist  der  Charakter  des  Jugendlichen  oder 
Erwachsenen  soweit  gestärkt  und  befestigt,  daß  er  nach 
Ansicht  der  Probation  Officer  ohne  Aufsicht  gelassen 
werden  kann ;  dann  stellt  dieser  bei  dem  Richter  den 
Antrag,  die  Probation  aufzuheben  und  ihn  förmlich  zu 
entlassen;  oder 

2.  die  Probation  hat  sich  nicht  bewährt  und  der 
Jugendliche  muß  die  ursprünglich  bestimmte  Strafe  in 
irgend  einer  genehmigten  Anstalt  verbüßen. 

b)   Der  Probation  Officer. 

/.  Ernennung  der  Beamten. 

I.  Die  Probation  Officers  werden  auf  Grund  des  sect. 
3j,  2,  3  und  7,  sowie  der  Stat.  R.  und  6,  1907  Nr.  943 9 


8  Evening  Standard,  10.  Januar,  Littler.  —  Ötker, 
GerS.  Bd.  73,  pag.  413,  spricht  sich  gegen  die  kurze  Frist  aus. 
Im  Schweiz.  Entw.  1903  Act.  14  §  3  Probezeit  von  6  Monaten  bis 
zu  1  Jahr,  die  zu  gering  ist  für  erhebl.  Verletzungen.  Entw.  1907 
§  55  StGB.  Bewährungsfrist  von  1—3  Jahren.  Ötker,  Strafe  und 
Lohn,  GerS.  pag.  360  ff;  Löf  f  ler,  Strafrechtl.  Behandlung  Jugendl., 
pag.  31  ff.,  Grenze  der  Bewährung  bis  5  Jahre. 

9  StR.  6.  No.  943,  1907,  sehen  vor,  daß  die  Ernennung  der  Prob. 
Off.  für  den  Metropolitan  Police  Court  district  unter  der  Leitung  des 
Secretary  of  the  State  gemacht  werden  solle.  —  Rule  2,  besagt,  daß 
die  Ernennung  von  Prob.  Off.  für  andere  als  Petty  Sessional  Division 
gemacht  werden  können,  die  den  Kreisfriedensrichtern  unterstellt 
sind  (acting  by  a  majority  of  votes  of  the  Justices  present  and 
voting  at  any  Special  Sessional  Court).  Bevor  die  Fürsorge  gesetzl. 
geregelt  war,  wurden  die  Prob.  Off.  von  wohltätigen  Gesellschaften 
bestellt,  wie  dies  noch  heute  für  die  Court  Missionaries  der  Fall  ist. 
Vgl.  pag.  41  ff.  -  Vgl.  auch  J.  M  a  c  k  ,  GoltdArch.,  Bd.  58,  1911,  pag.  29. 
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gewählt.  Sie  können  von  der  unteren  Aufsichtsbehörde 
für  den  Bezirk  eines  Friedensgerichtes  angestellt  werden 
und  namentlich  wird  die  Notwendigkeit  besonderer  Kin- 
derbewährungsbeamter scharf  zum  Ausdruck  gebracht. 
In  Bezug  auf  die  Erfordernisse  werden  keine  Einschrän- 
kungen gegeben  und  können  auch  Frauen  als  Bewährungs- 
beamte beauftragt  werden  (für  Knaben  und  Mädchen  in 
schulpflichtigem  Alter,  sowie  auch  für  Frauen  und  Mäd- 
chen über  16  Jahre).  Es  ist  nicht  zu  unterschätzen,  daß 
Frauen  auf  Kinder  eher  einen  erfolgreichen  Einfluß  aus- 
üben können,  wogegen  für  die  gereiftere  Jugend  die 
Tätigkeit  des  Mannes  zweifellos  vorzuziehen  ist. 

II.  In  Bezug  auf  das  Gehalt  der  Beamten  ist 
zu  bemerken,  daß  der  LocalGovernement  Actl888 
(51  und  52  Viel  c  41,  ss  38,  84)  dem  County  Council 
weitgehenden  Spielraum  läßt.  Die  Abstufung  variiert 
zwischen  30 — 800  Pfund  Sterling.  Dieser  große  Unter- 
schied ist  unbedingt  auffallend,  aber  es  darf  nicht  außer 
acht  gelassen  werden,  daß  eine  Großzahl  dieser  Probation 
Officers  nur  im  Nebenamte  der  Fürsorge  tätig  sind  und 
demnach  eine  Besoldung  beziehen,  die  eher  den  Charakter 
einer  Gratifikation  annimmt,  während  die  eigentlichen 
Berufsbewährungsbeamten  voll  und  ganz  entschädigt  wer- 
den müssen. 

2.  Pflichten  der  Beamten. 

Die  Arbeit  des  Probation  Officers  ist  in  der  Tat 
keine  leichte,  wenn  man  bedenkt,  daß  von  seinem  per- 
sönlichen Takt  das  Gelingen  der  großen  Idee  der  Pro- 
bation und  mithin  des  Jugendgerichtsgedankens  abhängt. 
Dieses  schwierigen  Momentes  eingedenk,  hat  der  Ge- 
setzgeber die  Pflichten  eines  Bewährungsbeamten  ab- 
zugrenzen gesucht.  Als  wesentliche  Aufgabe  des  Beamten 
betrachtet  das  Gesetz  den  Verkehr  mit  den  Eltern  des 
jugendlichen  Rechtsbrechers.  Auf  diese  Weise  wirkt  der 
Probation  Officer  vielfach  nicht  nur  als  Schutzorgan  dem 
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Kinde  gegenüber,  sondern  unterstützt  durch  Rat  und  Tat 
auch  die  Eltern  und  richtet  manche  Familien  wieder  auf. 
Die  Hauptsache  ist  dabei  immer,  daß  die  Eltern  dem 
Probation  Officer  nicht  feindlich  entgegentreten  und  ihn 
als  einen  Vertreter  der  Polizei  betrachten,  sondern  als 
Familienberater.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  auch  verpönt, 
Probation  Officers  in  Uniform  10  zu  sehen. 

Dem  unter  Bewährung  Gestellten  selbst  hat  er  Rat- 
schläge zu  erteilen,  welche  sich  namentlich  auf  seine  be- 
rufliche Tätigkeit  erstrecken.  Seine  Unterstützungspflicht 
zeigt  sich  vorwiegend  darin,  für  den  Schützling  Arbeit 
zu  finden  und  unter  Umständen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  den  Vermittler  zu  spielen. 

Mannigfaltig  ist  sodann  seine  Kontrollpflicht,  die  er 
dem  „Bewährten"  angedeihen  lassen  muß  und  welche  sich 
in  ganz  verschiedener  Weise  erkennen  läßt  Es  ist  dabei  zu 
betonen,  daß  bezüglich  der  Ausführung  dieser  Tätigkeit 
dem  Beamten  vollständig  freie  Hand  gelassen  wird.  Ent- 
weder besucht  der  Officer  denselben  selbst  oder  aber  läßt 
ihn  zu  sich  kommen.  Ferner  hat  der  Schützling  jeden 
Monat  dem  Beamten  einen  Bericht  einzureichen  und  oft 
veranlaßt  der  Probation  Officer  auch  den  Arbeitgeber, 
ihn  über  das  Verhalten  seines  Schutzbefohlenen  in  Kennt- 
nis zu  setzen.  Es  gibt  gar  viele  Wege,  die  zum  Ziele 
führen,  und  befolgt  jeder  Probation  Officer  ein  eigenes 
zu  diesem  Kontrollzwecke  ausgebildetes  System. 

c)  Vergehen  und  Bestrafung  Jugendlicher  bei  Bruch 
der  Bewährungspflicht. 

Es  wäre  dem  Ideal  der  „Probation"  sicherlich  Ge- 
nüge geleistet,  wenn  von  allen  denen,  die  einer  Bewährung 

10  Stat,  Rules  and  Orders  1907,  pag.  984  rr  8—14,  welche  vor- 
sehen, daß  ein  Probation  Officer  keine  Uniform  oder  badge,  die  sein 
Amt  erkenntlich  machen,  tragen  soll.  Wenn  sein  Beruf  z.  B.  als 
Polizist  gewöhnlich  es  verlangt,  soll  er  in  seiner  Qualität  als  Probation 
Officer  dieselbe  nicht  tragen. 
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nach  Maßgabe  des  Ch.  A.  s  58  4  oder  Prob,  of  Off.  Act 
s  1  ff.  unterstellt  wurden,  gesagt  werden  könnte,  daß  ihre 
Bewährungsfrist  ohne  Zwischenfall  abgelaufen  sei  und  sie 
sich  so  als  vollwertige  Glieder  der  Gesellschaft  legitimiert 
hätten.  Dieses  Ideal  ist  und  wird  nach  menschlicher  Be- 
rechnung immer  ein  Traumgebilde  bleiben.  Es  wird  des- 
halb von  dieser  Gruppe  von  Personen,  der  die  Wohltat 
der  bedingten  Verurteilung  zu  Teil  geworden  ist,  immer 
eine  größere  oder  kleinere  Anzahl  Individuen  geben,  die 
sich  dieses  Privileges  nicht  würdig  erzeigen  und  ein  Opfer 
ihrer  verbrecherischen  Veranlagung  oder  ihrer  Umgebung 
werden.  Diese  Rückfälligen  müssen  nun  von  dem  Ge- 
setze besonders  berücksichtigt  werden,  aber  nicht  derart, 
daß  mit  dem  erstbegangenen  Vergehen,  dessen  Begehung 
als  Folge  die  Bewährung  auslöste,  und  dem  nun  neuer- 
dings stattfindenden  eine  Realkonkurrenz  konstruiert  wer^ 
den  könnte.  Das  zweite  Vergehen  kann  in  keiner  Weise 
mit  dem  ersten  vereinbart  werden,  sondern  der  Vollzug 
der  beiden  fällig  werdenden  Strafen  geschieht  unabhängig 
von  einander. 

Wird  dem  Gericht  auf  Grund  einer  beeideten  Mittei- 
lung die  Überzeugung  beigebracht,  daß  der  Täter  den  Be- 
dingungen der  eingegangenen  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommt, so  kann  es  an  den  Täter  und  seine  Bürgen,  sofern 
solche  gestellt  wurden,  eine  Vorladung  vor  ein  bestimm- 
tes Gericht  (die  Zeit  ist  in  derselben  genau  fixiert)  oder 
aber  einen  Haftbefehl  auf  sofortige  Einbringung  ergehen 
lassen  (vgl.  sect.  6  a  Prob,  of  Off.  Act).  Der  Täter  ist 
einem  Gericht  mit  summarischer  Jurisdiktion  zu  unter- 
stellen, wenn  er  nicht  vor  das  Gericht  gebracht  werden 
kann,  vor  welches  er  zur  Entgegennahme  von  Aburteilung 
oder  Bestrafung  zu  erscheinen  verpflichtet  ist  (vgl.  sect.  6  b). 

Kann  das  Gericht,  vor  welches  der  Täter  auf  er- 
gangene Vorladung  erschienen  ist,  denselben  nicht  zur 
Aburteilung  bringen,  weil  es  nicht  dasjenige  ist,  vor 
welchem  er  zu  erscheinen  verpflichtet  gewesen  wäre,  so 
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kann  er  in  Untersuchungshaft  genommen,  oder  aber 
gegen  Kaution  freigelassen  werden,  bis  er  vor  das  letzt- 
genannte Gericht  gebracht  werden  kann.  Ein  Jugend- 
licher kann  keinem  Gefängnis  für  das  Untersuchungs- 
stadium übergeben  werden,  sondern,  wie  wir  später 
sehen  werden,  nur  einem  „place  of  detention".  Wenn  es 
sich  nun  erweist,  daß  der  Täter  eine  Bedingung,  die  hätte 
innegehalten  werden  sollen,  versäumt,  so  kann  das  Ge- 
richt ohne  weitere  Beweiserhebung  bezüglich  dessen 
Schuld  zur  Aburteilung  oder  Bestrafung  wegen  der  ur- 
sprünglichen Straftat  schreiten,  oder  aber  nach  Maßgabe 
des  Children  Act  den  Täter  einer  Industrial  School  (vgl. 
auch  sect.  15  Industrial  School  Act  1866)  überweisen,  falls 
derselbe  zur  Zeit  noch  unter  14  Jahren  ist,  oder  aber  einer 
Reformatory  School,  sofern  ein  Jugendlicher  den  Frie- 
densbruch plus  einem  Verbrechen   verübt  hat. 


d)  Allgemeine  Betrachtungen. 

Eine  Frage  deren  Beantwortung  nicht  uninteressant 
scheint,  betrifft  die  Kosten.  Es  ist  einleuchtend,  daß  eine 
große  Zahl  von  unter  Bewährung  Gestellten  dem  Staate, 
der  Kommune,  sowie  den  Eltern  eine  bedeutende  Summe 
ersparen.  Nehmen  wir  die  Durchschnittskosten  eines 
Jugendlichen  in  einer  Reformatory  oder  Industrial  School 
auf  rund  20  Pfund  Sterling  pro  Jahr  an,  so  ergibt  sich 
bald  ein  selbst  für  den  Staat  nicht  zu  verachtender  Betrag, 
der  anderen  Zwecken  zu  dienen  vermag.  Dieser  Kosten- 
frage, obwohl  sie  sehr  wichtig  ist,  soll  doch  nicht  eine 
ausschlaggebende  Bedeutung  beigemessen  werden  und 
ist  eine  derartige  Tendenz,  die  dem  Fiskus  eine  möglichste 
Schonung  verspricht,  sehr  gefährlich.  Es  scheint  in  dieser 
Beziehung  sehr  große  Vorsicht  am  Platze  zu  sein,  damit 
nicht  Individuen  unter  Probation  gestellt  werden,  deren 
Verwahrung  in  einer  Anstalt  zweckmäßig  gewesen  wäre. 
Ist  nicht  das  Probation  System  dazu  geeignet,  durch  eine 
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scheinbar  gute  Aufführung  während  der  Bewährungszeit 
sich  einer  längeren,  bedeutend  strengeren  Unterbringungs- 
zeit zu  entziehen? 

In  solchen  Fällen  wäre  der  Grundsatz  „Probation  is 
better  than  eure"  nicht  angebracht  und  es  ist  deshalb  das 
Prinzip  durchgedrungen,  erst  dann  die  Bewährung  zu 
genehmigen,  wenn  das  Vorleben  und  der  Charakter  des 
Individuums  möglichst  genau  bekannt  sind,  um  sich  bittere 
Enttäuschungen,  die  dem  Rufe  der  „Probation"  empfind- 
lich schaden  könnten,  zu  ersparen. 


II.  Reformatory  and  Industrial  Schools. 

a)  Errichtung  von  Anstalten  und  staatliche  Kontrolle* 

Es  ist  diese  Zweiteilung  in  Reformatory  und  Industrial 
Schools  nicht  mehr  in  allen  Punkten  zutreffend.  Vor  allem 
ist  nicht  die  Schwere  der  begangenen  Tat  für  die  Ein- 
weisung in  eine  der  beiden  Anstalten  entscheidend,  son- 
dern in  erster  Linie  das  Alter.  Dieses  Prinzip  kann  aller- 
dings durchbrochen  werden  (vgl.  sect.  58). 

In  Industrial  Schools  gelangen  die  jüngeren  Jahrgänge 
unter  14  Jahren,  in  die  Reformatories  jugendliche  Rechts- 
brecher von  12—16  Jahren. 

/.  Der  Begriff  einer  Besserungsanstalt  (Reformatory)1. 

ist  in  sect.  44  des  Children  Act  genau  umschrieben.  Es 
heißt  dort,  daß  Besserungsanstalten  der  gewerblichen  Er- 
ziehung jugendlicher  Rechtsbrecher  dienen  sollen.  Eben- 
falls gibt  das  Gesetz  eine  Legaldefinition  in  Bezug  auf 
Erziehungsanstalten  (Industrial  Schools).  Es  sind 
dies  Anstalten  zur  gewerblichen  Erziehung  von  Kindern, 

1  Die  offiziellen  termini  technici  für  diese  Anstalten  sind  auch 
Home  Office  School,  -Reformatory  und  junior  Home-Office  Schools; 
siehe  auch  Bärnreither,  pag.  24. 
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in  welchen  diese  wohnen,  sowie  bekleidet,  ernährt  und 
unterrichtet  werden.  Wichtig  ist  die  Frage,  ob  Staats- 
betrieb oder  Betrieb  durch  Wohlfahrtstätigkeit  durch- 
geführt werden  soll.  Zweifellos  haben  beide  Systeme 
ihre  Vorzüge  und  daneben  ihre  Nachteile.  Prinzipiell  hat 
England  das  System  der  Privatanstalten  beibehalten,  da 
schon  früh  die  errichteten  Anstalten  privater  Initiative 
ihre  Entstehung  verdanken  und  während  der  ganzen 
Entwicklungsperiode,  der  die  Gegenwart  auch  angehört, 
sind  fortwährend  zahlreiche  Institute  auf  diesem  Wege 
entstanden.  Da  nun  aber  der  Staat  ein  außerordentliches 
Interesse  hat,  die  Zwangserziehung  in  einer  nach  seiner 
Auffassung  richtigen  Weise  durchgeführt  zu  wissen,  so 
wird  der  Verwaltungsbehörde  des  Staates  ein  weitgehen- 
des Kontrollrecht 2  eingeräumt. 

2.  Genehmigung  der  Anstalten. 

Jede  Anstalt  muß,  um  zur  Aufnahme  von  Zöglingen 
befähigt  zu  sein,  beglaubigt  (certified)  werden.  Es  ge- 
schieht dies  durch  das  Staatssekretariat,  welchem  auch 
die  später  zu  behandelnden  Day-Industrial  Schools,  sowie 
Truant  Schools  unterstehen.  Das  Staatssekretariat  kann 
auf  Antrag  einer  Besserungs-  oder  Erziehungsanstalt  den 
höchsten  Beamten  des  Aufsichtsorgans,  den  General- 
inspektor, beauftragen,  den  Zustand,  die  Statuten  die- 
ser Anstalt,  sowie  ihre  Geeignetheit,  jugendliche  Rechts- 
brecher oder  Kinder  auf  Grund  des  Abschnittes  über  die 
„Behandlung  Jugendlicher"  aufzunehmen,  zu  prüfen  und 
ihm  darüber  zu  berichten3.    Entspricht  der  Bericht  den 

2  Vgl.  Reformatory  School  Act  1866  (29  und  30  Vict.  c  117  s  4)  und 
Industrial  School  Act  1866  (29  und  30  Vict.  c  118  s  5);  ferner 
Stat,  Rules  and  Orders  No.  1177  1909.  —  Mendelsohn- 
Bartholdy,  GerS.  Bd.  74,  pag.  121,  1909. 

3  Alle  Elementarschulbehörden  haben  nach  dem  El.  School  Act 
1870  sect.  25  das  Recht,  mit  Einwilligung  des  Erziehungsdepartements 
Erziehungsanstalten  zu  erstellen  und  unter  ihrer  Verwaltung  zu  haben 
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Erfordernissen,  die  das  Staatssekretariat  für  notwendig 
erachtet,  so  kann  es  erklären,  daß  diese  Anstalt  geeignet 
ist,  jugendliche  Rechtsbrecher  aufzunehmen. 

Pläne,  wie  Einzelheiten  des  beabsichtigten  Baues  oder 
Ankaufes  eines  Gebäudes  oder  Landes  behufs  Errichtung 
eines  solchen,  sowie  irgend  welche  Abänderungen  oder 
Ergänzungen  müssen  dem  Staatssekretariat  zur  Annahme 
unterbreitet  werden.  Es  kann  sich  die  Vereinbarung  auf 
Anstellung  einer  Körperschaft  von  Anstaltsadministratoren 
oder  auf  Festsetzung  der  Anteile,  welche  die  einzelnen  Be- 
hörden an  Zuschüssen  zu  leisten  haben,  oder  auf  jeden 
anderen  Gegenstand,  welchen  der  Staatssekretär  für  die 
Ausführung  der  Vereinbarung  notwendig  hält,  beziehen. 

Die  Kontrollpflicht4  basiert  auf  sect.  46  Ch. A., 
wonach  wenigstens  einmal  im  Jahre  die  genehmigte  An- 
stalt vom  Generalinspektor  oder  durch  einen  Inspektor 
oder  Inspektionsgehilfen  inspiziert  werden  muß,  und  über 
die  einzelnen  Inspektionen  ein  Bericht  veröffentlicht  wird. 

3.  Entziehung  der  Genehmigung. 

Wenn  der  Staatssekretär  mit  dem  Zustande  der  Haus- 
ordnung, der  Verwaltung  oder  Leitung  einer  genehmigten 

(„to  establish  and  maintain  an  industrial  school"),  aber  diese  Schulen 
sind  den  gleichen  Bestimmungen  wie  andere  Industrial  Schools  un- 
terworfen. —  Auch  Day  Schools  werden  nach  dem  Act  1876  er- 
richtet. Eine  solche  kann  nicht  zu  gleicher  Zeit  Reformatory  oder 
Industrial  School  sein.  Order  County  Council,  March  20,  1877, 
25.  Okt.  1881  und  12.  März  1903. 

4  Sect.  46  3.  Every  certified  school  shall,  at  least  once  in  every 
year  be  inspected  by  the  chief  inspector  ...  —  Diese  Kontrollpflicht 
wird  schon  durch  5  und  6  William  4  c  38  statuiert,  der  den  Minister 
des  Innern  ermächtigt,  einen  Inspektor  zu  bestellen,  welcher  die 
Certified  Reformatory  und  Industrial  Schools  zu  besuchen  hat.  — 

Sect.  132 1  ordnet  das  Sekretariat  für  Schottland  in  diesem  Akt 
dem  Staatssekretariat  unter  und  in  irgend  einem  Lokalakt  in  Bezug  auf 
Reformatory  oder  Industrial  Schools.  Für  Irland  soll  der  Inspektor 
dem  Chief  Inspector  der  Reformatory  und  Industrial  School  unter- 
stellt sein.   Vgl.  Jones  und  B  e  1 1  i  o  t ,  pag.  220. 
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Anstalt  unzufrieden  ist,  so  kann  er  jederzeit  anordnen, 
daß  die  Genehmigung  binnen  wenigstens  6  Monaten  ge- 
kündigt, oder  aber  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Aufnahme 
jugendlicher  Rechtsbrecher  suspendiert  wird 5.  Dieser 
zwangsmäßigen  Löschung  der  Genehmigung  des  „certifi- 
cates"  muß  der  freiwillige  Verzicht  des  verantwortlichen 
Schulleiters  bezw.  im  Falle  seines  Todes  der  Verzicht  sei- 
ner Erben  gegenüber  gestellt  werden.  Die  Absicht  des 
Verzichtes  muß  6  Monate  bezw.  in  letztem  Falle  einen 
Monat,  bevor  er  in  Kraft  treten  soll,  dem  Minister  des 
Innern  schriftlich  mitgeteilt  werden. 

Als  Folge  des  Entzuges  der  Genehmigung 
einer  Anstalt  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Kein  jugendlicher  Rechtsbrecher  darf  in  eine  ge- 
nehmigte Anstalt  aufgenommen  werden,  nachdem  die 
Entziehung  der  Genehmigung  den  Anstaltsleitern  zu- 
gestellt, oder  der  Verzicht  auf  die  Genehmigung  Von  ihnen 
abgegeben  ist.  Dabei  liegt  dem  Anstaltsleiter  aber  die 
Pflicht  ob,  die  zu  diesem  Zeitpunkte  in  der  Anstalt  be- 
findlichen Zöglinge  zu  unterrichten,  zu  erziehen,  zu  be- 
herbergen, zu  beköstigen  und  zwar  bis  zu  dem  Inkraft- 
treten des  Entzuges  oder  des  freiwilligen  Rücktrittes 
oder  bis  die  staatlichen  Zuschüsse  nicht  mehr  ent- 
richtet werden.  Nach  dem  Inkrafttreten  der  Entziehung 
der  Genehmigung  sollen  die  zur  Zeit  in  der  Anstalt  be- 
findlichen Zöglinge  entweder  entlassen  oder  aber  einer 
Reformatory  oder  Industrial  School  überwiesen  werden. 

Im  Anschluß  an  das  Gesagte  muß  anhangsweise 
von  den 


5  Die  Verpflichtung  des  Staatssekretariates,  in  der  „Gazette" 
den  Widerruf  der  Erlaubnis  eines  Managers  nach  sect.  46  des  In- 
dustrial School  Act  1866  und  sect.  11  des  Reformatory  School  Act  zu 
publizieren,  hat  durch  sect.  86  Children  Act  seine  Nachbildung  er- 
fahren. Die  Bestimmung,  die  den  Staatssekretär  ermächtigt,  die 
Rechte  des  Managers  zu  suspendieren,  ist  neu.  —  Sect.  7  Reform. 
Sch.  Act.  1866. 
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4.  Huxilary  Horn  es 

gesprochen  werden,  welche  durch  sect.  51  des  Children 
Act  neu  geschaffen  wurden.  Die  Idee  ist  die,  es  sollen 
Neben-  oder  Hilfsanstalten  zur  Unterbringung  gewisser 
Insassen  oder  Gruppen  von  Insassen  der  Hauptanstalt  ge- 
gründet werden,  als  eine  Art  Korrektiv  für  die  Inter- 
nierung von  jugendlichen  Personen  in  Anstalten,  die  nor- 
malerweise nicht  in  diese  überwiesen  werden  sollten,  ver- 
möge ihres  ungebührlichen  Betragens  oder  der  began- 
genen Missetat  oder  aber  aus  Rücksicht  darauf,  daß  die- 
selben untainted  by  any  crime  6  lediglich  „neglected  child- 
ren" sind.  Für  die  Gründung  einer  solchen  Nebenanstalt 
kann  eine  bereits  bestehende  oder  von  anderer  Seite  her 
vorgesehene  Einrichtung  verwendet  werden.  In  diesem 
Falle  haben  die  Leiter  der  Hauptanstalt  bezüglich  der 
Nebenanstalt  den  gleichen  Antrag  und  Bericht,  wie  er 
von  ihnen  bezüglich  der  ersteren  gestellt  war,  an  den 
Staatssekretär  zu  richten,  dem  dann  wieder  die  gleichen 
Rechte  wie  bei  einer  Hauptanstalt  zustehen,  also  ent- 
weder die  Hilfsanstalt  genehmigen,  oder  die  erteilte  Ge- 
nehmigung widerrufen. ,  Solange  die  Anstalt  eine  „certified 
school"  ist,  muß  dieselbe  in  Bezug  auf  die  Zwecke, 
denen  sie  nachlebt,  unbedingt  als  Bestandteil  der  Haupt- 
anstalt behandelt  werden. 

Diese  Auxiliary  Homes  können  entweder  als  selb- 
ständig verwaltete  Anstalten  neben  der  Hauptanstalt 
existieren,  oder  aber,  wie  es  in  den  meisten  Fällen  ge- 
schieht, eine  Art  Dependance  bilden  für  solche  Insassen 
der  Hauptanstalt,  die  vermöge  ihres  Charakters,  Alters 
oder  auch  Privilegien,  die  sie  genießen  (Licence  during 
the  day),  es  für  angezeigt  erscheinen  lassen,  sie  von  den 
übrigen  Zöglingen  zu  trennen.  Wo  Insassen  dieser 
Hilfsanstalten  bedingt  entlassen  worden  sind,  können  sie 
für  die  „Schule",  aus  welcher  sie  entlassen  wurden,  die 


6  Jones  Belli  ot,  pag.  210. 
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gleichen  Zuschüsse  erwerben,  wie  z.  B.  Knaben,  welche 
den  ganzen  Tag  außerhalb  der  Anstalt  arbeiten. 

b)  Überweisung  in  eine  genehmigte  Anstalt. 

/.  Im  allgemeinen. 

Sect.  66  gebietet  dem  Richter,  die  Konfession  des 
jugendlichen  Rechtsbrechers  zu  ermitteln  und  auf  die 
religiöse  Erziehung  bei  der  Überweisung  in  eine  Anstalt 
soweit  als  möglich  Rücksicht  zu  nehmen  .  .  .  „shall  ende- 
avour  to  ascertain  the  religious  persuasion  to  which  the 
offender  or  child  belongs."  Es  soll  als  Anstalt  eine  solche 
gewählt  werden,  welche  im  Sinne  jener  religiösen  Über- 
zeugung geleitet  wird  7.  Fühlt  sich  der  Vater  oder  Vor- 
mund durch  einen  nicht  in  obigem  Sinne  ausgestellten 
Überweisungsbefehl  in  seinen  religiösen  Anschauungen 
verletzt,  so  kann  er  bei  dem  Staatssekretär  gegen  eine 
derartige  „detention  order"  Einspruch  erheben  und  die 
Einweisung  in  eine  im  Sinne  der  religiösen  Überzeugung 
des  Zöglings  geleiteten  Anstalt  beantragen. 

An  diesen  Antrag  ist,  wenn  dessen  Richtigkeit  be- 
wiesen ist,  das  Gericht  oder  das  Staatssekretariat  gebunden. 

2.  Voraussetzung  der  Einweisung. 
Es  sind  zu  unterscheiden: 

aa)  Reformatory  Schools. 

Als  erste  Voraussetzung  der  Überweisung  eines 
jugendlichen  Rechtsbrechers  muß  unbedingt:  1.  ein  be- 
stimmtes Alter  gefordert  werden.  Nach  sect.  57  ist 
die  Altersstufe  für  die  Einweisungsmöglichkeit  in  Refor- 
matories  auf  12—16  Jahre  gesetzt,  wobei  dem  Richter 


7  Vgl.  sect.  14  Reformatory  School  Act  1865.  —  Sect.  18  In- 
dustrial  School  Act.  —  Clause  18  Order  in  County  Council,  20.  März 
1877.  —  Clause  23  Order  in  County  Council. 
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aber  nach  seinem  Ermessen  unter  bestimmten  Umständen 
die  Verweisung  in  eine  Industrial  School  eingeräumt  wird, 
wenn  das  Kind  unter  14  Jahre  alt  ist.  2.  Als  zweite  Vor- 
aussetzung muß  das  Vorhandensein  einer  strafbaren  Hand- 
lung gefordert  werden,  welche,  wenn  von  einem  Er- 
wachsenen begangen,  mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  be- 
straft, bei  Jugendlichen 8  jedoch  nach  Maßgabe  von  sect. 


8  S  t  o  n  e  s  ,  pag.  237.  Ist  das  Alter  zweifelhaft,  so  soll  „evidence 
on  oath  of  reasonable  belief  to  establish  Jurisdiction"  gegeben 
werden.  —  Diese  Praxis  erging  auf  Grund  einer  Anregung  von 
Seiten  des  Ministeriums  des  Innern  und  entspricht  unserer  Auffas- 
sung voll  und  ganz,  indem  diese  kritische  Periode  von  12 — 14  Jahren, 
wie  Reicher,  pag.  18,  sagt,  im  Grenzgebiete  zwischen  kindlichem 
und  jugendlichem  Alter  sich  befindet.  Diese  Auffassung  ist  nun  aber 
nach  dem  Children  Act  sect.  131  nicht  mehr  richtig,  insoweit  das 
Alter  des  Kindes  auf  das  14.  Jahr  präsumiert  wurde  und  die  Ein- 
weisungsmöglichkeit eines  Kindes  vom  12.— 14.  Jahr  in  eine  Re- 
formatory  eher  als  Ausnahmefall  zu  betrachten  ist,  da  regelmäßig 
Kinder  unter  14  Jahren  einer  Industrial  School  eingewiesen  werden 
können.   Vgl.  sect.  58.  — 

Der  Reformatory  School  Act  1899  s  7  umschreibt  dies  folgen- 
dermaßen: Provided  that  where  the  offender  is  ordered  to  be  sent 
to  a  certified  refor.  Sch.  he  shall  not  in  addition  be  sentenced  to 
penal  servitude  or  imprisonment.  —  Die  Voraussetzungen  zur  Ein- 
weisung in  eine  Reformatory  School  entsprechen  sehr  den  Bestim- 
mungen, die  im  Ref.  Sch.  Act  1866  sect.  14  ausgesprochen  werden.  — 
Die  Praxis  hat  folgende  Fälle  als  anwendbar  erklärt: 

1.  Jede  Person,  die  wegen  Friedensbruch  schuldig  befunden 
wurde  (breach  of  the  Peace),  kann  ohne  die  Alternative  auf  Buße 
eingekerkert  werden.  Hat  aber  der  Gerichtshof  einen  Knaben  im 
Alter  von  15  Jahren  vor  sich,  der  von  demselben  schuldig  befunden 
wurde  für  das  gleiche  Verbrechen,  so  kommt  dieser  Fall  eigentlich 
nicht  unter  sect.  14  des  Aktes  von  1866  und  die  Beifügung  in  Bezug 
auf  Verbrechen,  für  welche  „Youthful  offenders"  gesetzl.  in  Besse- 
rungsanstalten gesandt  werden  konnten,  findet  auf  „minors"  An- 
wendung nur  dann,  wenn  schwerere  Verbrechen  begangen  wurden, 
als  breach  of  the  peace  (M.  G  u  i  r  e  v.  F  a  i  r  b  a  i  r  n  ,  H.  C,  9.  Nov. 
1881,  4.  Couper,  536).  — 

2.  Wo  ein  jugendücher  Verbrecher  von  einem  Polizeigericht 
strafbar  befunden  wurde  für  eine  Anklage  auf  „Assault"  und  zu 
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107  f.  mit  Besserungs-  oder  Zwangserziehung  geahndet 
wird,  nachdem  sie  vorher  im  ordentlichen  oder  summa- 
rischen Verfahren  einer  Straftat  überführt  wurden. 

Gefängnis  und  nachfolgender  Einweisung  in  eine  Reformatory  Scru 
für  4  Jahre  gesandt  wurde,  konnte  auf  Grund  der  Entscheide  in  den 
Fällen  M.  Guire  v.  Fairbairn  (siehe  Punkt  1)  die  Gefäng- 
nisstrafe aufgehoben  werden,  sowie  die  Besserungshaft  mit  Rück- 
sicht auf  die  Geringfügigkeit  der  Missetat  umgewandelt  werden, 
n&chdem  den  Eltern  des  Knaben,  bevor  der  Fall  entschieden  wurde. 
Bericht  gegeben  wurde  (Farquharson  v.  G  u  t  h  e  r  i  e  ,  H.  C.,. 
July  15,  1884,  C.  454). 

3.  Ein  Knabe  von  10  Jahren  wurde  auf  die  Anklage  eines 
Diebstahles  für  schuldig  befunden  und  wurde  nach  dem  First  Offen- 
ders  Act  zur  Verantwortung  gezogen.  Eine  Woche  später  wurde  er 
wieder  wegen  Diebstahles  angeklagt  und  am  folgenden  Tag  mit 
Rücksicht  auf  die  Tatsache,  daß  er  die  Gesellschaft  schlecht  beleu- 
mundeter Diebe  aufsuchte,  in  eine  Reformatory  School  eingewiesen 
bis  zu  seinem  erreichten  16.  Altersjahre.  Eine  „bill  of  Suspension" 
wurde  geschaffen  und  durch  den  Prosecutor  ausgeführt,  daß  diese 
„reputed  thieves"  Knaben  von  des  Angeklagten  eigenen  Alters  waren, 
welche  mit  ihm  waren  im  Momente  seiner  Verhaftung  und  welche 
dort  überführt  wurden.  Der  Lord  Justice  Clerk  sagte,  daß  es 
absurd  erscheinen  müsse,  mit  diesen  Knaben  so  zu  verfahren, 
als  ob  sie  mit  Gewohnheitsverbrechern  und  übelbeleumun- 
deten Verbrechern  Gesellschaft  gehalten  hätten,  da,  wie  er 
sagte,  „habit  and  reputed  thief"  eine  bekannte  Wendung  in  der 
Rechtssprache  bedeute  und  eine  Person  darunter  zu  verstehen  sei, 
die  ihr  Leben  durch  „thieving"  friste.  Nach  der  Rede  dieses  Lord 
Clerk  wurde  das  Urteil  nicht  ausgesprochen  und  der  Fall  als  erledigt 
betrachtet  (R  o  r  i  c  s  o  n  v.  M.  Donald,  H.  C,  July  2,  1894). 
Aus  D  e  w  a  r  ,  pag.  36.  —  Auf  einen  Ausspruch  von  Mr.  G  u  i  n  e  s  , 
der  in  den  Parlamentsdeb.  v.  21.  Apr.  1908  fiel,  muß  an  dieser  Stelle 
noch  aufmerksam  gemacht  werden.  Er  sagte  u.  a.:  At  the  present 
time  it  was  largely  a  matter  of  chance  as  to  whether  a  child  was 
sent  to  an  industrial  or  a  reformatory  School.  It  very  often  happened 
that  magistrates  refused  to  send  a  child  to  an  industrial  school,  be- 
cause  they  did  not  want  to  relieve  the  parents  of  the  expense  of 
supporting  it  he  could  give  many  flagrant  cases  of  that  kind  and 
would  quote  three  of  them.  He  proposed,  that  during  the  time  these 
children  were  in  the  Remand  Homes,  to  enable  the  local  authority 
to  make  inquiry  into  their  cases  and  forward  suggestions  to  the 
Magistrates. 
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Neben  der  Überweisung  darf  jedoch  nicht  auf  eine 
Gefängnisstrafe  erkannt  werden.  Diese  Bestimmung  ist 
relativ  neu  und  läßt  sich  verstehen,  da  früher  regelmäßig 
eine  kurze  Einsperrung  im  gewöhnlichen  Gefängnisse  der 
Überweisung  in  eine  Besserungsanstalt  vorging.  Ist  in 
Bezug  auf  einen  14  Jahre  oder  darüber  alten  Täter  kein 
Leiter  einer  genehmigten  Anstalt  zu  finden,  der  gewillt 
ist,  den  Jugendlichen  aufzunehmen,  so  kann  derselbe  auf 
Anordnung  des  Staatssekretariates  vor  das  erkennende 
oder  ein  gleichartiges  Gericht  gestellt  werden,  welches  an 
Stelle  des  Überweisungsbefehles  einen  Beschluß  fassen 
oder  ein  Urteil  ergehen  lassen  kann. 

bb)  Industrial  Schools9. 
I.  Es  kann  nicht  meine  Aufgabe  sein,  den  vielumstrit- 
tenen Begriff  der  Verwahrlosung  zu  präzisieren;  ich  glaube 
mich  mit  der  Verweisung  auf  die  ausgezeichneten  Aus- 
führungen der  Theorien  in  Reichers  „Verwahrlosung* 
begnügen  zu  können.  Damit  hätten  wir  schon  einen  Über- 
gang gefunden  auf  die  Einweisung  Jugendlicher  in  In- 
dustrial Schools  und  sagt  schon  das  Schlagwort  „Ver- 
wahrlosung", daß  es  sich  hier  weniger  um  verbreche- 
rische Kinder,  als  vielmehr  um  durch  die  Eltern  ver- 
nachlässigte Geschöpfe  handelt  (neglected  children). 

1.  Nach  sect.  58  Ch.  A.  können  jugendliche  Personen 
von  einem  Petty  Sessional  Court  zum  Zwecke  der  Nach- 
erziehung in  eine  Industrial  School  gesandt  werden,  sofern 
sie  noch  nicht  14  Jahre  alt  sind  und  entweder 

a)  in  einem  Zustande  der  Auf.sichtslosign 
keit  aufgefunden  wurden,  bettelnd  oder  Almosen 
empfangend,  gleichviel  ob  ohne  oder  unter  dem  Vorwande 

9  Diese  Sektion  faßt  sect.  14,  15,  16  und  17  des  Industrial 
School  Act  1866  zusammen,  sowie  sect.  1  des  Industrial  School  Act 
(Amendment  Act  1880)  mit  Erweiterungen  und  Verbesserungen  und 
sect.  5  des  Youthful  Off  enders  Act  1901.  Vgl.  auch  Lenz,  Zwangs- 
erziehung, pag.  44. 
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des  Singens,  Spieleaufführens,  Verkaufens  oder  anderer 
Handlungen  und  gleichviel,  ob  sie  auf  der  Straße  oder 
auf  einem  Platze  zum  Zwecke  des  Betteins  oder  Almosen- 
empfangens betroffen  werden,  oder  die 

b)  wandernd,  ohne  Wohnsitz,  Wohnung,  noch  Ob- 
dach, noch  sichtbare  Subsistenzmittel  oder  wandernd,  ohne 
Vater  noch  Mutter  noch  Vormund  zu  besitzen,  betroffen 
werden  oder  um  die  sich  solche  wenigstens  nicht  gehörig 
kümmern 10. 

2.  Unter  einer  zweiten  Gruppe  lassen  sich  alle  die- 
jenigen Kinder  zusammenfassen,  welche 
sich  in  schlechter  Gesellschaft  befinden, 
oder  von  deren  bisherigen  Umgange  ein 
schlechter  Einfluß  ausgeübt  wird,  dessen  Un- 
schädlichmachung in  einer  Industrial  School  angestrebt 
werden  soll. 

Hier  sind  folgende  Unterabteilungen  zu  beobachten: 

a)  Kinder,  welche  sich  in  Gesellschaft  eines  „noto- 
rischen Spitzbuben  oder  einer  gemeinen  oder  notorischen 
Dirne"  aufhalten; 

b)  Kinder,  welche  in  einem  Hause  mit  notorischen 
Prostituierten  wohnen  oder  leben  oder  in  einem  solchen 
Hause,  wo  Prostituierte  gewerbsmäßige  Unzucht  treiben 
(Industrial  Schools  Amendment  Act  1880),  oder  anderweit 
unter  Verhältnissen  leben,  welche  bestimmt  sind,  die  Ver- 
führung oder  Prostituierung  der  Kinder  herbeizuführen 
oder  zu  erleichtern. 

Nach  dem  Criminal  Law  Amendment  Act 
1  8  8  5  11  werden  Mädchen,  die  ohne  ihr  Verschulden  unter 


10  In  der  Summary  Jurisdiction  Rules  1903,  Recited  B.  Stat.  Rules 
and  Orders  768  und  19  proceed  on  the  assumption  that  this  may  read 
as  thongh  it  can. 

Vgl.  Encyclopaedia  of  L.  O.  Bd.  6,  pag.  46. 

11  Nach  s  14  konnte  ein  Kind,  das  bei  der  Mutter,  die  eine 
Prostituierte  war,  nicht  weggenommen  werden,  jedoch  durch  sect.  1 
des  Industrial  School  Amendment  Act  1880  war  dies  möglich  auf 
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dem  16.  Altersjahr  durch  Eltern,  Vormünder,  Meister,  Mei- 
sterin oder  Arbeitgeber  zur  Prostitution  verführt  oder 
ermutigt  bezw.  darin  begünstigt  werden,  geschützt,  indem 
der  schuldige  Teil  vor  den  Strafrichter  gezogen  wird  und 
sofern  die  Eltern  die  Schuldigen  sind,  die  elterliche  Ge- 
walt über  ihre  Kinder  entzogen.  Ein  weiterer  Ausnahme- 
fall wird  durch  Nachsatz  g  der  sect.  58  x  statuiert,  wenn 
die  notorische  Dirne,  in  deren  Gesellschaft  sich  das  Kind 
befindet,  die  Mutter  desselben  ist  und  diese  dem  Kinde 
die  richtige  Sorgfalt  angedeihen  läßt,  sowie  hinreichend 
dafür  sorgt,  daß  das  Kind  nicht  angesteckt  wird. 

c)  Kinder,  die,  obwohl  keine  Vollwaisen,  sondern 
zu  Lebzeiten  beider  Eltern  oder  des  überlebenden  Eltern- 
teils oder  als  uneheliches  Kind,  dessen  Mutter  wegen 
eines  Verbrechens  verurteilt  wurde  und  im  Gefängnis 
oder  Zuchthaus  sitzt,  verlassen  aufgefunden  werden  (sect. 
14  Industr.  Sch.  Act). 

d)  Kinder,  welche  in  der  Obhut  eines  Elternteils  oder 
des  Vormundes  stehen,  welcher  infolge  seiner  verbre- 
cherischen oder  Trinkergewohnheiten  ungeeignet  ist,  die 
Obhut  des  Kindes  zu  behalten. 

e)  Jede  jugendliche  Person  unter  14  Jahren,  welche 
die  eheliche  oder  uneheliche  Tochter  eines  Mannes  ist, 
der  wegen  einer  Straftat  im  Sinne  von  §  4  oder  5  des 
Criminal  Law  Amendment  Act  1885  12,  begangen  an  einer 


Grund  der  Umschreibung:  The  child  that  is  lodging  living  or  residing 
with  common  or  reputed  prostitutes  or  in  a  house  resided  in  or 
frequented  by  prostitutes  for  the  purpose  of  prostitution.  —  Es 
leidet  aber  dieser  Fall  sehr  an  praktischer  Durchführbarkeit,  da 
die  Polizei  keine  Befugnis  hat,  solche  verrufene  Häuser  zu  betreten, 
um  die  Kinder  herauszuholen  und  strafweise  kann  gegen  die  In- 
wohner auch  nur  dann  vorgegangen  werden,  wenn  die  Anklage  von 
mindestens  zwei  Hausbesitzern  erhoben  wird,  welcher  Fall  selten 
genug  eintritt.   Vgl.  Lenz,  Zwangserz.,  Note  1,  pag.  44. 

12  48  und  49  Vict.  c  69  Chitt.  Statutes  tit.  „Criminal  law":  It 
is  to  be  noted  that  an  offence  under  the  Punishment  of  Incest  Act 
1908  (8  Edw.  7  c  45)  it  is  not  included. 
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seiner  ehelichen  oder  seiner  unehelichen  Töchter,  ver- 
urteilt ist. 

3.  Gruppe  der  Kinder,  hinsichtlich  wel- 
cher die  Eltern,  Vormünder  oder  Armenbe- 
hörden sich  als  unfähig  erklären,  die  Auf- 
sicht über  das  Kind  zu  führen. 

a)  Wenn  die  Eltern  oder  der  Vormund  eines  Kindes 
einem  petty  sessional  court  beweisen  können,  daß  sie 
unfähig  sind,  die  Kontrolle  über  das  Kind  auszuüben  und 
den  Wunsch  äußern,  das  Kind  in  eine  Industrial  School  zu 
senden,  so  kann  der  Gerichtshof,  wenn  er  es  für  zweck- 
mäßig erachtet,  auf  diese  Weise  mit  dem  Kinde  zu  ver- 
fahren, dasselbe  einer  solchen  Anstalt  überweisen  (sect. 
58  4).  Vgl.  auch  sect.  16  Industr.  School  Act  1866 13. 

b)  Wenn  ein  Kind  in  einer  Armenschule  oder  einem 
Armenhause  14  derart  unbotmäßig  sich  aufführt  oder  aber 
das  Kind  von  Eltern  ist,  von  welchen  der  eine  Teil  mit 
Zuchthaus  oder  Gefängnis  bestraft  ist  und  es  sich  wün- 
schenswert erzeigt,  daß  dasselbe  einer  Erziehungsanstalt 
überwiesen  wird,  so  kann  ein  derartiger  Beschluß  vom 
Gerichte  gefaßt  werden.  (Sect.  58  5.) 

4.  Diese  Gruppe  umfaßt  die  sogen.  Edu- 
cational  cases,  in  denen  die  „fortgesetzte 
Schulsch  wänzerei"  den  gesetzlichen  Straf- 
titel decken  muß.  Teils  beruht  die  Schulver- 
säumnis auf  eigenem  Verschulden  der  Kin- 
der, teils  aber  auch  auf  der  Unfähigkeit 
der  Eltern,  die  Kinder  zu  leiten  und  zu  kon- 
trollieren. 

Nach  sect.  12  des  Elementary  Education  Act  1876 
kann  auf  Grund  des  gestellten  Antrages  der  örtlichen 
Schulbehörde  das  Gericht  behufs  zwangsweiser  Durch- 


13  Hier  kann  der  Gerichtshof  aber  auch  Bewährung  anordnen 
für  eine  vom  Gerichte  festzusetzende  Zeit.  Vgl.  sect.  58  4  Abschn.  2. 
Vgl.  Dewar,  pag.  172. 
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führung  des  Schulbesuchsbefehls  die  Unterbringung  eines 
Kindes  gemäß  jener  sect.  in  eine  genehmigte  Erziehungs- 
anstalt anordnen.  Es  ist  dies  die  sogen.  School  atten- 
dance  order.  Das  erste  Mittel  ist  Warnung  der  Eltern, 
falls  dieselben  gewohnheitsmäßig  oder  ohne  vernünftigen 
Grund  unterlassen,  ihrem  Kinde,  welches  bereits  das 
5.  Lebensjahr  erreicht  hat,  aber  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  noch  nicht  in  einem  „füll  time  employment" 
untergebracht  werden  darf,  einen  ausreichenden  Elemen- 
tarunterricht zu  erteilen  oder  erteilen  zu  lassen.  Hat  die 
tWarnung  keinen  Erfolg,  so  wird  eine  „school  attendance 
Order"  erlassen  und  wenn  die  Eltern  dagegen  keine  ge- 
nügenden Einwendungen  erheben  können,  eine  Geldstrafe 
von  höchstens  5  sh  (einschließlich  den  Gerichtskosten)  ver- 
hängt. Ergibt  es  sich,  daß  die  Schuld  nicht  auf  Seiten 
der  Eltern  liegt,  sondern  dem  Kinde  zugeschrieben  wer- 
den muß,  so  kann  das. Gericht  die  Verfügung  treffen,  daß 
das  Kind  in  eine  „Day  Industrial"  oder  Industrial  School 
überwiesen  wird. 

5.  Die  fünfte  Gruppe  umfaßt  die  straffälligen 
Kinder. 

Ist  ein  Kind  unter  12  Jahren  vor  dem  Schwurgericht, 
dem  Vierteljahrgericht  oder  einem  Friedensgericht  wegen 
einer  Straftat  angeklagt,  welche  im  Falle  eines  Erwach- 
senen mit  Zuchthaus  oder  einer  weniger  schweren  Strafe 
bedroht  ist,  so  kann  das  Gericht,  sofern  eine  solche 
Maßnahme  demselben  zweckmäßig  erscheint,  das  Kind 
einer  Industrial  School  überweisen. 

Schließlich  gelangen  in  eine  Industrial  School  auch 
alle  diejenigen  Kinder,  die  in  einer  Truant  oder  Day  In- 
dustrial School  untergebracht  waren,  sich  aber  dort  ent- 
weder unbotmäßig  aufgeführt  haben  oder  aber  aus  einer 
solchen  Anstalt  entflohen  sind  und  nun  zur  Strafe  in  eine 
Industrial  School  versetzt  werden. 

Pflicht  der  Polizeibehörde  ist  es,  alle  diejenigen 
Schritte  zu  tun,  um  eine  möglichst  baldige  Versorgung 
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eines  solchen  Kindes,  das  unter  eine  dieser  fünf  Gruppen 
fällt,  zu  bewerkstelligen,  es  sei  denn,  daß : 

a)  der  Fall  der  Kompetenz  der  örtlichen  Schulbehörde 
überlassen  ist  und  diese  sich  entschließt,  die  erforderlichen 
Schritte  zu  tun,  oder 

b)  daß  die  erforderlichen  Schritte  bereits  von  anderer 
Seite  getan  werden,  oder  daß 

c)  die  Polizeibehörde  solche  Schritte  im  Interesse 
des  Kindes  für  nicht  angebracht  erachtet. 

cc)  Truant  Schools. 
Truant  Schools  sind  Internate,  nach  welchen  gewöhn- 
lich solche  Kinder,  die  geistig  wenig  befähigt  sind,  oder 
wegen  häufigen  Schulschwänzens  einer  Strafe  ausgesetzt 
werden,  gesandt  werden  müssen,  aber  auch  solche,  die 
bereits  verwahrlost  oder  in  Gefahr  sind,  zu  verwahrlosen. 

dd)   Day  Industrial  Schools15. 

I.  Hier  sind  zwei  Gruppen  unter  den  Eingewiesenen, 
nämlich:  Zwänglinge  und  freiwillige  Zöglinge,  zu  un- 
terscheiden. 

Zwänglinge. 

Jedes  Kind,  welches  einer  genehmigten  Erziehungs- 
anstalt überwiesen  werden  kann,  kann  vom  Gericht,  vor 
welches  es  gebracht  wird,  einer  Tagesarbeitsschule  über- 
wiesen werden.  Jedes  Kind,  welches  durch  einen  Gerichts- 
beschluß überwiesen  wurde,  vermag  hier  während  der  im 
Beschluß  genannten  Zeit  zu  denjenigen  Stunden  festgehal- 
ten zu  werden,  welche  in  der  vom  Staatssekretariate  ge- 
nehmigten Hausordnung  vorgesehen  sind17. 

15  Sect.  78  3  bestimmt,  daß  die  Schule  21—22  Meilen  vom 
Wohnorte  des  Kindes  entfernt  sein  muß.  --  Stat.  R.  a.  Orders  1909, 
342,  III,  V  und  VII. 

!6  Vgl.  sect.  78  2  sowie  Ind.  Sch.  A.  1866  und  El.  Ed.  A.  1876 
s  16.   Vgl.  The  laws  of  England  „Education"  184. 

17  Vgl.  El.  Ed.  Act.  s  16,  1876. 
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3.  Kinder,  die  wegen  einer  „Breach  of  School  atten- 
dance order"  sich  einer  Übertretung  schuldig  machen, 
können  ebenfalls  in  eine  Day  Industrial  School  gesandt 
werden 18. 

Vgl.  sect.  58  ß  Ch.A.,  wo  auf  den  El.  Ed.  2  secL  12 
abgestellt  wird  19. 

Endlich  gelangen  in  Day  Industrial  Schools  auch 
solche,  welche  gewohnheitsmäßige  Landstreicher  sind  und 
jeglicher  Aufsicht  entblößt,  sich  selbst  überlassen  sind,  oder 
in  Gesellschaft  von  Bettlern,  Vagabunden,  liederlichen 
oder  verwandten  Personen  angetroffen  werden 20. 

Freiwillige  Zöglinge2*. 

Die  Leiter  einer  genehmigten  Tagesarbeitsschule 
können  auf  Antrag  des  Vaters  oder  Vormundes  oder  sonst 
alimentierungspflichtiger  Personen  ein  Kind  in  die  Schule 
auf  Grund  einer  attendance  Order  oder  ohne  einer  solchen 
aufnehmen,  sofern  diese  Person  zahlungsfähig  ist  und 
sich  verpflichtet,  eine  vom  Staatssekretär  festzusetzende 
Summe  zu  den  Kosten  des  gewerblichen  Unterrichtes  und 
den  Mahlzeiten  des  Kindes  beizutragen. 

In  diese  Kategorie  fallen  dann  auch  solche  Kinder, 
welche  nach  sect.  11  und  12  El.  Ed.  Act  1876  in  eine 

18  Where  an  attendance  order  is  not  complied  with,  without 
any  reasonable  excuse  within  the  meaning  of  this  Act,  a  court  of 
summary  Jurisdiction  on  complaint  made  by  the  local  Authority  may 
if  it  fit  order  as  follows. 

19  In  the  first  case  of  non  compliance  if  the  parent  of  the 
child  does  not  appear  or  appears  and  fails  to  satisfy  the  court  that 
he  has  used  all  reasonable  efforts  to  enforce  compliance  with  the 
order  the  court  may  impose  a  penalty  not  exceeding  with  the  costs. 
five  Shillings,  but  if  the  parent  satisfies  the  court  that  he  has  used 
all  reasonable  efforts  as  aforesaid  the  court  may,  without  inflicting 
a  penalty,  order  the  child  to  be  sent  to  a  certified  Day-Industrial 
School,  if  it  appears  to  the  court  that  this  is  no  such  a  school 
suitable  for  the  child  to  be  sent  to  a  certifiet  industrial  School. 

20  Vgl.  sect.  58^  sowie  sect.  118. 

21  Vgl.  sect.  79. 
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Industrial  School  gegeben  werden  können,  welche  aber 
anstatt  dieser  in  einer  Truant  School  Unterkunft  finden. 

c)  Dauer  der  Unterbringung. 

Eine  sehr  umstrittene  Frage  ist  die  nach  der  Unter- 
bringungszeit. Die  Ansichten  der  Theoretiker  und  der 
Praktiker  gehen  in  diesem  Punkte  nicht  einig.  Erstere 
verlangen  eine  möglichst  kurze  Detinierungsdauer,  da  es 
nicht  dem  Gesetzeswillen  entsprechen  kann,  daß  eine  Tat, 
die  bei  einem  Erwachsenen  nur  eine  kurze  Freiheits- 
strafe zur  Folge  hat,  bei  Jugendlichen  eine  weit  über  das 
Verhältnis  angesetzte  Erziehungs-  oder  Besserungsmaß- 
nahme nach  sich  zu  ziehen  vermag.  Die  Praktiker  dagegen 
finden  eine  kurze  Unterbringungszeit  ganz  verfehlt  und 
suchen  ein  möglichst  hohes  Strafminimum  zu  erreichen, 
der  sehr  einleuchtenden  Überlegung  folgend,  daß  kurze 
Freiheitsstrafen  nicht  im  stände  sind,  auf  den  Jugendlichen 
einen  wirklich  reformierenden  Einfluß  auszuüben,  sondern 
eher  nachteilig  wirken  können.  Es  soll  die  Einbringung 
in  eine  Erziehungs-  oder  Besserungsanstalt  keine  Vergel- 
tungsstrafe sein,  sondern  eine  Maßregel,  die  die  größte 
Garantie  bietet  zur  weiteren  Verbrechensverhinderung 
des  Jugendlichen 22 .  Wir  gelangen  nun  wieder  zu  einer 
Unterscheidung  in  Reformatory  und  Industrial  Schools. 

/.  Reformafories. 

Hier  beträgt  die  Dauer  der  Unterbringungszeit  3—5 
Jahre,  wobei  die  ausdrückliche  Bestimmung  aufgestellt 
wird,  daß  die  Zeit  im  Überweisungsbefehl  genannt  sein 

22  Ö  t  k  e  r  ,  Strafrechtliche  Behandlung  jugendl.  Personen,  GerS. 
Bd.  73,  pag.  413:  „Ganz  unzweckmäßig  erscheint  der  gemachte  Vor- 
schlag, das  Strafminimum  möglichst  zu  erhöhen,  gegenüber  der  Straf- 
dauer Erwachsener  z.  B.  Gefängnis  nie  unter  6  Monaten  zu  erkennen, 
weil  es  zu  erziehlicher  Einwirkung  geraume  Zeit  bedarf/'  —  v.  L  i  z  t, 
Gutachten  für  den  26.  Juristentag,  Verhg.  I,  pag.  293.  Mindestmaß 
2  Jahre,  Höchstmaß  5  Jahre. 
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Reformatory  Schools. 
(Alter,  Geschlecht,  Bildungsgrad  und  Vorstrafen  der  aufgenommenen 

Jugendlichen.) 
1909. 


Bildungsgrad  bei 
der  Aufnahme 

Vorbestraft 

9. 

8  1  S 

c 

/\iier  unu 
Geschlecht 

bei  der 
Aufnahme 
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Lesen  und  Schreibt 
unvollkommen 

Genügend 
Lesen  und  Schreibe 

Lesen  und  Schreibt 
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1  mal 

2  mal 

3  mal 

E 
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6  bis  10  mal 

Ueber  10  mal 

Nicht  vorbestra 

Unter  10  Jahren 

Knaben 

— 
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muß,  sich  jedoch  nicht  über  das  19.  Altersjahr  erstrecken 
darf.  Es  ist  im  Einzelfalle  deshalb  immer  dem  richter- 
lichen Ermessen  anheim  gestellt,  in  welcher  Weise  inner- 
halb dem  gegebenen  Strafminimum  und  -maximum  23  das 
Strafmaß  festgesetzt  werden  soll.  Soviel  ist  sicher,  daß 
wir  es  nicht,  wie  vielfach  behauptet  wurde,  mit  einer  be- 
dingten Verurteilung  zu  tun  haben,  sondern  mit  einem 
determinate  sentence  im  Gegensatze  zum  amerika- 
nischen Rechte,  das  dem  berühmt  gewordenen  „indeter- 
minate  Sentence"  eine  Omnipotenz  zumißt. 

Die  unbedingte  Verurteilung  im  englischen  Rechte 
ergibt  sich  deutlich  aus  der  im  Gesetze  enthaltenen  Be- 
stimmung, daß  die  Zeit  im  Überweisungsbefehl  enthalten 
sein  soll.  Mag  die  öffentliche  Meinung  nun  dem  indeter- 
minate  sentence  huldigen  und  sind  seine  Vorteile  durch- 
aus anzuerkennen,  so  ist  die  für  England  gewählte  und 
ausgebildete  Form  durchaus  als  mustergültig  zu  bezeich- 
nen, weil  sie  nicht  eines  der  beiden  Extreme  verkörpert, 
sondern  eher  eine  Kombination  dieser  beiden  Möglich- 
keiten darstellt.  Wir  werden  in  der  Behandlung  der  be- 
dingten Entlassung  Gelegenheit  haben,  auf  diese  Vorteile 
des  englischen  Systems  hinzuweisen. 

2.  Industriell  Schoo/s. 

Kommt  für  die  Einweisung  eine  Industrial  School  oder 
Erziehungsanstalt  in  Frage,  so  bemißt  sich  die  Dauer  der 
Internierung  nach  dem  Zeitpunkte,  der  die  denkbar  vor- 
teilhafteste Erziehung  im  Interesse  des  Kindes  ermöglicht; 


23  Die  Gesetze  der  Jahre  1865  (29  und  30  Vict.  c  118  s  32 
und  56  und  57  Vict.  c  48  s  1)  haben  die  gleichen  Minima  und 
Maxima  gehabt.  —  Where  a  boy  was  ordered  to  be  detained  for 
fire  years  which  would  not  expire  until  after  he  attained  the  age 
of  nineteen  years,  the  conviction  was  quashed.  —  Stones  1911, 
pag.  242  zu  Fußnote  e  (R.  v.  Boundy  and  Anoth.  68  J.  P.  N.  3 
und  0):  The  detention  order  shall  speeify  the  time  for  which  the 
youthful  offender  or  child  is  to  be  detained  in  the  school. 
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niemals  aber  darf  die  Einweisung  über  das  16.  Lebens- 
jahr sich  erstrecken24. 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  der  Gedanke  auftauchen, 
daß  eine  unbestimmte  Verurteilung  vorliege,  dem  ist  aber 
nicht  so,  da  ja  nach  sect.  65  der  Gerichtshof  im  Einzel- 
falle ganz  genau  diejenige  Zeit,  die  ihm  für  die  Einweisung 
dienlich  erscheint,  zu  umschreiben  hat. 

3.  Truant  Schoo/s  oder  Short-ferm  Schoo/s. 

Die  Zeit  der  Unterbringung  beträgt  gewöhnlich  3—4 
Monate  und  in  verschiedenen  dieser  Anstalten  werden 
die  Zöglinge  einer  sehr  strengen  Behandlung  unterworfen, 
was  schon  vielfach  die  Kritik  maßgebender  Persönlich- 
keiten nach  sich  gezogen  hat 25. 

Im  Jahre  1908  war  die  Durchschnittsdauer  in  Truant 
Schools  19  Wochen  1  Tag  für  1  malige  Aufnahme,  26 
.Wochen  im  Rückfall. 

Das  Maximum   der   Einbringung   eines   Kindes  in 
Truant   Schools  stuft  sich  folgendermaßen  ab: 
Für  die  erstmalige  strafbare  Handlung  3  Monate, 
für  die  zweimalige  strafbare  Handlung  4  Monate, 
für  die  dreimalige  strafbare  Handlung  6  Monate. 

Niemals  aber  darf  die  Unterbringung  auf  länger  als 
6  Monate  oder  über  das  14.  Altersjahr  erfolgen. 

4,  Day  Industriell  Schools. 
Nach  einem  Order  in  County  Council20  vom 


24  In  the  case  of  a  child  sent  to  an  industrial  school  such 
time  as  to  the  court  may  seem  proper  for  the  teaching  and  training 
of  the  child,  but  not  in  any  case  extending  the  age  of  sixteen  years. 

25  So  sagt  z.  B.  Morrison,  daß  viele  Anstaltsleiter  die 
Jugendlichen  in  Truant  Schools  wie  Sträflinge  (prison  inmates) 
behandeln. 

25  Statutory  Rules  and  Orders  No.  342,  IV,  1909. 
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25.  März  1877  in  Anwendung  des  El.  Ed.  Act  1876  sind 
folgende  Bestimmungen  getroffen  worden. 

Für  Zwänglinge  darf  die  Periode  der  Unterbringung 
3  Jahre  nicht  übersteigen,  oder  nur  bis  zum  Alter  von 
14  Jahren  sich  erstrecken. 

Kinder,  die  lediglich  wegen  Schulversäumnissen 
„breach  of  a  school  attendance  Order"  in  eine  Day  In- 
dustrial  School  gelangen,  müssen  ein  Minimalalter  von 
5  Jahren  haben  und  ferner  darf  die  Einweisungsdauer 
1  Jahr  nicht  übersteigen,  sowie  nicht  über  das  14.  Lebens- 
jahr gehen. 

d)  Innere  Verwaltung. 

/.  /.  Im  allgemeinen. 

Es  kann  nicht  unterlassen  werden,  auch  einen  kurzen 
Blick  auf  die  innere  Verwaltung  dieser  Anstalten  zu  wer- 
fen, denn  obwohl  von  Autoritäten  auf  dem  Gebiete  der 
englischen  Fürsorge  dieses  Thema  in  allen  Details  schon 
erschöpfend  behandelt  worden  ist  und  es  der  rein  juri- 
stischen Seite  ganz  ferne  steht,  muß  in  wenigen  Sätzen 
diese  administrative  Tätigkeit  in  den  Anstalten  etwas  be- 
leuchtet werden. 

a)   Der  Manager. 

I.  An  der  Spitze  der  Anstalt  steht  der  Manager  oder 
Superintendant  gleichviel,  ob  wir  es  mit  Reformatories 
oder  Industrial  Schools  zu  tun  haben.  Die  weitgehenden 
Befugnisse  desselben  lassen  dann  und  wann  die  Befürch- 
tung aufkommen,  daß  durch  sein  eigenmächtiges  Han- 
deln nur  zu  leicht  Ungerechtigkeiten  entstehen  können. 
Jedoch  darf  auch  hier  eine  übertriebene  Skepsis  den  Vor- 
teil einer  solch  freien  Bewegungsmöglichkeit  nicht  ver- 
dunkeln, liegt  ihm  doch  auch  eine  große  Verantwortlich- 
keit ob,  mit  der  er  stets  zu  rechnen  hat.  Das  weitaus 
größte  Recht  der  Anstaltsleiter  besteht  in  der  Befugnis, 
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die  Annahme  von  Kindern  und  jugendlichen  Rechtsbre- 
chern, die  ihnen  auf  Beschluß  eines  Gerichtes  zugesandt 
werden,  aus  irgend  welchen  Gründen  zu  verweigern. 

Es  bildet  dieses  Recht  gleichsam  eine  Art  Korrektiv 
für  die  Gefahr,  daß  verwahrloste  und  verbrecherische 
Kinder  zusammen  in  einer  Anstalt  gehalten  werden;  an- 
dererseits ist  dieses  Recht  der  Ausfluß  der  privaten  und 
korporativen  Fürsorgetätigkeit,  welche  die  von  ihr  er- 
richteten Anstalten  lediglich  dem  Staate  zur  Beaufsich- 
tigung unterstellen,  um  dadurch  die  vom  Parlamente  all- 
jährlich bewilligten  „Contributions"  zu  erhalten.  Weitere 
Gründe  können  im  Mangel  der  Beisteuer  durch  die  Lo- 
kalbehörden, welchen  das  Kind  unterstellt  ist,  im  schlech- 
ten Ernährungszustande,  infizierenden  Krankheiten  oder 
in  körperlichen  Gebrechen  bestehen.  Mitunter  erfolgt  die 
Ablehnung  auch  aus  tieferen  Gründen.  Man  befürchtet 
die  Ansteckung  der  übrigen  durch  ein  besonders  laster- 
haftes Kind.  Die  Manager  können  unter  sich  eine  Art 
Konkordat  abschließen,  das  auf  Trennung  der  beiden 
Klassen  von  Kindern  geht.  Hat  jedoch  ein  Manager  ein 
Kind  oder  eine  jugendliche  Person  in  der  Anstalt  auf- 
genommen, so  muß  dasselbe  für  die  ganze  Detinierungs- 
zeit  dort  behalten  werden.  Ein  ebenfalls  großes  und  be- 
deutendes Recht  des  Managers  besteht  in  der  Befugnis, 
ein  ihm  übergebenes  Kind  anderweitig  in  Pflege  zu  geben, 
bis  es  das  Alter  von  7  bezw.  10  Jahren  erreicht  hat 
und  mit  Genehmigung  des  Staatssekretariates  auch  über 
dieses  Alter  hinaus  auf  solange  Zeit,  als  es  im  Interesse 
des  Kindes  für  ratsam  erscheint.  Trotzdem  gilt  ein  solches 
Kind  als  Anstaltszögling  und  steht  unter  der  Oberaufsicht 
des  Managers.  Es  ist  dies  das  sogen.  Boarding-out 
of  Children.  Dieses  System  ist  zuerst  in  Schottland 
aufgetreten  und  durch  das  Parochial  Board  im  Jahre  1882 
begründet  worden.  Es  hat  sich  zuerst  nur  auf  verwahr- 
loste Kinder  bezogen,  die  man  respektablen  Familien  zur 
Erziehung    übergab.    Für    Industrial  Schools  ist  dieses 
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Institut  erst  später  dienstbar  gemacht  worden  und  ist  nun 
begründet  in  dem  besonders  zu  diesem  Zwecke  funk- 
tionierenden Boarding-out  Committee27. 

Ein  weiteres  Recht  des  Managers  bezieht  sich  auf 
bauliche  Veränderungen.  Es  ist  ihm  nämlich  gestattet, 
Veränderungen  von  nicht  bedeutendem  Umfange  an  der 
Anstalt  und  deren  Ökonomiegebäuden  vorzunehmen,  wenn 
es  das  Interesse  derselben  erheischt.  Erhebliche  Ver- 
bauungen unterstehen  der  Sanktion  des  Staatssekretärs  28. 

In  Bezug  auf  seine  organisatorische  Tätigkeit  räumt 
ihm  das  Gesetz  die  Befugnis  ein,  für  sich  oder  mit  anderen 
Leitern  einer  oder  mehrerer  solcher  Anstalten  eine  Pen- 
sionstabelle 29  für  solche  Anstaltsbeamte  aufzustellen, 
welche  infolge  von  körperlichem  oder  geistigem  Siechtum 
oder  hohem  Alter  unfähig  werden,  ihre  Pflichten  zu  er- 
füllen, und  deshalb  in  den  Ruhestand  treten  oder  ander- 
weitig ihr  Amt  niederlegen.  In  dem  zitierten  Akte  sind 
auch  Gratifikationen  vorgesehen,  welche  in  der  Tabelle 
berücksichtigt  werden  können. 

II.  Diesen  genannten  Rechten  stehen  die  Pflichten 
gegenüber. 

Zu  diesen  gehört  in  erster  Linie  die  Pflicht,  eine 
Hausordnung  aufzustellen,  welche  behufs  Genehmi- 
gung dem  Staatssekretär  eingesandt  werden  muß. 

27  Lenz,  Zwangserziehung,  pag.  124. 
2*  29  u.  30  Vict.  c  31. 

29  Sect.  54:  The  managers  of  a  certified  school  may  at  any 
time  and  shall  whenever  so  required  by  the  Secretary  of  State, 
make  rules  for  the  management  and  discipline  of  the  school,  but  the 
rules  so  made  shall  in  all  cases  be  subject  to  approval  by  the 
Secretary  of  State.  —  In  Bezug  auf  die  Hausordnung  muß  bemerkt 
werden,  daß  es  in  das  Ressort  des  Managers  fällt,  die  Tagesordnung 
nach  seinem  Belieben  zu  ändern.  Auch  hat  er  den  Stundenplan  für 
den  Unterricht  und  die  Beschäftigung  auszuarbeiten,  den  er  dem 
Inspektor  der  Reformatory  und  Industrial  Schools  vorzulegen  hat. 
Die  Tagesordnung  wird  in  der  Anstalt  angeschlagen  und  jedem  ein- 
tretenden Zögling  eingeschärft.  Diese  Tagesordnung  muß  mindestens 
zwei  Stunden  für  Erholung  und  Übungen  vorsehen. 
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Ferner  haben  sie  alle  diejenigen  Bestimmungen  zu 
erlassen,  welche  den  persönlichen  und  brieflichen  Ver- 
kehr zwischen  den  Zöglingen  und  ihren  Angehörigen 
sowie  das  System  der  Belohnungen  und  Strafen  regeln. 

b)  Hilfsbeamte. 

Neben  dem  Manager  arbeiten  noch  eine  große  Anzahl 
von  Unterbeamten,  Chief-Officers  und  Officers,  die  sich 
in  der  Arbeit  der  Instruktion  teilen. 

//.  Erziehung  in  der  Anstalt. 

1.  Unterricht. 

Die  Erziehung  in  einer  Anstalt  kann  nach  mehrfacher 
Seite  hin  beleuchtet  werden.  Vor  allem  haben  wir  zu 
unterscheiden  zwischen: 

Elementarunterricht  und 

Arbeitsunterricht. 

a)  Elementarunterricht. 

Es  sollte  an  dieser  Stelle  auch  von  der  religiösen  Un- 
terweisung gesprochen  werden;  ich  verweise  aber  auf 
sect.  66,  auf  welche  früher  schon  hingedeutet  wurde  (vgl. 
C.  II.  b  1.).  Was  den  Unterricht  als  solchen  anbelangt, 
wird  in  den  Anstalten  nach  Maßgabe  des  El.  Ed.  Act  1876 
verfahren,  d.  h.  es  wird  derselbe  zugrunde  gelegt.  In 
erster  Linie  muß  zwischen  schulpflichtigen  und 
nicht  schulpflichtigen  Kindern  oder  jugend- 
lichen Personen  unterschieden  werden.  Zu  den  schulpflich- 
tigen werden  regelmäßig  die  Zöglinge  der  Industrial 
Schools  gehören,  währenddem  die  Insassen  der  Refor- 
matory  Schools  meistens  oder  zum  Teil  für  gewisse  Zeit 
nicht  mehr  dem  Volksschulunterricht  beiwohnen  müssen. 
Der  englische  Elementarschulunterricht  zerfällt  in  5 
Standards  (Klassen),  die  jeder  Schüler  passiert  haben 
muß.   Trotz  den  fortschrittlichen  Ideen,  die  dem  durch- 
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aus  streng  konservativen  England  zum  Verdienst  ange- 
rechnet werden  müssen,  ist  das  Volksschulwesen  keines- 
wegs ein  mustergültiges  und  entsprechen  diese  5  Stand- 
ards kaum  den  ersten  5  Klassen  Volksschule  in  der  Schweiz 
oder  Deutschland,  um  so  mehr,  als  das  Half-time-system 
noch  vielerorts  sehr  wirksam  ist,  d.  h.  der  Schüler  nur  die 
Hälfte  des  Tages  für  die  Schule  und  die  andere  Hälfte 
für  irgend  eine  andere  Beschäftigung  verwendet.  Trotz 
der  geringen  Anzahl  von  Analphabeten  ist  die  Volks- 
schulbildung doch  als  nicht  befriedigend  zu  bezeich- 
nen. Kehren  wir  jedoch  zum  Thema  zurück  und  be- 
trachten wir  die  intellektuelle  Erziehung  in  den  An- 
stalten. Auf  den  ersten  Blick  muß  der  Beobachter  be- 
merken, daß  dem  Unterricht  in  den  elementaren  Kennt- 
nissen der  .Wissenschaften  ein  sehr  beschränkter  Zeitraum 
eingeräumt  wird  und  das  Hauptgewicht  auf  die  manuelle 
Entwicklung  des  Jugendlichen  fällt.  Man  geht  offenbar 
nach  dem  Grundsatze,  jeglichen  Ballast  über  Bord  zu 
werfen.  Es  scheint  aber  der  Eindruck  nunmehr  in  wei- 
teren Kreisen  Eingang  gefunden  zu  haben,  daß  auf  die 
Bildung  ein  weit  geringeres  Augenmerk  gerichtet  wird 
als  auf  die  berufliche  Ausbildung.  Denn  die  Folge,  daß 
der  Unterricht  auf  rein  praktischen  Erwägungen  beruht 
und  vielfach  der  Arbeitsunterricht  auf  Kosten  des  Schul- 
unterrichts ausgedehnt  wird,  kann  nicht  immer  als  Vorteil 
des  Zöglings  anerkannt  werden.  Das  Gesagte  gewinnt 
sehr  bald  volle  Tragweite  bei  der  Überlegung,  daß  es 
schließlich  viele  Jugendliche  gibt,  denen  ein  Beruf  ge- 
radezu aufgedrängt  wurde  und  die  aus  irgend  einem  Motiv 
in  einer  Beschäftigung  sich  instruieren  lassen,  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  derjenige  Beruf,  für  welchen  sie 
Neigung  haben,  nicht  vertreten  ist.  Wenn  dieser  Jugend- 
liche nun  später,  wo  seine  Urteilskraft  sich  mehr  ent- 
wickelt hat,  einsehen  muß,  daß  seine  Tätigkeit  ihm  nie 
zusagen  kann  und  er  umsattelt,  so  ist  diejenige  Zeit,  die 
er  für  Handfertigkeitsunterricht  verwendet  hat  und  der 
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Vorteil  derselben  in  absolut  keinem  Verhältnis  zu  dem 
großen  Verlust  der  entgangenen  und  kaum  mehr  wieder 
nachzuholenden,  allgemeinen  Bildung. 

b)  Arbeitsunterricht. 

Hier  wird  besonders  auf  die  Gewöhnung  zur  Ar- 
beit, weniger  auf  die  Tüchtigkeit  in  einem  bestimmten 
Handwerke  das  Hauptgewicht  gelegt,  obwohl  auch  in 
dieser  Richtung  der  Arbeitsunterricht  der  englischen 
Schulen  sich  in  aufsteigender  und  fortschreitender  Linie 
bewegt:  „Nichts  hilft  einer  Besserungsanstalt  für  ihren 
großen  Zweck,  den  Charakter  auszubilden  so  sehr,  wie 
gute  nützliche  Arbeitserziehung."  Dieser  Ausspruch 
Toni  es  ist  gewiß  richtig  und  bedarf  kaum  einer  Er- 
läuterung 30. 

Jeder  Jugendliche  kann  sich  im  Rahmen  der  gege- 
benen Möglichkeiten  eine  bestimmte  Beschäftigung  wäh- 
len, zu  der  er  am  meisten  Neigung  empfindet.  Mädchen 
werden  zur  Häuslichkeit  erzogen  (Stricken,  Waschen  und 
Kochen).  Eine  große  Anzahl  von  jugendlichen  Rechts- 
brechern werden  für  den  Seedienst  auf  den  sogen.  „Training 
ships"  ausgebildet.  England  hat  aus  staatspolitischen  und 
militärischen  Rücksichten  ein  großes  Interesse,  möglichst 
viele  solcher  Jungen  auf  genannten  „Training  ships"  zu 
Matrosen  ausgebildeten  der  Marine  zuzuweisen.  Alle 
denkbaren  Berufsarten  finden  in  den  Reformatory  oder 
Industrial  Schools  Eingang;  Reicher  zählt  nicht  weniger 
als  73  Beschäftigungsmöglichkeiten  auf,  wobei  aber  eine 
Anstalt  höchstens  12  verschiedene  Berufe  vertreten  hat. 

In  den  Truant  oder  short-term  Schools  allein  wird 
keine  berufliche  Ausbildung  gepflegt,  da  in  denselben 
lediglich  „Schulschwänzer  und  geistig  zurückgebliebene 
Kinder  untergebracht  werden". 


30  K.  Gray,  Philanthrop)'  and  the  State,  pag.  182. 
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2.   A  p  p  r  e  n  t  i  c  i  n  g. 

Eine  wohltätige  Einrichtung,  deren  Tragweite  nur  bei 
genauer  Betrachtung  eingesehen  werden  kann,  anderer- 
seits aber  auch  die  notwendige  und  wichtige  Forderung 
ist,  die  wir  dem  ganzen  System  der  Behandlung  der  ver- 
wahrlosten und  verbrecherischen  Jugend  stellen  müssen, 
ist  die  Berufswahl  und  die  Angliederung  an  die  Klasse 
der  vollwertigen  Gesellschaft. 

Nach  sect.  70  Ch.  A.  können  die  Leiter  einer  Anstalt, 
welche  ein  Kind  oder  einen  Zögling  mit  Licence  (Er- 
laubnisschein) außerhalb  der  Anstalt  untergebracht  haben, 
noch  vor  Ablauf  der  Aufsichtszeit  oder  Unterbringungszeit 
dieselben  in  die  Lehre  oder  in  den  Dienst  geben  und 
zwar  mit  der  gleichen  Wirkung  als  wären  die  Schul- 
leiter die  Eltern,  und  jeder  derartige  Vertrag  soll  nach 
jeder  Richtung  bindend  sein.  Der  Reformatory  und 
Industrial  School  Act  1891  31  erweiterte  die  Kom- 
petenzen der  Leiter  einer  Anstalt  dahin,  daß  diese  mit 
Zustimmung  des  Zwangszöglings  auch  in  der  Form  von 
Auswanderung  über  das  fernere  Fortkommen  des  Zög- 
lings bestimmen  und  die  Interessen  desselben  fördern 
können. 

Hierfür  war  und  ist  nun  immer  die  Zustimmung  des 
Staatssekretariates  erforderlich,  desgleichen  in  allen  Fällen, 
wo  die  Unterbringung  des  Zöglings  in  eine  Anstalt  weniger 
als  ein  Jahr  gedauert  hat.  Diese  Vorbehalte  wurden  mit 
Rücksicht  auf  die  Eltern  gemacht,  deren  Kinder  nur  wegen 
geringfügiger  Vergehen  in  eine  Anstalt  gebracht  wurden, 
weil  die  Auswanderung  für  die  Kinder  und  die  Eltern 
vielfach  eine  endgültige  Trennung  von  den  Eltern  be- 
deuten würde  und  nicht  zuletzt  auch  aus  wohlbedachter 
Überlegung,  daß  eine  Auswanderung  oft  nur  ein  Gang 
vom  Regen  in  die  Traufe  wäre.  Deshalb  wird  die  Emi- 


31  Sect.  28  Industr.  School  Act.  —  Sect.  19  Reformatory  School 
Act,  1891. 
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gration  solcher  Kinder  und  jugendlicher  Personen  er- 
schwert und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  dieselbe  nur  ge- 
stattet wird : 

a)  auf  ausdrücklichen  Wunsch  des  Zöglings  für  die 
Auswanderung; 

b)  auf  Grund  eines  Attestes  der  Schulbehörde  auf  Eig- 

nung für  die  Auswanderung; 

c)  wenn  die  Eltern  ihre  Zustimmung  für  dieselbe  er- 
teilen. 


3.   Bekleidung  und  Beköstigung. 

Die  Verfertigung  der  Anstaltskleidung  erfolgt  in  der 
Anstalt  selbst  und  zwar  so,  daß  eine  Anzahl  Knaben  zu 
Schneidern  ausgebildet  werden  und  unter  Leitung  eines 
Lehrers  die  Anzüge  herzustellen  haben.  Wenn  diese  Be- 
kleidung auch  nicht  nach  dem  neuesten  System  gearbeitet 
ist,  so  wird  doch  den  Zöglingen  immerhin  ermöglicht, 
den  Beruf  in  großen  Zügen  zu  erlernen. 

Für  diese  Ausgaben  der  Reformatory  Schools  kommt 
das  Parlament  auf,  für  die  der  Industrial  Schools  die  den 
Überweisungsbefehl  ausführende  Polizeibehörde.  Ist  das 
Kind  jedoch  auf  Veranlassung  einer  örtlichen  Schul- 
behörde einer  Erziehungsanstalt  überwiesen,  so  hat  diese 
Behörde  die  Kosten  zu  tragen. 

Die  Nahrung,  die  den  Zöglingen  gegeben  wird,  ist 
kräftig,  und  wird  in  gleichen  Gewichtsmengen  und  ge- 
nügenden Portionen  verabreicht. 

4.  Arbeits belohnung. 

Eines  der  wirksamsten  Mittel  des  Besserungsprinzips 
ist  das  System  der  Belohnung.  Die  mannigfachsten  Ver- 
suche haben  gezeigt,  daß  auf  diese  Weise  die  Selbst- 
achtung und  der  Ehrgeiz  auf  die  denkbar  einfachste  Art 

9 
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entfacht  wird  und  unter  den  Insassen  ein  Wetteifern 
stattfindet. 

Am  verbreitetsten  ist  heute  das  sogen.  Markensy- 
stem. Jedes  gute  Verhalten  erzielt  eine  Marke.  Führt 
sich  der  Jugendliche  3  Monate  vorschriftsmäßig,  so  kann 
er  sich  einen  Stern  verdienen  und  für  jedes  weitere 
Vierteljahr  wieder  einen  solchen  (red  star),  der  dann  an 
der  Sonntagsjacke  auf  dem  Halskragen  zur  Geltung  kommt. 
Für  vier  solcher  Sterne  erhält  er  einen  red  stripe  (roten 
Streifen),  der  am  Ärmel  getragen  wird.  Zwei  Streifen 
können  durch  einen  silbernen  ersetzt  werden.  Mit  dieser 
rein  äußerlichen  Auszeichnung  ist  eine  Belohnung  in 
engem  Zusammenhange.  Der  Zögling  kann  für  jeden  Star 
monatlich  1  sh  ersparen,  sodaß  er  sich  im  Maximum  8  pro 
Monat  erwerben  kann.  Hat  der  Zögling  ferner  das  14. 
Altersjahr  überschritten,  so  steht  ihm  die  Möglichkeit  offen, 
sogen,  „trademarks"  zu  verdienen,  die  sein  Arbeitgeber 
ihm  überreicht,  und  die  ihm  2  sh  für  jeden  roten  und  4  sh 
für  jeden  silbernen  Streifen  monatlich  einbringen. 

Dieses  Markensystem  hat  auch  indirekt  den  großen 
Vorteil,  daß  es  ein  vorzügliches  Disziplinarmittel  bildet, 
denn  der  Manager  hat  ja  die  Befugnis,  nach  Gutdünken 
das  Ersparte  zu  reduzieren,  den  Rang  zu  vermindern 
oder  in  irgend  einer  Weise  dem  Zögling,  der  eines  un- 
gebührlichen Betragens  sich  schuldig  macht,  eine  mora- 
lische Schlappe  beizubringen.  In  vielen  Fällen  ist  eine 
derartige  Strafe,  welche  die  Ehre  und  Börse  in  Mitleiden- 
schaft zieht,  bedeutend  wirksamer,  als  alle  Radikalkuren 
durch  Einsperren  oder  strengere  Behandlung.  Wenn  ein 
sich  gegen  die  Anstaltsvorschriften  verstoßender  Zögling 
für  4  nicht  erhaltene  Marken  in  einem  Monat  seinen 
halben  Monatsverdienst  einbüßt,  während  8  Tagen  den 
ganzen,  während  10  Tagen  die  Erholungszeit  am  Sonntage 
aufs  Spiel  setzt,  so  ist  dieses  Strafmittel  bedeutend  zuver- 
lässiger, als  wenn  er  für  die  gleiche  Tat  einer  Karzer- 
strafe   von   kürzerer  oder  längerer  Dauer  unterworfen 
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würde.  Werden  ihm  dann  vollends  noch  die  verdienten 
Sterne,  die  er  doch  durch  Auszeichnung  hat  erwerben 
müssen,  abgenommen,  so  ist  der  empfindlichste  Punkt 
des  jugendlichen  Rechtsbrechers  getroffen. 

Man  schätzt  den  Durchschnittsverdienst  eines  Zög- 
lings während  seiner  Detinierungszeit  auf  5 — 10  Pfund 
Sterling  (125—250  Frs.),  gewiß  ein  schöner  Betrag,  um 
mit  einem  befestigten  Charakter  und  Willen  und  unter 
dem  Schutze  der  Anstalt  im  Leben  einen  Versuch  zu 
wagen. 

Ein  weiteres  Mittel  bildet  auch  das  Anschlagen 
der  Namen  derjenigen,  die  sich  verdienstvoll  verhalten 
haben,  an  die  Ehrentafel,  die  sogen.  Good  conduct 
List. 

Es  wird  vielfach  von  Kritikern  geltend  gemacht,  daß 
der  permanente  Wert  der  Belohnungen  sehr  zu  bezwei- 
feln sei  und  diese  Behauptung  wird  mit  dem  Argument 
zu  begründen  gesucht,  daß  viele  „Eingewiesene",  die 
sich  während  ihrer  Detinierungsdauer  verdienstvoll  ver- 
halten haben,  bei  dem  ersten  Schritt  in  die  vollständige 
Freiheit,  den  noch  nicht  völlig  abgestorbenen  Verbre- 
chenskeim zum  plötzlichen  Entfalten  bringen  und  der 
ersten  ihnen  wartenden  Versuchung  erliegen.  Damit  wollen 
diese  Zweifler  den  Beweis  liefern,  daß  ein  gutes  Betragen, 
das  mit  Lockmitteln  erreicht  werden  muß,  nicht  immer 
auch  das  Innere  des  Jugendlichen  zu  reformieren  vermag. 
Es  kann  und  darf  allerdings  nicht  verheimlicht  werden, 
daß  tatsächlich  eine  verhältnismäßig  große  Anzahl  von 
Jugendlichen  rückfällig  werden,  andererseits  muß  aber 
im  Prinzip  das  System  der  Arbeits-,  wie  auch  Betragens- 
belohnung unbedingt  als  wirksam  bezeichnet  werden, 
bieten  doch  die  Statistiken  einen,  wenn  auch  nicht  immer 
ganz  zuverlässigen  Beweis  von  der  Wohltätigkeit,  sowie 
auch  Zuverlässigkeit  dieser  Einrichtung. 


—    132  — 


5.    Disziplinargewalt    der  Anstaltsleitung. 

Es  ist  hier  zu  unterscheiden  zwischen  Strafbestimmun- 
gen, die  sich  richten  gegen  die  Vereitlung  der  vom  Ge- 
richte angeordneten  Anhaltung  in  eine  Reformatory  oder 
Industrial  School  durch  Flucht,  Verleitung  und  Mithilfe 
zur  Flucht,  sowie  gegen  schlechtes  Betragen  des  Zög- 
lings und  ferner  Strafbestimmungen,  welche  sich  richten 
gegen  diejenigen  Übertretungen,  die  die  Hausordnung  be- 
treffen. 

Die  Strafen  sollen  bestehen  in: 

1.  Entziehung  von  Belohnungen  und  Auszeichnungen, 
Verlust  eines  höheren  Ranges,  welcher  durch  gutes  Be- 
tragen bereits  erworben  war.  Vergehen,  gegenüber  wel- 
chen eine  solche  Maßnahme  zulässig  ist,  müssen  in  der 
Hausordnung  enthalten  sein. 

2.  Beschränkung  der  Kost  in  quantitativer  und  quali- 
tativer Weise,  jedoch  darf  die  Entziehung  sich  nicht  auf 
zwei  aufeinanderfolgende  Mahlzeiten  erstrecken. 

3.  Einsperrung  in  einen  lichten  Raum  oder  lichte 
Zelle  mit  der  Einschränkung: 

a)  Kein  Zögling  einer  Reformatory  School  darf  länger 
als  3  Tage  eingesperrt  werden,  außer  mit  der  aus- 
drücklichen Genehmigung  des  „Committee  of  Ma- 
nagers" der  Schule,  und  unter  keinerlei  Umständen 
länger  als  7  Tage. 

b)  Bei  einer  Einsperrung  länger  als  3  Tage  soll  der 
eingesperrte  Zögling  von  dem  Arzte  besucht  werden 
und  die  von  ihm  verschriebene  Kost  erhalten  und 
ferner  die  Zelle  zum  Zwecke  der  freien  Bewegung 
verlassen  dürfen. 

c)  Kein  Zögling,  sei  es  ein  Knabe  oder  ein  Mädchen, 
einer  Industrial  School  soll  länger  als  3  Tage  ein- 
gesperrt werden  dürfen. 

d)  Zöglinge  der  Truant  Schools  können  nur  für  die 
Zeitspanne  von  48  Stunden  eingesperrt  werden  und 
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dann  nur  während  der  Tageszeit,  niemals  aber  zur 
Abend-  oder  Nachtzeit. 

4.  Mäßige  körperliche  Züchtigung,  aber  nur  bei 
Knaben : 

a)  Für  schwere  Vergehen  Prügelstrafe,  jedoch  nie 
mehr  als  18  Streiche  für  Jugendliche  in  Reformatories, 
oder  12  für  solche  in  Truant  Schools  für  eine  und 
dieselbe  Übertretung. 

b)  Für  jede  leichtere  Übertretung  soll  die  Strafe  er- 
folgen auf  die  flache  Hand  mit  dem  Schulstabe: 
In  Reformatory  Schools  mit  8,  in  Industrial  Schools 
mit  6,  in  Truant  Schools  mit  4  Streichen. 

Die  Bestrafung  darf  nur  erfolgen  in  Gegenwart  des 
Superintendanten  oder  einem  hierfür  beauftragten  Beamten 
in  Gegenwart  des  Anstaltsleiters.  In  den  Truant  Schools 
wird  eine  sehr  strenge  Disziplin  geübt,  die  an  Übertreibung 
grenzt.  Es  besteht  gerade  bei  diesen  Truant  Schools 
vielerorts  die  gerechte  Befürchtung,  daß  die  Strafgewalt, 
deren  sich  diese  Anstalten  erfreuen,  geeignet  ist,  viele 
Eingewiesene  wie  Sträflinge  behandelt  zu  sehen32.  Mit 
Recht  ist  auch  die  Einzelhaft,  die  als  Nebenstrafe  ange- 
wendet wird,  als  „admirable  preliminary  preparation  for 
the  prison  cell"  bezeichnet  worden. 

Das  Strafrecht,  dessen  Quelle  unmittelbar  das  Gesetz 
ist  und  das  auch  die  Grundlage  bildet  für  das  vom 
Minister  in  der  genehmigten  Hausordnung  den  Schul- 
leitern übertragene  Strafrecht,  regelt  die  folgenden,  als 
strafbar  erklärten  Handlungen,  sowie  Unterlassungen. 

32  Morrison,  Juvenile  Offenders,  pag\  294.  —  Charakteristisch 
ist  die  Bemerkung  . . .  It  is  most  essential  that  truant  schools  should 
be  managed  vvith  the  utmost  discrimmation  and  that  the  children 
should  be  individualised  and  not  dealt  with  in  the  mass.  In  these 
schools  the  dull  child,  the  sickly  child,  the  neglected  child,  the  way 
ward  child  are  collected  together.  Each  of  these  classes  of  children 
requires  treatment  adapted  to  its  individual  characteristics  and  the 
success  of  the  school  as  an  instrument  of  social  security  will  depend 
upon  the  extent  to  which  individualising  process  is  carried  out 
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/.  Vergehen  gegen  die  Hausordnung™ 
oder  Ausübung  eines  schlechten  Betragens  und  Einflusses 
auf  die  übrigen  Insassen  dergestalt,  daß  ein  vom  An- 
staltsleiter auferlegtes  Disziplinarmittel  nicht  ausreichen 
würde,  um  die  Schwere  des  Vergehens  zu  ahnden,  ge- 
stattet dem  Manager,  den  Delinquent  vor  ein  summarisches 
Gericht  zu  bringen,  das  die  Unterbringungszeit  des  Zög- 
lings bis  um  6  Monate  verlängern  kann.  Ist  der  Zögling 
16  Jahre  alt  oder  darüber,  so  kann  er  auch  vom  Gericht 
mit  Gefängnis  (with  or  without  hard  labour)  bis  zu  3 
Monaten  bestraft  werden.  Ist  der  Rechtsbrecher  noch 
nicht  12  Jahre  alt  und  in  einer  Erziehungsanstalt  unter- 
gebracht gewesen,  so  hat  der  Gerichtshof  das  Recht, 
denselben  einer  Besserungsanstalt  zuzuweisen. 

2.  Vergehen  gegen  den  Überweisungsbeschluß. 

Flucht  aus  der  Anstalt  und  jede  absichtliche  mittel- 
bare oder  unmittelbare  Mithilfe  bei  der  Entweichung, 
sowie  das  Verbergen  und  Verheimlichen  des  Flüchtlings, 
die  Verhinderung  eines  entlaufenen  Kindes  an  der  Rück- 
kehr zur  Schule.  Ein  in  dieser  Weise  sich  gegen  das 
Gesetz  vergehendes  Kind  kann  ohne  Haftbefehl  (warrant) 
festgenommen  werden  und  ungeachtet  gegenteiliger  Be- 
stimmung in  anderen  Gesetzen  vor  ein  Untersuchungs- 
gericht gebracht  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Ergrei- 
fungsort oder  die  Anstalt  liegt.  Das  summarische  Ge- 
richt kann  die  Unterbringungszeit  um  6  Monate  verlän- 
gern und,  wenn  der  Rechtsbrecher  16  Jahre  und  darüber 
ist,  so  kann  er  auch  zu  Gefängnis  (höchstens  3  Monate) 
verurteilt  werden.  Nach  Ablauf  dieser  Strafzeit  hat  er 
wieder  in  die  Besserungsanstalt  zurückgebracht  zu  werden. 

Begeht  der  Zögling  einer  Erziehungsanstalt,  der  noch 
nicht  12  Jahre  alt  ist,  eine  solche  Tat,  so  gilt  das  Gleiche 
mit  dem  Unterschiede,  daß  der  Richter  ihn  in  eine  Bes- 

33  Ch.  A.  sect.  71  2.  Vgl.  auch  richterl.  Ermessen  Ch.  Court 
pag.  79;  S  t  o  n  e  s  ,  pag.  245  unter  j. 
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serungsanstalt  verweist;  jedem  wird  die  Zeit,  während 
welcher  er  nicht  in  der  Anstalt  gewesen  ist,  nicht  als 
Unterbringungszeit  angerechnet. 

Ungehorsam  und  Unbotmäßigkeit  in  Day  Industrial 
Schools  finden  die  gleiche  Behandlung,  wie  Ungehorsam 
und  Unbotmäßigkeit  in  den  Industrial  Schools,  von  der 
soeben  die  Rede  war,  mit  dem  Unterschiede,  daß  ein 
solches  Kind  strafweise  aus  einer  Day  Industrial  School 
in  eine  Certified  Industrial  School  überwiesen  wird,  um 
dasselbe  nicht  in  eine  Reformatory  School  zu  bringen. 

e)  Bedingte  Entlassung. 

1 .  Das  Prinzip  der  vorläufigen  Entlas- 
sung hat  sich  schon  in  dem  Ref.  School  Act  1866  sect.  18 
ausgebildet  und  ist  allgemein  als  sehr  wirksames  Mittel 
anerkannt  worden,  sowohl  bei  Reformatories-  als  auch 
bei  Industrials-Day  Industriais-  und  Truant  Schools.  Das 
Wesen  der  vorläufigen  Entlassung  („conditional  dis- 
charge")  besteht  darin,  daß  der  in  eine  Anstalt  einge- 
wiesene Zögling  die  Chance  hat,  nicht  die  ganze  urteils- 
mäßige Zeit  in  derselben  zu  verbringen,  sondern  je  nach 
seinem  Verhalten  schon  früher  entlassen  werden  kann. 

Auf  die  theoretischen  Lösungsversuche 34  und  die 
rechtliche  Natur  der  bedingten  Entlassung  kann  natür- 
lich hier  nicht  eingegangen  werden,  es  würde  viel  zu 
weit  führen. 

Es  ist  diese  vorläufige  Entlassung  lediglich  ein  Kor- 

34  Ich  glaube  an  diese  Stelle  mit  Recht  auf  die  vorzüglichen 
juristischen  Erwägungen  in  Lenz,  Anglo-amerikanische  Reform- 
bewegung, pag.  88,  verweisen  zu  dürfen,  der  den  Theorien  einen 
ausgedehnten  Raum  widmet.  Nur  soviel  möchte  ich  bemerken,  daß 
England  im  wesentlichen  der  Urlaubstheorie  zuneigt,  unter 
deren  deutschen  Vertretern  namentlich  Jagemann,  Liszt, 
Aschrott  zu  nennen  sind,  während  die  andere  ebenfalls  weit 
verbreitete  Auffassung  der  Kürzungstheorie  durch  die  Straf- 
re^htstheoretiker,  wie  Holtze^dorff  und  Mittermeier,  ihre 
Begründung  erfahren  hat. 
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rektiv  der  unbedingten  Verurteilung,  um  die  Starrheit 
eines  Urteils  zu  eliminieren  und  um  dem  allgemein  durch- 
brechenden Besserungsprinzipe  zu  huldigen. 

Die  Leiter  einer  genehmigten  Anstalt  können  jeder- 
zeit einen  jugendlichen  Rechtsbrecher,  nachdem  seit  der 
Aufnahme  desselben  in  eine  Anstalt  18  Monate3^  ver- 
strichen sind,  mit  Zustimmung  des  Staatssekretärs  bedingt 
entlassen  (discharge  on  licence),  d.  h.  zu  erlauben,  daß 
derselbe  bei  einer  in  dem  Erlaubnisschein  benannten  ver- 
trauenswürdigen und  geachteten  Person  sich  aufhalte, 
welche  bereit  ist,  ihn  aufzunehmen  und  für  ihn  zu  sorgen. 

Bezieht  sich  die  Erlaubnis  auf  eine  jugendliche  Person 
unter  14  Jahren,  so  muß  die  Bedingung  gestellt  werden, 
daß  dieselbe  nach  Maßgabe  der  El.  Ed.  Acts  1876  und 
den  Polizeivorschriften  an  ihrem  künftigen  Wohnorte  die 
Volksschule  besucht.  „It  shall  be  conditional  on  the 
child  attending  as  a  day  scholar." 

Die  Zeit,  welche  ein  Zögling  auf  Grund  eines  Er- 
laubnisscheines außerhalb  der  Anstalt  verbringt,  gilt  als 
Aufenthalt  in  der  Anstalt;  nicht  aber  angerechnet  wird 
die  Zeit  von  dem  Augenblicke  an,  wo  der  Zögling  nicht 
in  die  Anstalt  zurückgekehrt  ist,  nachdem  der  Erlaubnis- 
schein widerrufen  oder  verfallen  war. 

Die  licence  soll  bis  auf  Widerruf  Gültigkeit  haben, 
d.  h.  so  lange,  als  keine  Verletzung  einer  der  darin  ge- 
stellten Bedingungen  dieselbe  verwirkt.    Jederzeit  kann 


33  Ö  t  k  e  r  ,  Strafrl.  Behandlung  jugendl.  Personen,  GerS.  Bd.  73, 
pag.  418:  Bedingte  Entlassung  soll  nicht  schon  nach  zu  kurzer  Zeit 
eingreifen  nicht  wie  Sternberg,  Monatsschr.  für  Kriminalpsycho- 
logie, Bd.  5,  pag.  285  vorschlägt,  schon  nach  einigen  Monaten. 
Ötker,  Strafe  und  Lohn,  GerS.  Bd.  70,  pag.  360.  Löf  f  ler, 
Strafrechtl.  Behandlung  Jugendl.,  pag.  71,  proponiert  als  Mindestzeit 
4  Monate,  was  aber  zweifellos  zu  kurz  genannt  werden  muß.  — 
Görlich,  Vorläufige  Entlassung,  pag.  74.  Aschaffenburg, 
Das  Verbrechen  und  seine  Bekämpfung.  Herr,  Reformatory  Schools, 
pag.  135. 
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der  Widerruf  erfolgen  und  die  Rückführung  des  Zög- 
lings in  die  Anstalt  verfügt  werden 36. 

Entweichung  eines  jugendlichen  Rechtsbrechers  aus 
der  Gewalt  einer  Vertrauensperson  wird  gleich  bestraft 
wie  Entweichen  aus  einer  Anstalt.  Weigert  sich  ein  Zög- 
ling nach  Widerruf  oder  nach  Verfall  der  licence  oder 
aber  versäumt  er  es,  in  die  Anstalt  zurückzukehren,  so 
kann  ein  „court  of  summary  Jurisdiction" 37  ihn  strafbar 
erklären.  Die  Kompetenzen  des  Staatssekretariates  als 
oberste  Verwaltungsbehörde  in  Jugendstrafsachen  sind 
sehr  weitgehende.  Der  Staatssekretär  kann  jederzeit  an- 
ordnen, daß  die  Entlassung  eines  Jugendlichen  aus  einer 
genehmigten  Anstalt  unbedingt  oder  bedingt  zu  geschehen 
habe;  er  kann,  wo  die  Entlassung  unter  Bedingungen 
erfolgt  und  diese  nicht  eingehalten  werden,  verfügen, 
daß  die  Entlassungsfürsorge  widerrufen  werde,  worauf 
der  jugendliche  Rechtsbrecher  oder  das  Kind  wieder  in 
die  Anstalt  zurückkehren  muß. 

Entspricht  der  Jugendliche  dem  Willen  des  Staats- 
sekretärs nicht,  so  wird  er  in  gleicher  Weise  wie  jeder 
andere,  der  ihn  wissentlich  beherbergt,  verborgen  hält 
oder  am  Zurückkehren  in  die  Anstalt  hindert,  bestraft, 
als  ob  der  jugendliche  Rechtsbrecher  aus  der  Anstalt 
entwichen  wäre. 

Im  Anschluß  an  diese  genannten  Kompetenzen  des 


36  Sect.  18.  Ref.  Sch.  A.  u.  sect.  27  Ind.  Sch.  A.  1866,  39  und 
40  Vict.  s  79.  —  Vgl.  sect.  67 1  b  Ch.  A.  —  Lenz,  Anglo-amerik. 
Grundlagen  der  Reformbewegung,  pag.  207,  bemerkt,  daß  die  licence 
auf  3  Monate  gegeben  werde  und  dann  wieder  erneuert  wird.  Dies 
entspricht  insofern  nicht  der  Wirklichkeit,  als  die  licence  von  vorn- 
herein auf  unbestimmte  Zeit  erteilt  zu  werden  pflegt. 

37  Encyclopaedia,  Bd.  6,  pag.  28:  He  shall  thereupon  be  liable 
on  summary  Jurisdiction  before  a  justice  ...  to  be  imprisoned  with 
or  without  hard  labour  for  any  term  not  exceeding  3  month  and  at 
the  expiration  of  such  term  as  shall  by  and  at  the  expense  of  the 
mamagers  of  the  school  be  brought  back  to  the  school  from  which 
he  escaped. 
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Staatssekretärs  38  müssen  noch  einige  weitere  zur  Erwäh- 
nung gelangen. 

Er  kann  bestimmen,  daß  ein  Zögling  aus  einer  Bes- 
serungsanstalt oder  Erziehungsanstalt  in  eine  andere, 
oder  daß  ein  Kind  unter  14  Jahren  aus  einer  Besserungs- 
anstalt in  eine  Industrial  School  eingewiesen  werde  oder 
aber,  daß  ein  Kind  über  12  Jahre,  das  bisher  in  einer 
Erziehungsanstalt  sich  aufhielt,  dort  aber  vermöge  seines 
schlechten  Charakters  auf  die  übrigen  Jugendlichen  einen 
höchst  verderblichen  Einfluß  ausübte,  in  eine  Besse- 
rungsanstalt verbracht  werde.  Ferner  kann  er  die  Zu- 
stimmung geben  zur  Einweisung  eines  Zöglings  aus  einer 
Anstalt  eines  Landes  im  vereinigten  Königreiche  in  eine 
andere  eines  anderen  Landes. 

f)   Kosten  des  Unterhalts  in  den  Anstalten. 

1.  Staats beitrag. 

Der  Zuschuß  des  Staates  für  genehmigte  Anstalten, 
seien  es  Reformatories  oder  Industrial  Schools  oder  aber 
seien  es  Truant  oder  Day  Industrial  Schools,  wird  in 
der  Höhe  verabfolgt,  als  der  Staatssekretär  mit  Zustim- 
mung des  Schatzamtes  bewilligt.  Wie  bereits  früher 
schon  bemerkt  wurde,  bestehen  in  England  keine  staat- 
lichen Anstalten.  Das  englische  System  beruht  auf  pri- 
vater Wohltätigkeit  mit  staatlicher  Unterstützung  und 
macht  diese  abhängig  von  der  Unterordnung  der  privaten 
Anstalt  unter  die  staatliche  Aufsicht.  Auch  hinsichtlich 
der  Gefängnis-,  Grafschafts-,  Schul-  und  Armenbehörden 
ist,  mit  Ausnahme  der  Beitragsleistung  der  Schulbehörden 
zu  den  Kosten  der  Truant  Schools,  eine  Verpflichtung, 
zu  den  Kosten  der  Reformatory  und  Industrial  Schools 
beizutragen,  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze  aufgenommen. 
Das  Gesetz  spricht  nur  von  einer  Ermächtigung  der  Be- 
hörden, beizutragen. 

38  Vgl.  s  69  des  Gesetzes. 
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aa)  Reformator}'  Schoo/. 

Nach  dem  Act  von  1866  verhält  sich  die  Bestimmung 
betreffend  der  staatlichen  Verpflichtung  der  Reforma- 
tories  gleich  und  zwar  betrug  damals  der  gewöhnliche 
Beitrag  6  sh  die  Woche,  welcher  aber  auf  4  sh  reduziert 
werden  konnte,  wenn  ein  jugendlicher  Rechtsbrecher  be- 
reits 3  Jahre  in  einer  Anstalt  zugebracht  und  das  16. 
Altersjahr  erreicht  hatte.  Während  der  bedingten  Ent- 
lassung beträgt  der  Staatsbeitrag  2  sh  pro  Kopf  für  die 
Woche  in  den  ersten  13  und  für  die  folgenden  26  Wochen 
je  1  sh.  Nach  dem  neuen  „Childrens  Charter"  wird  der 
Staatsbeitrag  ebenfalls  nicht  limitiert,  sondern  es  besteht 
eine  solche  nur  für  den  Fall,  daß  Kinder  auf  Wunsch  der 
Eltern  in  eine  Anstalt  verbracht  werden,  wobei  dann  der 
Staatszuschuß  höchstens  2  sh  wöchentlich  betragen  darf. 

Eine  weitere  Beschränkung  bezieht  sich  auf  die  sogen. 
„Fulltimer",  d.  h.  diejenigen  Zöglinge,  welche  tagsüber 
außerhalb  der  Anstalt  beschäftigt  werden  und  nur  abends 
in  die  Anstalt  zurückkehren. 

Hier  wird  die  Reduktion  des  Staatsbeitrages  auf  3  sh, 
allenfalls  auf  das  Mindestmaß  von  2  sh  6  d  bewilligt. 
Eine  solche  Verwendung  des  Zöglings  kann  aber  nur 
dann  Platz  greifen,  wenn  er  die  5.  Standards  vollendet 
hat  und  jede  Nacht  zur  Reformatory  zurückkehrt.  Der 
durchschnittliche  Jahresbeitrag  des  Staates  stellt  sich  auf 
14  Pfund  Sterling  9  d  pro  Kopf  (=  361  Frs.  25  Cts., 
wenn  wir  1  Pfund  Sterling  zu  25  Frs.  annehmen).  Pro 
Woche  ergibt  sich  deshalb  ein  Durchschnittsbetrag  von 
5  sh  6  d,  also  rund  Frs.  7. 

Es  ist  interessant,  eine  Vergleichung  der  Ausgaben 
des  Staates  während  einer  Reihe  von  Jahren  zu  ver- 
folgen in  Berücksichtigung  mit  der  Zahl  der  in  Re- 
formatory Schools  Eingewiesenen  und  es  ist  dabei  fol- 
gende Tabelle  zur  Übersicht  beizufügen. 
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Jahr 

Zahl  der 
Zöglinge 

olddlbUcIirag 

Staatsbeitrag  pro 
Kopf 

1860 

3  803 

59  230 

x  iz    bn  l u    u  d 

1870 

6  562 

84  423 

$    1?     ch    17     rl  0 

x  iz    sn  i /    q  z 

1880 

7  070 

91  781 

f   1 3     ch     9     H  5 
X    1j     all      Z     U  J 

1890 

5  354 

78  863 

£  13    sh    9    d  5 

1900 

5611 

72  437 

£  12    sh  19    d  10 

1905 

5  380 

72  981 

£  13    sh  11    d  3 

1906 

5  432 

72  790 

£  13    sh    7    d  10 

1907 

5  562 

73  232 

£  13    sh  18   d  7 

1908 

5  797 

83  310 

£  14    sh    7    d  10 

1909 

5  878 

84  997 

£  14    sh   9   d  2 

1910 

5  929 

85  321 

£  14    sh  10  — 

*  Die  Zahlen  umfassen  die  Gesamtzahl  der  unter  einer  order 
of  detention  eingewiesenen  Jugendlichen  mit  Einschluß  der  be- 
dingt Entlassenen. 

Aus  dieser  Tabelle  ergibt  sich  deutlich,  daß  der  Staat 
durchschnittlich  gleichviel  jedes  Jahr  zum  Unterhalt  der 
jugendlichen  Rechtsbrecher  beiträgt. 

bb)  Industriell  Schools. 
Der  Staatszuschuß  beträgt  im  allgemeinen  5  sh  pro 
Kopf  und  .Woche  und  zwar  für  Schulen,  welche  vor  dem 
1.  März  1872  genehmigt  wurden,  und  3  sh  6  d  für  die 
seit  diesem  Zeitpunkt  genehmigten  Schulen.  Ist  der  Zög- 
ling bereits  4  Jahre  in  der  Anstalt  und  hat  er  das  15. 
Altersjahr  erreicht,  so  wird  der  Staatsbeitrag  auf  3  sh 
reduziert.  Für  Kinder  im  Alter  von  6—10  Jahren  be- 
trägt der  Zuschuß  3  sh  die  Woche. 

et)  Tmant  Schools. 
Nach  sect.  11  des  El.  Ed.  Act  1876  beträgt  der  Staats- 
beitrag für  Truant  oder  short-term  Schools  2  sh  pro  Kopf 
und  Woche. 

dd)  Day  Industriell  Schools. 
Der  Staatszuschuß  kann  nach  Ermessen  des  Staats- 
sekretärs mit  Sanktionierung  des  Schatzamtes  abgestuft 
werden  in  dem  Sinne,  als  nach  dem  El.  Ed.  Act  1876 
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der  Betrag  von  1  sh  nicht  überstiegen  wird.  Nach  sect. 
80  Ch.  Act.  erfolgt  dies  zwar  nur  unter  der  Bedingung, 
daß  der  Unterricht  in  den  Tagesarbeitsschulen  mit  Bezug 
auf  die  Leistungen  dergestalt  ist,  daß  der  Anspruch  auf 
diesen  Zuschuß  aus  diesem  Grunde  gemacht  werden  kann. 

Bei  den  Parlamentsdebatten  wurde  lebhaft  hervor- 
gehoben, daß  das  Gouvernement  den  Beitrag  von  ca.  6  d 
auf  1  sh  in  freiwilligen  und  obligatorischen  Fällen  auf 
2  sh  ansetzen  möchte. 

2.  Beitrag  der  Eltern  oder  Drittpersonen. 
aa)  Reformatory  und  Industriell  Schools. 

Ein  großer  Vorteil,  den  das  englische  Kinderschutz- 
gesetz  des  Jahres  1908  gebracht  hat,  ist  die  Verschärfung 
der  elterlichen  Verantwortlichkeit  (parental  responsability). 
Obwohl  diese  Unterhaltungspflicht  durch  die  Anhaltung 
in  Reformatory  and  Industrial  Schools  nicht  berührt  wird 
und  die  Zwangserziehung  durch  den  Staatsbeitrag,  sowie 
die  Beiträge  der  Gefängnis-,  Schul-  und  Armenbehörden 
sichergestellt  wird,  so  spielt  doch  gerade  diese  parental 
Kontribution  eine  bedeutende  Rolle.  Nicht  nur  bildet 
diese  Beitragspflicht  eine  finanzielle  Quelle,  sondern  auch 
ein  Strafmittel  für  pflichtvergessene  Eltern,  die  für  die 
an  ihren  Kindern  begangene  Vernachlässigung  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden. 

Sect.  75  des  Ch.  A.  bestimmt,  daß  der  Vater  oder 
diejenige  andere  Person,  welche  bezüglich  eines  einer 
genehmigten  Anstalt  überwiesenen  jugendlichen  Rechts- 
brechers oder  Kindes  alimentierungspflichtig  ist,  zu  den 
Kosten  des  Unterhaltes  eine  Summe  beizutragen  hat, 
welche  diejenige  Summe  nicht  übersteigen  darf,  die  auf 
Grund  einer  Erklärung  des  Staatsrates  (Order  in  County 
Council)    ungefähr   die    Durchschnittskosten 39  darstellt, 

39  El.  Ed.  Act  1876,  5  sh  pro  Woche  als  Maximalbetrag  und 
1  sh  als  Minimalbetrag.  —  G.  S  p  a  c  h  ,  Pag.  96:  „Theoriquement  cette 
disposition  de  la  legislation  anglaise  semble  tres  equitable  et  devoir 
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welche  der  Unterhalt  eines  Zöglings  in  einer  solchen  An- 
stalt erfordert.  Der  Vater  oder  die  alimentierungspflich- 
tige  Person  kann  durch  Beschluß  des  Gerichts,  welches 
eine  „detention  order"  erläßt,  oder  vom  Untergericht, 
welches  am  Wohnorte  des  Vaters  oder  der  beitrags- 
pflichtigen Person  Jurisdiktionsbefugnisse  hat,  angehalten 
und  nötigenfalls  zu  einer  wöchentlichen  Beitragssumme 
während  der  ganzen  oder  eines  Teiles  der  Unterbrin- 
gungszeit des  Zöglings  verpflichtet  werden.  Der  Bei- 
trag bemißt  sich  nach  dem  Vermögen  des  Alimentations- 
pflichtigen. Jeder  derartige  Beschluß  kann  auf  Antrag 
des  zur  Zahlung  Verpflichteten  oder  auf  Veranlassung 
des  Staatssekretärs  abgeändert  werden.  Es  steht  auch 
in  seinem  Ermessen,  den  Zuschuß  ganz  oder  teilweise 
zu  erlassen.  Eine  solche  Abänderung  kann  innerhalb  14 
Tagen  nach  Beschlußfassung  geltend  gemacht  werden. 

Der  Beschluß  ist  dem  Betroffenen,  falls  er  nicht  in 
der  Hauptverhandlung  zugegen  war,  schriftlich  zuzu- 
stellen. Kann  der  zur  Zahlung  Verpflichtete  beweisen, 
daß  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit  es  ihm  nicht 
erlaubt,  einen  durch  das  Gericht  festgesetzten  Betrag 
zur  Unterhaltung  des  Jugendlichen  beizusteuern,  so  kann 
das  angegangene  Gericht  den  Beschluß  mit  oder  ohne 
Abänderung  bestätigen  oder  aufheben.  Der  Alimentie- 
rungspflichtige  hat  seinen  Wohnungswechsel  sofort  dem 
Generalinspektor  der  Besserungs-  und  Erziehungsanstal- 
ten anzuzeigen;  unterläßt  er  dies,  ohne  eine  genügende 
Begründung  dafür  zu  haben,  so  kann  er  mit  einer  Geld- 

presenter  un  certain  nombre  d'avantages.  II  est  juste  en  effet  de 
faire  supporter  la  plus  grande  partie  possible  des  depenses  occasion- 
nees  par  Pinternement  de  leur  enfant  dans  l'ecole  de  reforme  ä  des 
parents  dont  l'insouciance  ou  le  mauvais  exemple  sont  bien  souvent 
plus  ä  blämer  que  la  perversite  du  jeune  deliquent  et  appliquant 
ce  principe  l'on  rassure  ainsi  les  esprits  qui  craignent  de  voir  ces 
parents  reprehensibles  places  dans  une  Situation  plus  favorable  que 
d'autres  parents  egalements  pauvres  mais  qui  observent  leurs  devoirs 
de  parents." 
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strafe  bis  zu  2  Pfund  Sterling  belegt  werden.  Bezieht 
die  zur  Zahlung  verpflichtete  Person  eine  beschlagnahm- 
bare Pension  oder  ein  solches  Gehalt,  so  kann  das  Ge- 
richt anordnen,  welcher  Teil  mit  Arrest  belegt  und  der 
vom  Gericht  zu  benennenden  Person  überwiesen  wer- 
den soll. 

Alle  die  von  den  Eltern  oder  von  Dritten  bezogenen 
Zuschüsse,  welche  5  sh  nicht  übersteigen  sollen,  fließen 
der  Staatskasse  zu.  Ist  aber  der  Beitrag,  der  für  ein  in 
einer  Industrial  School  befindliches  Kind  größer,  als  der 
für  da^s  Kind  bezahlte  Staatszuschuß,  so  geht  dieses  Plus 
als  Nebeneinkommen  an  die  Leiter  der  Anstalt. 

Im  Jahre  1892  betrug  der  Prozentsatz  der  Eltern  an 
Kosten  64o/0;  in  Schottland  24o/0. 

Aus  der  großen  Zahl  der  Beiträge,  die  unter  2  sh 
variieren,  ergibt  sich  deshalb  mit  Sicherheit,  daß  die 
Großzahl  der  Eingewiesenen  Kinder  armer  Leute  sind, 
die  als  Opfer  des  Elendes  und  der  Armut  in  diese  An- 
stalten gelangten. 


England  und  Schottland. 


5  sh 

4  sh 
und 
mehr 

3  sh 
und 
mehr 

2  sh 
und 
mehr 

1  sh 
und 
mehr 

Un- 
ter 
1  sh 

Gesamtheit 
d.  Zahlenden 

Nicht- 
bezahlende 

Zahl  der 
Insassen 

Reformator/es 

% 

14 
2 

15 
2 

66 
1 

573 
8,7 

1818 
27,5 

257 
3,9 

2743 
41,5 

3858 
58,5 

6601 

Industrial  Schools 

°lo 

2? 

67 
4 

301 
1,7 

2316 
13,1 

3964 
22,2 

600 
3,4 

7208 
40,9 

10406 
59,1 

17614 

bb)  Day  Industrial  Schools40. 

1.  Für  zwangsweise  eingebrachte  Kinder  haben  die 
Eltern  einen  Betrag,  der  die  vom  Staatsrat  festgesetzten 

«  Stat.  R.  and  Orders  1909,  No.  342.  Für  England  2  sh; 
für  London,  Leeds  und  Bristol  1  s  9  d;  für  Glasgow  und  Edinburgh 
1  s  9  d;  anderswo  in  Schottland  1  s  6  d. 
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Durchschnittskosten  nicht  übersteigt,  welche  die  gewerb- 
liche Unterweisung  nebst  den  Mahlzeiten  eines  Kindes 
in  den  Tagesarbeitsschulen  an  dem  Orte  erfordert,  zu 
bezahlen.  Nach  dem  El.  Ed.  Act  s  16  3  darf  dieser  Be- 
trag die  Höhe  von  2  sh  nicht  übersteigen. 

2.  Für  Schulschwänzer  und  freiwillig  einer  Day  In- 
dustrial  School  übergebenen  Kinder  haben  die  Eltern 
eine  solche  Summe,  die  nicht  weniger  und  nicht  mehr 
als  2  sh  beträgt,  zu  entrichten. 

Im  ersteren  Falle  ist  der  Beitrag  an  die  Local  Edu- 
cation  Authority  zu  bezahlen  und  im  2.  Falle  an  die 
Anstaltsleiter. 

Kann  die  zahlungspflichtige  Person  nachweislicher- 
maßen den  ihr  auferlegten  Betrag  nicht  bezahlen,  so 
kann  sie  sich  an  die  Armenbehörde  ihres  Wohnortes  um 
Unterstützung  wenden,  welche  alsdann  angehalten  wird, 
diese  verlangte  Subvention  zu  gewähren,  sodaß  die  Summe 
bezahlt  werden  kann. 

3.  Unterhaltspflichten  der  örtlichen 

Behörden. 
aa)  Reformatory  School. 

Der  Graf schaftsrat  des  Wohnortes  eines  jugendlichen 
Rechtsbrechers  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  derselbe,  wenn 
er  einer  Besserungsanstalt  überwiesen  wird,  gemäß  den 
Vorschriften  in  einer  für  den  betreffenden  Fall  geeigneten 
Besserungsanstalt  aufgenommen  und  bewahrt  werde. 
Der  Wohnort  wird  dort  angenommen,  wo  die  Straftat 
begangen  wurde. 

Fühlt  sich  die  örtliche  Behörde,  d.  h.  der  Grafschafts- 
rat bezüglich  des  Wohnortes  eines  jugendlichen  Rechts- 
brechers beschwert,  so  kann  sie  binnen  3  Monaten  seit 
Erlaß  des  Überweisungsbefehles  bei  einem  Untergericht 
desselben  Bezirkes,  zu  welchem  der  Gerichtshof  gehört 
und  welcher  den  Unterbringungsbeschluß  erlassen  hat, 
Beschwerde   einlegen.    Erlangt   das   Gericht  die  Über- 


—    146  — 


zeugung,  daß  der  Wohnort  des  Zöglings  sich  im  Bezirke 
einer  anderen  örtlichen  Behörde  befindet,  so  kann  es 
nach  Anhörung  dieser  anderen  örtlichen  Behörde  die 
von  dieser  für  den  Zögling  bereits  gemachten  Auslagen 
ersetzen.  Gegen  diesen  Beschluß  gibt  es  Berufung  an 
den  Court  of  Quarter  Sessions.  Es  ist  der  örtlichen  Be- 
hörde überlassen,  entweder: 

1.  Einen  Vertrag  mit  den  Leitern  einer  genehmigten 
Anstalt  zum  Zwecke  der  Aufnahme  und  Unterbringung 
der  Zöglinge  zu  schließen,  wofür  die  Behörde  verant- 
wortlich ist. 

2.  Ferner  kann  sie  mit  einer  anderen  gleichartigen 
Behörde  solche  Summen  unter  solchen  Bedingungen, 
wie  sie  für  angezeigt  hält,  zum  Bau,  Umbau,  Erweiterungs- 
bau oder  Neubau,  oder  zur  Verwaltung  einer  genehmig- 
ten Anstalt,  oder  zum  Ankaufe  von  Land  für  eine  be- 
stehende oder  für  eine  dort  zu  bauende  Anstalt  bei- 
tragen. 

Die  örtliche  Behörde  kann  entweder  zu  den  Kosten 
der  Unterbringung  oder  aber  zum  Unterhalte  des  Zög- 
lings freiwillige  Beiträge  leisten.  Die  verantwortliche 
Behörde  ist  auch  dann  noch  verantwortlich,  wenn  der 
jugendliche  Rechtsbrecher  in  eine  Erziehungsanstalt  über- 
führt wird.  In  London  ist  der  Stadtrat  die  für  die  Auf- 
nahme und  den  Unterhalt  der  von  einem  Friedensgericht 
des  Stadtinnern  überwiesenen  jugendlichen  Rechtsbrecher 
in  eine  Besserungsanstalt  verantwortliche  Behörde. 

Die  Lokalbehörde  ist  befugt,  Land  anzukaufen  zum 
Zwecke  der  Verwirklichung  der  Bestimmungen  über  ge- 
nehmigte Anstalten  und  zwar  gelten  solche  Ausgaben  bei 
Besserungsanstalten  gemäß  der  Local  Governement 
Act  1  88  8  im  Falle  einer  Grafschaft  und  auf  Grund  d^s 
Public  Health  Act  im  Falle  eines  County  Borough. 
Die  so  erwachsenden  Auslagen  fallen  dem  Ausgabe- 
budget der  Grafschaft  zu.  Nach  dem  genannten  Local 
Governement  Act  1 888  bezw.  dem  MunicipalCorpora- 
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tion  Act  1882  wird  der  Ortsbehörde  fernerhin  er- 
möglicht, eine  Anleihe  aufzunehmen,  um  die  so  ent- 
stehenden Kosten  durch  Bau,  Umbau  oder  Grundstücks- 
erwerb für  eine  Anstalt  zu  tragen  oder  um  zu  diesen 
Auslagen  beizusteuern.  Die  Amortisation  kann  innerhalb 
60  Jahren  erfolgen. 

bb)  Industriell  Schools. 

Im  wesentlichen  decken  sich  die  Bestimmungen  in 
Bezug  der  örtlichen  Beisteuerungspflicht  für  Erziehungs- 
anstalten mit  denjenigen  der  Reformatories.  Es  sind  nur 
wenige  hinzuzufügen. 

Wird  das  Kind  einer  Erziehungsanstalt  überwiesen, 
so  hat  die  Schulbehörde  des  Bezirkes,  in  welchem  das 
Kind  wohnt,  dafür  besorgt  zu  sein,  daß  dasselbe  einer 
geeigneten  Erziehungsanstalt  übergeben  werde.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  allgemeinen  Pflicht  besteht  nur 
dann,  wenn  folgende  Bedingungen  bei  der  Aufnahme 
des  Kindes  in  die  Industrial  School  mitgespielt  haben: 

1.  Wenn  auf  Wunsch  des  Vaters  oder  des  Vormundes 
das  Kind  der  Anstalt  überwiesen  wurde  aus  dem  Grunde, 
weil  er  es  nicht  beherrschen  könne. 

2.  Auf  Veranlassung  der  Armenverwaltung  oder  der 
Leiter  einer  Bezirksarmenschule,  weil  das  Kind  wider- 
setzlich ist  oder  dessen  Eltern  oder  ein  Teil  derselben 
bereits  mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  bestraft  worden 
sind. 

3.  Wenn  das  Kind  ohne  festen  Wohnsitz  ist  und 
gewöhnlich  von  Ort  zu  Ort  durch  die  Bezirke  verschie- 
dener örtlicher  Schulbehörden  gewandert  ist. 

4.  Wenn  es  sich  um  ein  Kind  handelt,  zu  dessen 
Unterhalt  in  der  Erziehungsanstalt  kein  Zuschuß  aus  der 
Staatskasse  erfolgt.  Trotzdem  ist  die  Schulbehörde  be- 
fugt, in  den  genannten  Fällen  die  Kosten  der  Unter- 
bringung des  Kindes  in  eine  Erziehungsanstalt  zum  Teil 
oder  ganz  zu  bestreiten. 
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Was  sodann  die  Befugnis  der  Ortsbehörde  anbetrifft, 
beim  Ankauf  von  Land  zur  Stellung  einer  Erziehungs- 
anstalt, so  gelten  solche  Ausgaben  gemäß  den  Education 
Acts  1870—1907  und  fallen  dieselben  unter  die  Volks- 
schulausgaben. 

cc)  Tmant  &  Day  Industriell  Schools. 

In  Bezug  auf  die  Truant  und  Day  Industrial  Schools 
gelten  die  gleichen  Bestimmungen. 

III.  Borstalanstalten. 

a)  Entstehung. 

Das  englische  Jugendstrafrecht  privilegiert  bekannt- 
lich den  Jugendlichen  nur  bis  zum  16.  Altersjahr.  Um 
aber  die  Kluft,  die  dadurch  entsteht,  zu  überbrücken, 
damit  der  Jugendliche  nicht  sofort  als  Erwachsener  be- 
handelt werde,  sind  im  Jahre  1902  die  Borstalanstalten 
gegründet  worden. 

Es  hat  sich  gezeigt,  daß  fast  die  Hälfte  berufsmäßiger 
Verbrecher  zum  erstenmal  unter  dem  21.  Altersjahr  be- 
straft wurde,  in  der  immer  noch  für  eine  Reformierung 
zugänglichen  Entwicklungsperiode,  wo  die  verbrecheri- 
schen Eigenschaften  noch  nicht  zum  vollen  Abschluß  ge- 
kommen sind.  In  dieser  kritischen  Altersstufe,  in  wel- 
cher die  elterliche  Kontrolle  nachgelassen,  wo  eines 
Knaben  Lohn  nicht  mehr  genügt  und  eines  Mannes  Lohn 
nicht  beansprucht  werden  kann,  in  welcher  der  starke 
Knabe  sich  ruhelos  und  der  schwache  sich  hoffnungs- 
los fühlt,  ist  eine  besondere  Rücksicht  sehr  angebracht. 
Dieser  Klasse  von  Erwachsenen,  d.  h.  besser  gesagt 
jugendlich  Erwachsenen,  muß  ein  besonders  wachsames 
Auge  zugewandt  werden,  denn  wir  sehen  in  ihr  diejenige 
Gruppe  von  Jugendlichen,  die  die  Verbrechensstatistik  in 
unvergleichlicher  Weise  belastet  und  sehen  in  ihr  auch 
die  eigentliche  Verbrecherschule. 


—    149  — 


Diesem  Umstand  ist  es  zuzuschreiben,  daß  jährlich 
eine  bedeutende  Anzahl  von  jugendlichen  Rechtsbrechern 
in  diesem  kritischen  Alter  in  Gefängnisse  gewiesen  wur- 
den. Die  Zahl  der  Eingewiesenen  schwankte  in  den  ver- 
schiedenen Jahren  stark,  hat  aber  bis  heute  bei  17  000 1 
solcher  zwischen  dem  16.  und  dem  21.  Altersjahr  in  Ge- 
fängnissen Detinierten  das  Maximum  erreicht. 

Einsichtige  Männer  haben  deshalb  die  Anregung  ge- 
geben, es  sollte  ein  Mittelding  geschaffen  werden  zwischen 
Reformatories  einerseits  und  Gefängnissen  andererseits. 
Vor  allem  war  ihnen  ein  sprechender  Grund  dafür,  daß 
kurze  Gefängnisstrafen  immer  und  immer  wieder  einen 
negativen  Erfolg  erkennen  lassen.  Es  sollte  in  der  Zeit, 
welche  dem  Jugendlichen  über  16  Jahren  analog  dem- 
jenigen unter  16  Jahren  als  Internierungszeit  zugemessen 
wurde,  mehr  die  Zukunft  des  Missetäters  berücksichtigt 
und  die  Zeit  der  Einkerkerung  dazu  verwendet  werden, 
die  latenten  Kräfte  zu  entwickeln,  die  undisziplinierten 
Gewohnheiten  zu  verbessern  und  die  Jugendlichen  mo- 
ralisch und  physisch  zu  erziehen,  sodaß  sie  bis  zu  ihrer 
Entlassung  ehrliche  und  tüchtige  Glieder  der  Gesell- 
schaft werden. 

Eine  derartige  Zwischenanstalt  glaubte  man  in  den 
„Borstalinstitutions"  gefunden  zu  haben.  Im  Jahre  1902 
wurden  versuchsweise  eine  Anzahl  Rechtsbrecher  über 
16  Jahre  für  mindestens  6  Monate  in  eine  Borstalanstalt 
gewiesen,  welche  unter  dem  Regime  des  Home  Secre- 
tary  stand.  Man  gruppierte  die  Zöglinge  in  drei  Klassen: 

1.  Penal,  2.  ordinary  und  3.  special 
und  verband  damit  die  Chance,  von  der  untersten  Klasse 
bis  zur  höchsten  zu  gelangen,  in  welcher  weitgehende 
Begünstigungen  den  Ehrgeiz  und  die  Selbstachtung  heben 
sollten  (Progressivsystem). 


1  Erwin  Kluge,  ZStW.  Bd.  29,  pag.  589.  Die  Schwankung 
betrug  in  den  Jahren  1900  1  bis  1907/8  zwischen  11  758  und  16  081. 
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fn  Bezug  auf  die  Betätigung  wurden  zwei  Richtungen 
unterschieden:  körperliche  und  geistige  Ausbildung. 

Die  erste  umfaßte  alle  möglichen  Berufsarten,  wie 
Gartenarbeit,  Schreinerei,  Maler,  Schmiede,  Spengler, 
Schuhmacher,  Kochen  oder  Bäckerei  und  dauerte  5  Mo- 
nate, nach  welcher  Zeit  der  jugendliche  Erwachsene  in 
die  „spezial  grade"  avancieren  konnte;  wenn  er  aber 
kein  gutes  Betragen  aufwies,  so  wurde  er  wieder  in  die 
erste  Klasse  zurückversetzt. 

Die  geistige  Ausbildung  beruht  auf  einer  rein  prak- 
tischen Verwertung  der  Elementarbildung  bis  zum  5. 
Standard  für  solche,  die  diesen  Unterricht  noch  nicht  ge- 
nossen hatten. 

Die  Erfolge  dieser  Musteranstalt  waren  so  befriedi- 
gend, daß  auf  Initiative  von  Fürsorgevereinigungen  und 
besonders  der  Borstalassociation  das  Borstalsystem  als 
Teil  des  Strafensystems  auf  Grund  des  Prevention  of  Crime 
Act  1908  eingeführt  werden  konnte. 

b)  Errichtung  von  Borstalanstalten. 

I.  Sect. 4  des  Prev.of  Crime  Act2  ermächtigt 
den  Staatssekretär  nach  seinem  Ermessen  die  Errichtung 
von  Borstalanstalten  zu  empfehlen  und  solche  ins  Leben 
zu  rufen,  in  welchen  jugendliche  Rechtsbrecher  in  Haft 
gehalten  werden  und  einer  gewerblichen  Erziehung, 
sowie  anderen  Unterricht  empfangen,  ferner  solchen  dis- 
ziplinarischen und  moralischen  Einflüssen  unterworfen 
werden,  welche  zu  ihrer  Besserung  und  zur  Bekämpfung 
des  Verbrechens  beitragen.  Zu  diesem  Zwecke  kann  der 
Staatssekretär  mit  Genehmigung  des  Schatzamtes  die  Ge- 
fängnisbehörde ermächtigen,  entweder  Land  anzukaufen 
oder  irgend  ein  Gebäude  zu  erstellen  oder  zu  erwerben 
oder  ein  ihr  gehöriges  Haus,  das  unter  ihrer  Verwaltung 


2  Sect.  42  Prevent.  of  Ch.  A.  1907. 
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Zahl  der  im  Jahre  1909  in  Borstalanstalten 
aufgenommenen  Jugendlichen. 


Geschlecht 

Total 
der 
Aufge- 
nommenen 

Auf  Grund 

eines 
Indictments 
überwiesen 

Überwiesen 
inf.  schlecht. 
Führung  od. 

Entfliehen 
aus  einerRe- 

formatory 

Durch 
Befehl  des 
Staatssekre- 
tärs in  ein 
Gefängnis 
überführt 

Männlich  .... 

167 

161 

6 

Weiblich  .... 

19 

10 

9 

Total  

186 

171 

15 

Alter  der  Verurteilten. 


Geschlecht 

Total 
Zahl 

16 
Jahre 

17 
Jahre 

18 
Jahre 

19 
Jahre 

20 
Jahre 

Männlich  .... 

161 

19 

36 

38 

40 

28 

Weiblich  .... 

10 

2 

2 

5 

1 

171 

21 

38 

43 

40 

29 

Vorbestraft  e. 


Zahl  der  Vorbestraften 

V-  flj 

O 

Geschlecht 

Total 

lmal 

2  mal 

3  mal 

4  mal 

5mal 

6  bis 
10  mall 

Über 
lOmal 

Nicht  V 
bestraf 

Männlich  .    .  . 
Weiblich  .    .  . 

134 
8 

40 
2 

30 
3 

21 
1 

18 

3 

21 
2 

1 

27 
2 

142 

42 

33 

22 

18 

3 

23 

1 

29 

Bildungsgrad  der  Eingewiesenen  in  Borstal- 
anstalten vom  Jahre  1909. 


Geschlecht 

Total 

Illite- 

raten 

Lesen  und 
Schreiben 
unvoll- 
ständig 

Lesen  und 
Schreiben 
zieml.  gut 

Gut  Lesen 

und 
Schreiben 

Höhere 
Bildung 

Männlich  .... 

161 

9 

59 

82 

11 

Weiblich  

,0 

— 

2 

7 

1 

171 

9 

61 

89 

12 
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Insassen  der  Bo  rs  talan  s  talten, 
die  bedingt  entlassen  oder  definitiv  entlassen 
wurden  im  Jahre  1909. 


Bedingte  und  unbedingte 
Entlassung 

Widerruf 
der  bed. 

u 

Bedingt  entl. 

Entlassg. 

es 

C  != 

Geschlecht 

Total 

Vor  Ablauf 
der  Strafzeit 

Bei  Ablauf 
der  Strafzeit 

Nach  Widerruf  von 
vorherg.  bed.  Entl. 

Entlassen  durch 
Staatssekretär 

Anderweitig 
verfügt 

Vor  Ablauf  der 
Strafzeit 

Nach  Ablauf 
der  Strafzeit 

Von  Borstal  ns 
Gefängnis  überf 

Von  Schottland 
Irland  überfüli 

Entwichen 

Gestorben 

Männlich  . 

82 

61 

15 

6 

1 

l 

Weiblich  . 

Total  .    .  . 

82 

61 

15 

6 

1 

1 

steht,  oder  ein  solches  Grundstück  ganz  oder  zum  Teil 
dem  genannten  Zwecke  anzupassen3. 

II.  Was  die  Kontrolle  und  die  staatliche 
Aufsicht4  anbetrifft,  so  fallen  diese  Anstalten  in  eine 
vom  Staatssekretär  bestellte  Aufsichtskommission.  Gleich- 
falls kann  der  Staatssekretär  eine  Dienst-  und  Haus- 
ordnung sowie  Vorschriften  aufstellen  für  die  Ein- 
teilung, Behandlung,  Beschäftigung  und  Bewährung, 
auch  für  die  Zeit,  in  der  er  noch  nicht  in  die  Anstalt 
untergebracht  ist5. 

Auf  die  Borstalanstalten  finden  die  Bestimmungen 
der  Prison  Acts  1865—1898  einschließlich  der  Straf  bestim- 
mungen,  sowie  die  zu  diesen  erlassenen  Dienstordnungen 
Anwendung.  Für  Schottland  kommen  die  Prison  Acts 
1860—1904  in  Betracht  (s  17  2)  und  Irland  schöpft  die 
hierfür  geltenden  Regelungen  aus  den  Prison  Acts  1826 
bis  1907  6. 


3  Jones  and  Belliot,  pag.  215  und  363. 
*  Rüssel,  pag.  238. 

5  Regulation  vom  23.   Juni  1909. 

6  Thwaites  1910,  pag.  40. 
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c)  Einweisung  von  jugendlich  Erwachsenen  in 
Borstalanstalten  7. 

Jeder  Täter,  der  mehr  als  16  Jahre  alt  ist  und  dessen 
verbrecherische  Gewohnheiten  und  Neigungen  es  ratsam 
erscheinen  lassen,  ihn  auf  so  lange  und  unter  solcher 
Disziplin  einer  Haft  zu  unterwerfen,  die  am  vorteilhaftesten 
und  geeignetsten  erscheint,  um  die  Verbrechensverhütung 
und  Bekämpfung  zu  fördern,  kann  einer  Borstalanstalt 
übergeben  werden.  Dem  obigen  Täter  gleichgestellt  ist 
der,  welcher  mit  übelbeleumundeten  Personen  verkehrt. 

Unter  diese  Kategorie  von  Personen  können  auch 
solche  fallen,  die  21  Jahre  alt  gewesen  sind,  aber  das 
23.  Altersjahr  noch  nicht  überschritten  haben.  Diese 
Möglichkeit  wird  jedoch  nur  in  bestimmten  Fällen  und 
unter  gewissen  vom  Home-Secretary  bestimmten  Bedin- 
gungen gewährt. 

Jeder  Anstaltszögling,  der  sich  nach  s  71  und  72 8 
Ch.  A.  gegen  die  Anstalt  vergangen  hat  und  bereits  16 
Jahre  alt  ist,  der  vom  Gericht  zu  Gefängnis  verurteilt 
werden  könnte,  mit  dem  aber,  aus  Rücksicht  auf  sein 
Alter  und  dem  Stigma  der  Gefängnisstrafe  in  anderer 
.Weise  verfahren  werden  soll,  kann  in  eine  Borstalanstalt 
gebracht  werden. 

Ferner  liegt  es  im  Ermessen  des  Staatssekretärs,  eine 
Person,  die  in  die  oben  zitierte  Altersgrenze  fällt,  und 
die  jetzt  nach  dem  ergangenen  Urteil  die  Strafe  im  Zucht- 
haus oder  Gefängnis  verbüßt  hat,  in  eine  Borstalanstalt 
zu  senden,  um  hier  den  Rest  oder  einen  Teil  desselben 
zu  verbüßen. 

Diese  Bestimmung  findet  ebenfalls  Anwendung,  so 
lange  der  Anstaltszögling  sich  mit  einem  Erlaubnisschein 

7  Rüssel,  Treatise  on  Crimes  and  Misdemeanours  1939, 
pag.  237;  Stephen,  Com.  IV,  pag.  230;  Atkinson,  pag.  803. 
S  t  o  n  e  s  ,  pag.  1137. 

8  Sect.  2  Prev.  of  Crime  Act. 
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(on  licence)  außerhalb  der  Anstalt  aufhält,  und  es  gilt 
diese  Zeit  als  verbüßte  Strafzeit. 

Ist  ein  Insasse  einer  Borstalanstalt  absolut  unver- 
besserlich oder  übt  derselbe  auf  die  anderen  Sträflinge 
einen  höchst  verwerflichen  Einfluß  aus,  so  kann  der 
Staatssekretär  beantragen,  daß  der  noch  nicht  verbüßte 
Rest  der  Haft  in  Gefängnis  mit  oder  ohne  harte  Arbeit 
umgewandelt  werde,  wobei  aber  die  Gefängnisstrafe  nicht 
länger  als  die  noch  fehlende  Anstaltshaft  sein  darf. 

d)   Dauer  der  Unterbringung. 

Nach  sect.  1  sub  k  und  sect.  2  soll  die  Unterbringungs- 
dauer nicht  mehr  als  3  Jahre 9  betragen.  Hierüber  ist 
aber  noch  folgendes  zu  bemerken.  Es  entspricht  der  Tat- 
sache voll  und  ganz,  wenn  immer  wieder  Vorwürfe^  die 
nicht  zuletzt  auch  den  Richter  treffen,  gehört  werden, 
daß  er  in  seiner  Bewegungsfreiheit  viel  zu  weitherzig 
ist  und  zum  Nachteile  des  Systems  und  des  Rechtsbrechers 
die  Strafzumessung  auf  ein  Minimum  reduziert.  Es  gibt 
in  England  eine  ungezählte  Anzahl  jugendlich  Erwachse- 
ner, die  wiederholt  für  kleinere  Vergehen  in  ein  Gefäng- 
nis für  7—14  Tage  gesandt  wurden,  und  es  ist  doch  ein- 
leuchtend, daß  diese  kurze  Frist  nicht  vermag,  eine  durch- 
greifende Besserung  des  Missetäters  zu  ermöglichen. 
Der  Rechtsbrecher  lernt  und  profitiert  nichts  und  kaum 
sind  einige  Wochen  verstrichen,  so  kehrt  er  wieder  an 
den  Ort,  den  er  schon  verschiedentlich  bewohnte  und 
der  ihm  den  Gedanken  des  Schreckhaften  vollständig  ge- 
nommen hat,  zurück. 

Dieser  Wechsel  von  Freiheit  und  Haft  geht  bis 
zum  21.  Lebensjahre  und  die  Straffälligen  verlieren  so 

9  Jahresbericht  von  1909.  Borstal  Association:  The  maximum 
of  a  three  years  sentence  is  not  too  long  for  a  sufficient  refor- 
mation  to  be  effected  and  since  it  is  coupled  with  a  power  to 
release  at  an  earlier  date,  it  is  hoped  that  it  will  be  generally 
employed  so  as  to  give  this  system  a  fair  trial. 


155  — 


jede  Gelegenheit,  einer  bessernden  Behandlung  teilhaftig 
zu  werden  und  zwar  nur  deshalb,  weil  der  Rechtsbrecher 
noch  kein  Verbrechen  begangen  hat,  dessen  Schwere  es 
erlaubt,  ihn  das  Privileg,  in  eine  Anstalt  anstatt  ins 
Zuchthaus  oder  Gefängnis  zu  kommen,  genießen  zu  lassen. 
Es  ist  dieser  Zustand  doch  etwas  bedenklich,  wenn  man 
bedenkt,  daß  zuerst  ein  schweres  Verbrechen  begangen 
werden  muß,  um  die  Internierung  in  eine  Borstalanstalt 
zu  ermöglichen. 

Mit  Recht  fordert  man  deshalb  eine  Ausdehnung, 
d.  h.  eine  größere  Anwendung  des  Strafmaximums  mit 
der  Begründung,  daß  die  bisherige  Bestrafung  der  Jugend- 
lichen eigentlich  nicht  nur  eine  verschwendete  Zeit,  son- 
dern auch  eine  Verschwendung  öffentlicher  Gelder  sei. 
Der  populäre  Grundsatz  „time  is  money"  ist  sogar  im 
Strafvollzuge  erkennbar.  Der  übertragene  Sinn  dieses 
Sprichwortes  ist  durchaus  angebracht  auf  Grund  der 
Überlegung,  daß  die  Einkerkerung  nicht  genügt  oder  nur 
dann,  wenn  sie  etwelche  Garantien  zu  einem  befriedi- 
genden Erfolge  für  die  Zukunft  des  Jugendlichen  in 
sich  birgt10. 

10  Treffend  ist  auch  der  Art.  in  The  Nineteenth  Century,  August 
1910:  It  is  evident  from  the  number  of  Youth  who  have  been  sen- 
tenced  to  detention  in  a  Borstal  Institution  since  the  Act  came  into 
force  on  the  1.  Aug.  1909  that  Magistrates  and  Judges  alike  are 
convinced  of  the  merits  of  this  form  of  sentence.  —  Russell, 
Gaol  Bird,  pag.  219:  I  have  made  observations  of  120  such  sen- 
tences  and  there  must  have  been  many  more-  Of  the  nunber  that 
have  come  under  my  Observation,  4  were  sentenced  at  Quarter- 
Sessions,  6  at  the  Central  Criminal  Court  and  24  at  Courts  of 
Assizes  in  the  provinces:  Russell  bemerkt  dann  ferner,  daß  von 
diesen  120  Fällen  nur  24,  also  20  Proz.,  während  der  ganzen  Zeit, 
also  3  Jahren  untergebracht  wurden,  währenddem  26  oder  21,67  °/0 
1  Jahr  interniert  waren.    Die  anderen  wie  folgt: 

10  Rechtsbrecher  15  Monate  also  8,33%, 
29         „  18      „        „  24,17%, 

31         „  .2   Jahre     „  25,83%, 

2         ,,  2,5    „  1,67%. 
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IV,  Places  of  Detention. 
a)  Im  allgemeinen. 

Der  Zweck  der  „places  of  detention"  ist  ein  doppelter. 

1.  In  erster  Linie  sollen  diese  places  of  detention 
als  Unterbringungsort  für  jugendliche  Rechtsbrecher 
dienen,  welche  wegen  irgend  einer  offence  aufgegriffen 
werden  und  nicht  sofort  einem  summarischen  Verfahren 
vor  dem  Richter  unterzogen  werden  können. 

2.  Ferner  sollen  jugendliche  Rechtsbrecher  für  eine 
nach  dem  Ermessen  des  Richters  geeignet  erscheinende 
Periode  dorthin  verbracht  werden,  wenn  er  findet,  daß 
weder  Industrial  noch  Reformatory  Schools  empfehlens- 
wert erscheinen,  oder  der  Jugendliche  auf  die  anderen 
Insassen  einen  derart  verderblichen  Einfluß  ausüben 
würde,  daß  eine  Einbringung  in  eine  certified  Industrial 
oder  Reformatory  School  im  Interesse  der  übrigen  Zög- 
linge nicht  ratsam  wäre. 

Diese  Gewahrsame  sollen  verhüten,  daß  Kinder  oder 
jugendliche  Personen,  die  nicht  gegen  „bail"  entlassen 
wurden,  in  der  Polizeistation  behalten  werden  und  so 
leicht  die  Möglichkeit  eintritt,  daß  sie  mit  erwachsenen 
Verbrechern  zusammen  kommen.  Sobald  aber  der  Ju- 
gendliche einer  Tat  angeklagt  wird,  sei  es  auf  Grund 
einer  Information,  oder  ohne  eine  solche  durch  einen 
Polizeibeamten,  der  den  Rechtsbrecher  „in  flagranti"  er- 
tappt hat,  so  muß  derselbe,  wenn  er  nicht  gegen  Bürg- 
schaft entlassen  wurde,  in  eine  solche  Anstalt  eingewie- 
sen werden. 

Es  war  höchste  Zeit,  daß  mit  dem  alten  System  des 
„child  imprisonement"  endlich  aufgeräumt  wurde  und 
Sir  Herbert  Samuel  bemerkt  in  seiner  Parlamentsrede: 

„There  is  to  be  an  end  to  that  System  of  real  cruelty 
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sending  a  child  to  gaol  and  making  it  a  gaol-bird  even 
before  trial 1. 

Es  muß  daran  erinnert  werden,  daß  sect.  106  be- 
stimmt, daß  ein  Kind  oder  eine  jugendliche  Person  in 
einen  place  of  detention  verurteilt  werden  kann,  nur  dann, 
wenn  der  Court  in  Betracht  zieht,  daß  keine  andere  Me- 
thode der  Bestrafung  tunlich  wäre.  Es  besteht  aber  die 
Praxis,  die  namentlich  durch  ein  Kreisschreiben  von  Mr. 
Gladstone2  bestärkt  wurde  (15.  Jan.  1909),  daß  diese 
detention  places  nicht  allgemein  als  Ersatzgefängnisse 
für  Rechtsbrecher,  die  vom  Richter  zu  einer  Gefängnis- 
strafe verurteilt  werden,  benützt  werden  dürfen,  sondern 
im  allgemeinen  nur  für  solche,  die  vorübergehend  bis 
zu  ihrer  Verhandlung  vor  Gericht  Unterkunft  finden. 
Mr.  Gladstone  verlangt,  daß,  wenn  immer  möglich,  Kin- 
der, die  ein  Verbrechen  begangen  haben,  nach  Maßgabe 
des  Probation  of  Offender  Act  1907  behandelt 
werden. 

Es  sollte  der  Fall,  daß  ein  Kind  oder  eine  jugend- 
liche Person  wegen  eines  Verbrechens  in  einen  place  of 
detention  gebracht  wird,  als  Ausnahme  angesehen  wer- 
den können. 

Wenn  nun  entgegen  der  allgemeinen  Regel  es  un- 
ter gewissen  Umständen  nicht  verhindert  werden  kann> 
daß  jugendliche  Personen  oder  Kinder  in  der  Police- 
station belassen  werden  müssen,  so  ist  es  auf  Grund 
von  sect.  96  Pflicht  der  Polizei,  Maßnahmen  zu  treffen, 
um  jegliche  Berührung  des  Jugendlichen  mit  einem  er- 

1  In  Bezug  auf  Goal  Bird  vgl.  Russell,  pag.  214:  The 
advance  will  be  the  appreciated  if  we  realise  the  fact  that  fifty 
years  ago  in  1869  out  of  the  population  at  least-twelve  millions  over 
3  thousands  children  under  17  years  suffered  imprisonment.  — 
Legislation  in  regard  to  children  1906,  pag.  10  ff. 

2  It  appears  to  be  important,  that  places  of  detention  should  not 
be  commonly  us^d  as  places  of  punishment  for  children  who  have 
been  convicted  but  chiefly  for  those  on  arrest,  under  remand  or  trial. 
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wachsenen  Beschuldigten,  der  nicht  sein  Verwandter  ist, 
unmöglich  zu  machen. 

b)   Errichtung  von  Detention  Homes  (places). 

Pflicht  der  Polizeibehörde  ist  es,  in  ihrem  Bezirke 
alle  nötigen  Vorsorgen  zu  treffen,  daß  in  dem  Petty 
Sessional  Division  sich  ein  solcher  Gewahrsam  vorfindet 
und  sie  wird  zu  diesem  Zwecke  ermächtigt,  entweder 
mit  dem  Inhaber  eines  in  oder  außerhalb  des  Bezirkes 
befindlichen  Gebäudes  Vereinbarungen  zu  treffen,  daß 
seine  Räume  dem  gedachten  Zwecke  dienen  sollen  oder 
aber  sie  kann  selbst  einen  solchen  Gewahrsam  einrich- 
ten oder  mit  einer  anderen  Polizeibehörde 3  einen  solchen 
gemeinsam  errichten.  Es  ist  diese  Befugnis  der  Polizei- 
behörde sehr  zu  begrüßen,  denn  aus  Rücksichten  zu  den 
großen  Ausgaben,  die  die  Einführung  solcher  Detention 
Homes  bringen  würden,  wird  es  als  wünschenswert  er- 
achtet, die  Erstellung,  wenn  immer  möglich  zu  verhüten 
und  deshalb  soll  es  den  Polizeibehörden  überlassen  sein, 
mit  anderen  Behörden  Abkommen  zu  treffen.  Da,  wo 
der  Nutzen  eines  Gewahrsams  aus  Mangel  an  Frequenz 
aufgehoben  wäre,  scheint  dem  Gesetze  Genüge  getan, 
wenn  ein  Polizeioffizier  und  seine  Frau  willens  sind, 
solche  Kinder  vorübergehend  in  ihr  Haus  aufzunehmen. 

Ein  und  derselbe  Gewahrsam  kann  zwei  oder  meh- 
reren Friedensgerichtssprengeln  dienen.  Wenn  sich  in 
einem  Petty  Sessional  Division  mehr  als  ein  Gewahrsam 
befindet,  so  kann  die  Polizeibehörde  bestimmen,  daß  der 
eine  Gewahrsam  ausschließlich  für  den  einen  oder  den 
anderen  der  genannten  Zwecke,  für  welche  dieselben 
reserviert,  benützt  werden. 

In  Bezug  auf  die  Wahl  des  Managers  für  einen 
detention  place  ist  die  Polizeibehörde  angewiesen,  mit 


3  D  e  w  a  r ,  pag.  160. 
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dem  Inhaber  bestimmter  Räume  sich  zu  vergewissern, 
daß  dieselben  geeignet  sind,  den  Anforderungen,  welche 
für  die  Leitung  eines  solchen  detention  homes  verlangt 
werden  müssen,  zu  genügen. 

Es  können  auch  mit  Privatpersonen  Abkommen  ge- 
troffen werden,  welche  für  die  Leitung  eines  solchen 
place  of  detention  verantwortlich  sein  sollen,  gleichgültig, 
ob  diese  Anstalt  aus  öffentlichen  Mitteln  oder  aus  pri- 
vaten Beiträgen  unterstützt  wird.  Die  Polizeibehörde  ist 
verpflichtet,  ein  Verzeichnis  der  Gewahrsame  für  jeden 
Friedensgerichtssprengel  zu  führen,  das  eine  genaue 
Darstellung  der  Räume,  Namen  der  Inhaber  derselben, 
sowie  die  zulässige  Zahl  von  Kindern  oder  jugendlicher 
Personen,  welche  in  den  einzelnen  Räumen  gehalten 
werden  dürfen,  enthält.  Es  besteht  in  Hinsicht  darauf, 
daß  kein  Kind  an  einem  nicht  gehörigen  Orte  gehalten 
werde  (d.  h.  in  einem  nicht  registrierten  Orte)  eine  sehr 
strenge  Kontrolle.  Ist  einmal  ein  Manager  in  dem  Ver- 
zeichnis eingeschrieben,  so  trägt  er  auch  die  volle  Ver- 
antwortlichkeit über  die  in  seinen  Gewahrsam  geschick- 
ten Zöglinge.  Erscheint  er  hierzu  ungeeignet  oder  lehnt 
er  die  Aufnahme  eines  in  seinen  detention  place  gesandten 
Kindes  ab,  so  ist  die  Polizeibehörde  befugt,  die  Räume, 
deren  eingetragener  Inhaber  er  ist,  vom  Verzeichnis  zu 
streichen. 

c)   Einweisung  von   Kindern  und  jugendlichen 
Personen. 

Parallel  dem  Zwecke  der  Detention  Homes  haben 
wir  auch  zwei  verschiedene  Qualitäten  von  Personen,  die 
in  denselben  Unterkunft  finden.  1.  Für  die  einen  ist  es 

4  Home  Office  15.  Jan.  1909  gibt  eine  Anleitung  für  die  Ver- 
wirklichung dieses  Absatzes,  indem  es  vorschlägt  die  Gewahrsame 
zu  verwenden  für  custody  after  conviction  und  einen  anderen  für 
remand  cases  und  cases  waiting  on  trial  oder  einen  Platz  für  chil- 
dren  und  den  anderen  für  young  persons.   De  war,  pag.  159. 
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lediglich  ein  temporärer  Aufenthalt,  um  nachher  entweder 
mit  oder  ohne  Probation  freigelassen,  oder  aber  in  eine  Er- 
ziehungs-  oder  Besserungsanstalt  überführt  zu  werden5. 
2.  Die  andere  Art  setzt  sich  aus  solchen  Zöglingen  zu- 
sammen, die  zu  einer  Gefängnisstrafe  von  höchstens  3 
Monaten  verurteilt  werden  und  denen  als  letztes  Pri- 
vilegium gewährt  wird,  daß  sie  in  einem  Gewahrsam 
untergebracht  werden,  es  sei  denn,  daß  sie  von  solch 
verworfenem  Charakter  sind,  der  eine  große  Gefahr  für 
die  anderen  Insassen  bilden  würde. 

d)  Staatliche  Kontrolle. 

Die  „places  of  detention"  können  vom  Inspektor  oder 
Assistent  des  Inspektors  der  Industrial  und  Reformatory 
Schools  besucht  werden.  Alljährlich  ist  ein  Bericht  über 
die  Ergebnisse  des  Besuches  an  den  Staatssekretär  ein- 
zuliefern. Auch  die  visitors,  die  bestimmt  werden,  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Anstalt  zu  besuchen,  sind  eine  Art  Kon- 
trolle. Die  visitors  können  sich  aus  Männern  und  Frauen 
rekrutieren  und  Mitglieder  der  Polizeibehörde  oder  Ju- 
stizbehörde sein,  die  in  dem  Umfange,  für  welche  solche 
Anstalten  vorgesehen  sind,  Jurisdiktionsbefugnisse  haben. 

e)  Innere  Verwaltung. 

Die  Leiter  der  Anstalt  sind  verpflichtet,  jegliche 
Sorgfalt  anzuwenden,  um  einen  schlechten  Einfluß  von 
Insassen  mit  schlechtem  Charakter  auf  andere  zu  ver- 
hüten. Ein  älterer  Rechtsbrecher  soll  nie  allein  mit  jün- 
geren gelassen  werden. 

5  Sect.  108  9 :  Where  it  is  intended  to  bring  a  person  before 
a  petty  sessional  court  as  Coming,  or  as  being  a  person  who  if  a 
child  would  come,  within  one  of  the  descriptions  mentioned  in  sub- 
section  one  of  sect.  58  and  if  is  necessary  that  accomodation  should 
be  temporarily  provided  for  him  a  place  of  detention  may  be  used 
for  his  accomodation  until  he  can  be  brought  before  such  a  court 
in  like  manner  as  if  he  had  been  apprehended. 
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Die  Insassen  sollen  getrennte  Betten  haben;  sie 
können  ihre  eigenen  Kleider  tragen,  sofern  dies  aus 
sanitären  Rücksichten  nicht  verwerflich  ist. 

Solche,  die  den  IV.  Standard  noch  nicht  passiert 
haben,  sollen  unterrichtet  werden  und  soweit  dies  mög- 
lich ist,  soll  der  Unterricht  in  anderen  Anstalten  als  diese 
stattfinden. 

In  Bezug  auf  die  Beschäftigung  ist  zu  bemerken,  daß 
diese  obligatorisch  ist.  In  größeren  Anstalten  soll  die 
Arbeit  gewerblichen  Charakter  haben.  Auch  ist  für  gute 
Literatur  zu  sorgen. 

Die  religiöse  Unterweisung  findet  täglich 
zweimal  und  am  Sonntag  durch  Gottesdienst  statt,  vor- 
ausgesetzt, daß  die  Eltern  oder  das  Oberhaupt  der  Kirche 
seines  religiösen  Bekenntnisses  dagegen  nicht  opponieren. 
In  diesem  Falle  können  die  Zöglinge  zu  geeigneter  Zeit 
von  ihrem  Religionslehrer  unterrichtet  werden. 

Als  Disziplinarmittel  kommen  folgende  Strafen  in 
Frage : 

1.  Verlust  der  Erholungszeit  (Loss  of  recreation) ; 

2.  Verminderung  der  Nahrung  in  Quantität  und  Qua- 
lität; 

3.  Einsperren  in  eine  lichte  Zelle  oder  Raum  (Con~ 
finement  in  a  light  room  or  light  cell) ; 

4.  Mäßige  körperliche  Züchtigung  (Moderate  personal 
correction). 

ad  2.  Es  sollen  nicht  mehr  als  2  Mahlzeiten  nach- 
einander verweigert  werden. 

ad  3.  Unter  keiner  Bedingung  länger  als  2  Tage.. 
Es  muß  dem  Zögling  wenigstens  1  Pfund  Brot  und  1 
Krug  Milch  und  Wasser  täglich  erlaubt  werden. 

ad  4.  Die  mäßige  körperliche  Züchtigung  soll  durch 
den  Leiter  der  Anstalt  geschehen  dürfen. 

Eine  gerechte  Bestimmung  ist,  daß  dem  Jugendlichen 

mindestens  2  Stunden  Erholung  gestattet  werden  müssen,. 

11 
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während  welcher  Spiele  aller  Art,  sowie  auch  Lektüre 
getrieben  wird. 

Mosten. 

Das  Kapitel  über  die  Kosten  bei  den  Industrial  und 
Reformatory  Schools  findet  auch  hier  entsprechende  An- 
wendung. 

D.  Jugendliche  nach  der  Freilassung. 

Fürsorge. 

Im  letzten  Abschnitt  ist  noch  vom  Jugendlichen  nach 
der  Freilassung  zu  reden.  Es  ist  keine  Frage,  daß  gerade 
dieser  Punkt  zu  den  schwerwiegendsten  Bedenken  An- 
laß geben  kann.  Mit  der  Freilassung  ist  für  den  Jugend- 
lichen der  Moment  herangerückt,  wo  es  heißt,  die  bis 
jetzt  im  Anstaltsdrill  erworbenen  guten  Eigenschaften 
auch  im  praktischen  Leben  zu  verwerten.  Dieses  Moment 
ist  für  den  Jugendlichen  zweifellos  entscheidend,  um  so 
mehr  als  für  denselben  unbarmherzig  ein  schoffes  Ulti- 
matum gestellt  wird,  entweder  den  Versuchungen,  denen 
er  ausgesetzt  wird,  standzuhalten,  oder  auf  dem  Wege, 
den  er  einmal  eingeschlagen,  weiter  zu  wandeln.  Die 
mit  vieler  Mühe  und  auch  Kosten  verwandte  Besserungs- 
bestrebung, die  auf  den  Jugendlichen  verwendet  wurde, 
iührt  dann  lediglich  zu  einem  Ruhen  der  in  ihm  schlum- 
mernden Verbrechenskeime,  die  bei  der  ersten  Gelegen- 
heit wieder  aufwachen. 

Die  Fürsorgepolitik  hat,  eingedenk  dieser  drohenden 
Gefahren,  die  sich  dem  Jüngling  entgegenstellen,  ver- 
sucht, die  private  Hilfstätigkeit,  die  sich  der  Zöglinge 
angenommen  hat,  zu  sichern,  und  versucht,  ihm  unter 
dem  Schutz  von  Einzelpersonen  oder  Körperschaften  die 
Stütze,  deren  er  bedarf  und  die  geeignet  ist,  einen  Rück- 
fall zu  verhüten,  zu  geben. 

Diese  Tendenzen  lassen  sich  übrigens  nicht  nur  beim 


163 


Jugendlichen    verfolgen,   sondern  die  Strafrechtswissen^ 
schaft  betrachtet  es  als  eines  der  dringendsten  Postulate. 
auch  dem  Erwachsenen  diese  Sorge  angedeihen  zu  lassen. 
Das  englische  Recht  unterscheidet  zunächst: 

1.  Jugendliche,  die  nach  der  Freilassung  noch  nicht 
18  bezw.  19  Jahre  alt  sind  und  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
unter  die  Anstaltsaufsicht  fallen. 

2.  Jugendliche,  die  im  Momente  der  Freilassung  das 
18.  bezw.  19.  Altersjahr  bereits  erreicht  haben  und  des- 
halb nicht  mehr  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt  wer- 
den können. 

1.  Supervision. 

Nach  sect.  68  Ch.  A.  bleibt  jeder  jugendliche,  sofern 
er  das  19.  Altersjahr  noch  nicht  erreicht  hat,  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  unter  der  Aufsicht  der  Anstalt.  Diese 
Bestimmung  findet  auf  diejenigen,  welche  aus  einer 
Reformatory  School  entlassen  wurden,  Anwendung.  Ab- 
satz 2  dieses  Artikels  spricht  von  Erziehungsanstalten, 
für  welche  die  Grenze  von  18  Jahren  fixiert  wurde.  Von 
der  Aufsicht  ist  jedoch  die  „discharge  on  licence"  zu 
trennen.  Diese  bildet  ein  Privileg  des  Zöglings  für  eine 
noch  nicht  verbüßte  Strafe,  während  die  Supervision  erst 
dann  einsetzt,  wenn  die  Strafzeit  abgelaufen  ist.  Generell 
muß  aber  bemerkt  werden,  daß  zwischen  Supervision  und 
Kontrolle  des  bedingt  Entlassenen  keine  große  praktische 
Divergenz  besteht  und  die  ganze  Unterscheidung  mehr 
theoretischer  Natur  ist.  Bei  der  Aufsicht  wird  auch  ein 
Erlaubnisschein  ausgehändigt  (ticket  of  leave),  der  jeder- 
zeit widerrufen  werden  kann,  was  den  Rücktritt  in  die 
Anstalt  zur  Folge  hat.   Der  Widerruf  tritt  ein: 

a)  Wenn  entweder  nach  Ansicht  des  Anstaltsleiters 
eine  Wiedereinberufung  im  Interesse  des  Zöglings  ist; 

b)  oder  der  Generalinspektor  der  Reformatory  und 
Industrial  Schools  von  jeder  Wiedereinberufung  durch 
die  Anstaltsleitung  unverzüglich  in  Kenntnis  gesetzt  wird; 
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c)  oder  der  Zögling  so  bald  als  möglich,  spätestens 
nach  3  Monaten  der  Rücklieferung  mit  Erlaubnisschein 
entlassen  und  der  Generalinspektor  der  Besserungs-  und 
Erziehungsanstalten  von  dieser  Maßnahme  in  Kenntnis 
gesetzt  wurde. 

Die  einmal  verhängte  Aufsicht  kann  jederzeit  auf 
Anordnung  des  Staatssekretärs  aufgehoben  werden. 

Eine  Einschränkung  der  Elternrechte  an  dem  unter 
Supervision  befindlichen  Kinde  findet  nicht  statt,  nur  wird 
der  Patria  potestas  dann  eine  Schranke  gesetzt,  falls  die- 
selbe der  Ausübung  der  Aufsicht  des  Anstaltsleiters  ver- 
möge anderer  Interessen  Schwierigkeiten  darbieten  würde. 
Der  Anstaltsleiter  beobachtet  es  als  seine  Pflicht,  die 
Aufsicht  gewöhnlich  noch  2  Jahre  über  seinen  Zögling, 
dem  er  längere  oder  kürzere  Zeit  seine  Wachsamkeit 
und  Sorge  angedeihen  ließ,  auszudehnen,  ohne  Rücksicht 
auf  das  Alter.  Wie  mir  Captain  Steel  des  Training  ships 
„Cornwall"  in  Purfleet  anläßlich  einer  Zusammenkunft 
mitteilte,  ist  es  für  denselben  eine  der  angenehmsten, 
aber  auch  schwierigsten  Aufgaben,  die  er  den  entlassenen 
Zöglingen  zu  widmen  hat,  und  bildet  die  Korrespondenz 
mit  diesen  seine  Hauptarbeit,  aber  auch  seine  dankbarste 
Tätigkeit.  Mr.  Steel  bemerkte  ferner,  daß  die  Zöglinge 
auch  nachdem  sie  bereits  definitiv  entlassen  sind,  trotz- 
dem noch  mit  ihm  brieflich  verkehren  und  er  öfters  Be- 
suche von  solchen  „Entlassenen"  entgegennimmt.  Es 
zeigt  sich  in  diesem  Gebaren  deutlich  das  gute  Einverneh- 
men mit  dem  Anstaltszögling  und  der  Takt  des  Anstalts- 
leiters, durch  dessen  Persönlichkeit  ein  großer  Erfolg  des 
Strafvollzuges  gesichert  wird. 

2.  Entlassungsfürsorge. 

Es  bleibt  mir  im  wesentlichen  nur  noch  eine  kurze 
Schematisierung  der  verschiedenen  englischen  Philan- 
tropischen  Gesellschaften,  die  in  den  Jugendunterstüt- 
zungsvereinen ihren  Gipfel  erreichen. 
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Wir  verlassen  hier,  wie  schon  erwähnt  wurde,  das 
eigentliche  Gebiet  der  Strafrechtsreform,  wie  überhaupt 
der  kriminalpolitischen  Aufgaben  des  Staates  und  be- 
wegen uns  in  der  Hauptsache  in  der  Sphäre  der  sozialen 
Betätigung  der  gemeinnützigen  Vereine,  wobei  aber  nicht 
das  Interesse  des  Staates  an  der  Förderung  solcher  Vereine 
außer  acht  gelassen  werden  darf. 

Die  Verhütung  von  Rückfällen  haben  sich  vor  allem 
die  Gefängnisgesellschaften  zur  Aufgabe  gestellt  und  in 
dieser  Beziehung  verdient  namentlich  die  Prison  Aid 
Society1  besondere  Erwähnung.  Im  Verlaufe  der 
Dezennien  sind  eine  namhafte  Anzahl  solcher  Aid  Societies 
gegründet  worden,  die  zweifellos  schöne  Erfolge  ver- 
zeichnen können.  Trotzdem  ist  diese  Art  der  privaten 
Gefängnisgesellschaften  doch  noch  nicht  genügend  und  die 
gegenwärtige  Periode,  ich  möchte  sagen  „Evolution  im 
Strafrecht"  oder  aber  Reformjagd  im  modernen  Straf- 
recht, verlangt  mehr  denn  je  die  Form  der  staatlichen 
Aid  Societies.  Unter  dem  gegenwärtigen  System 
können  die  Gesellschaften  von  der  Regierung  Subsidien 
empfangen,  aber  die  Subventionen  bestimmen  sich  nicht 
nach  der  Natur  der  Bedürfnisse,  wie  man  annehmen  sollte, 
sondern  sind  abhängig  von  der  Höhe  der  privaten  Hilfs- 
tätigkeit. Es  ist  der  Teilnahme  dieser  Vereine  am  öffent- 
lichen sozialen  Werke  voll  und  ganz  beizustimmen;  aber 
gerade  deshalb,  weil  eingesehen  werden  muß,  daß  das 
Problem  und  die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  in 
keinem  Verhältnis  stehen,  wäre  staatliche  Mithilfe  sehr 
wünschenswert. 

Die  Frage,  wie  mit  einem  entlassenen  Jugendlichen 
aus  einer  Anstalt  zu  verfahren  sei,  ist  eine  sehr  umfassende 
und  schwierig  zu  beantwortende.  Es  ist  sehr  wohl  mög- 
lich, daß  die  Mittel  unserer  gegenwärtigen  Kultur  nicht 
ausreichen,  um  darauf  antworten  zu  können.  Es  handelt 
sich  hier  nicht  nur  um  privatwirtschaftliche  Verhältnisse, 

1  Gray,  Philanthropv  and  State,  pag.  160. 
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sondern  um  Angelegenheiten  der  öffentlichen  Staatswirt- 
schaft und,  es  kann  noch  beigefügt  werden,  der  öffentlichen 
Gerechtigkeit.  Kann  der  Staat  diesem  Erfordernis  nicht 
entsprechend  nachkommen,  so  wäre  es  besser,  der  Ju- 
gendliche würde  gar  nicht  aus  den  Mauern  der  Anstalt 
gelassen,  da  es  nur  zu  wahrscheinlich  ist,  daß  er  nach 
kurzer  Freiheit  wieder  in  dieselben  zurückkehren  muß. 

Viele  der  Aid  Societies  nützen  selber  den  Church 
Army  Labour  Colonies,  durch  welche  unzweifel- 
haft viele  der  ehrbaren  Klasse  wieder  gerettet  werden. 
Eine  solche  Gesellschaft  ist  z.  B.  auch  die  Borstal 
Association,  welche  ihren  Zöglingen  beisteht,  nach- 
dem sie  die  Anstalt  verlassen  haben,  doch  kann  der  An- 
fangstermin ihrer  Betätigung  nicht  mit  diesem  Zeit- 
punkte berechnet  werden.  Die  Mitglieder  der  Gesellschaft 
sind  zu  den  Anstalten  zugelassen;  sie  besuchen  die  Zög- 
linge und  ermutigen  dieselben,  frei  über  ihre  Hoffnun- 
gen und  die  Zukunft  zu  sprechen.  Dann  kommt  der  Tag 
der  Freilassung.  Der  Zögling  verläßt  die  Anstalt  mo- 
ralisch und  physisch  gebessert,  sodaß  mehr  als  die 
Hälfte  derselben  gewillt  und  fähig  ist,  in  regulärer  Ar- 
beit ein  geachtetes  und  menschenwürdiges  Dasein  zu 
führen.  Um  dem  Jungen  diese  Chance  zu  geben,  be- 
müht sich  die  Gesellschaft,  bald  nach  seiner  Entlassung 
für  eine  Unterkunft  zu  sorgen  und  passende  Arbeit  für 
ihn  zu  finden.  Vielfach  wartet  dieselbe  schon  auf  ihn. 
Schwieriger  gestalten  sich  die  Verhältnisse,  wo  zuerst 
eine  kürzere  oder  längere  Periode  abgewartet  werden 
muß,  bis  es  möglich  ist,  Arbeit  zu  finden. 

.Wenn  das  Werk  der  Fürsorge  von  dauerndem  Ein- 
fluß sein  soll,  ist  es  eine  conditio  sine  qua  non,  daß  die 
Fürsorge  eine  Schutzaufsicht  in  des  Wortes  eigentlichster 
Bedeutung  wird,  denn  nur  dann  ist  der  Erfolg  gesichert. 

Die  Methode,  wie  diese  Fürsorge  ausgeübt  wird, 
kann  sehr  verschieden  sein. 

Mr.  Winston  Churchhill  macht  den  Vorschlag, 
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ein  System  of  Defaulters  Drill  zu  errichten.  Es  ist 
darunter  ein  Drill  zu  verstehen,  der  in  den  Abend- 
stunden eingreifen  sollte,  nachdem  die  Tagesarbeit 
vollendet  ist,  und  zwar  in  den  Abendstunden  deshalb, 
damit  der  Drill  während  der  Tageszeit  den  Jugend- 
lichen von  der  Arbeit  nicht  abhalte.  Es  ist  kein  Zwei- 
fel, daß  ein  solches  System  namhafte  Vorteile  mit  sich 
bringt  und  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  viel  getan 
werden  könnte,  das  allgemeine  Betragen  solcher  Zög- 
linge zu  beeinflussen,  besser  als  dies  eine  Gefängnis- 
gesellschaft zu  tun  imstande  wäre.  Während  das  Ver- 
fahren für  den  anständigeren  Jugendlichen,  der  bei  seinen 
Eltern  lebt,  einen  großen  Erfolg  hätte,  wäre  das  ganze 
System  völlig  unanwendbar  für  diejenige  Volksklasse, 
die  von  der  Hand  in  den  Mund  lebt  und  von  einem 
unerwünschten  Heim  in  das  andere  flüchtet.  Diese 
Leute  würden  kaum  dem  Drill  regelmäßig  beiwohnen 
und  es  wäre  auch  ausgeschlossen,  dieselben  zu  finden, 
da  sie,  entblößt  von  jeder  Vormundschaft,  Heim  oder 
Besitz  irgend  welcher  Art,  von  einem  Orte  zum  anderen 
ziehen.  Für  solche  Jugendliche  gibt  es  keine  größere 
Wohltat  als  Verurteilung  zu  einer  längeren  Anstalthaft, 
in  welcher  der  Versuch  gemacht  werden  mag,  ihren 
Charakter  dauernd  zu  bessern.  Ich  spreche  hier  nicht 
nur  von  dem  Jugendlichen,  der  schon  einer  Anstalt 
überführt  worden  war  und  nun  neuerdings  nicht  gerade 
durch  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  sich  verantwort- 
lich macht,  nein,  ich  spreche  auch  von  denjenigen,  bei 
denen  die  Wahrscheinlichkeit  der  Verwahrlosung  sehr 
nahe  gerückt  ist,  sodaß  im  Interesse  des  Prevention  of 
Crime  Act  unbedingt  gebilligt  werden  muß,  wenn  sichernde 
Maßnahmen  getroffen  werden.  Es  wäre  vor  allem  zu 
wünschen,  daß  eine  scharfe  Kontrolle  der  gewöhnlichen 
„lodging  houses"  einsetzen  würde,  die,  wie  Rüssel  be- 
merkt, wahre  Seuchenzentren,  „plague  spots"  im  Leben 
der  Städte  bedeuten. 
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Die  Jünglinge,  die  jetzt  Verbrecher  oder  Gehilfen 
von  Verbrechern  sind,  würden  in  der  Zahl  stark  ver- 
mindert, wenn  ein  Gesetz  das  Verbot  des  Besuches  von 
nicht  konzessionierten  „Lodginghouses"  statuieren  würde. 

Ich  will  diese  Betrachtung  schließen,  da  mich  weitere 
Details  zu  weit  führen  würden  und  der  Hoffnung  Raum 
lassen,  daß,  wenn  eine  neue  Bill  dem  englischen  Par- 
lamente zur  Beratung  unterbreitet  wird,  dasselbe  nicht 
die  nötigen  Schritte  unterlassen  möge,  die  Erfahrungen, 
die  seit  1909,  dem  Inkrafttreten  des  Children  Act  ge- 
macht werden  konnten,  im  Sinne  und  Geiste  der  mo- 
dernen Anforderungen  und  zum  Wohle  des  Jugend- 
lichen, sowie  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Wohlfahrt 
abzuändern. 


— 


Druck  von  Benedikt  Hilz,  Nürnberg. 


